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Bewusst kurz gehalten 

Die schlechten Lebensbedingungen von Arbeits¬ 
losen sind ein starkes und bewährtes Mittel des 
Kapitals, Druck auf die Arbeiterklasse auszuüben. 
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Autos statt Essen 

Russland hat Autos importiert statt die Industrie 
zu entwickeln. Auch deshalb sinken die Löhne, 
und die Armut wächst. 
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Wenn die Nacht am tiefsten ist... 



F ast drei Viertel der Menschen in 
Deutschland - so eine Umfra¬ 
ge des Allensbach-Meinungsfor¬ 
schungsinstituts - blicken derzeit mit 
Sorge in die Zukunft. Es sei nicht die 
wirtschaftliche Situation, die dazu 
geführt habe, meinen die Allensba- 
cher. Da geht es der Mehrheit angeb¬ 
lich gut - angesichts von Wirtschafts¬ 
wachstum und niedrigem Benzinpreis. 
Nur 14 Prozent der Befragten fürch¬ 
ten, dass sich ihre wirtschaftliche Situ¬ 
ation in den nächsten fünf Jahren ver¬ 
schlechtern werde. Es wäre interessant 
zu erfahren, wer da befragt wurde. 

Auch nach einer Umfrage des Mei¬ 
nungsforschungsinstituts GfK im Auf¬ 
trag der Hamburger BAT-Stiftung für 
Zukunftsfragen haben 55 Prozent der 
Befragten Angst vor der Zukunft. Die 
Gründe für die Verunsicherung sind 
vor allem die Kriege und die Auswei¬ 
tung der Bundeswehreinsätze im Na¬ 
hen Osten, in Afghanistan, in Mali, 
von denen eine Bundestagsmehrheit 
behauptet, man habe dazu keine Al¬ 
ternative. Kanzlerin Merkel hat in ih¬ 


rer Neujahrsansprache keine anderen 
Akzente gesetzt. Ausdrücklich dankte 
sie „unseren Soldatinnen und Solda¬ 
ten“. Die stünden mit Leib und Le¬ 
ben für unsere Werte, unsere Sicher¬ 
heit und unsere Freiheit ein. Es ist der 
bleibende Konflikt in der Ukraine, der 
hierzulande viele verunsichert. Es sind 
die Zunahme von Spannungen in vie¬ 
len Regionen der Welt. Millionen 
Menschen sind auf der Flucht. 

Davon bleibt das eigene Leben 
nicht unberührt: Über eine Million 
Menschen sind 2015 auf der Flucht 
vor Krieg, Verfolgung, Hunger und 
Armut nach Deutschland gekom¬ 
men. Und während Kanzlerin Merkel 
in ihrer Neujahrsansprache wieder 
tönte „Wir schaffen das“, arbeiten die 
Freiwilligen schon seit vielen Wochen, 
wird in den Kommunen versucht, die 
wachsenden Probleme zu lösen, wäh¬ 
rend ihre Parteikollegen und vor al¬ 
lem aus der CSU ganz andere Töne 
und rechte Hassparolen anschlagen ... 

Hinzu kommt die Angst vor Terror¬ 
anschlägen: Am 18. November wurde 


in Hannover ein Fußballländerspiel 
abgesagt. In München gab es am Sil¬ 
vesterabend Großalarm. Angeblich 
plante der IS (wer derzeit sonst?) meh¬ 
rere Anschläge in der bayerischen Me¬ 
tropole. Eine verworrene Geschichte, 
die bisher eher den Eindruck vermit¬ 
telt, dass gezielt Angst und Verunsi¬ 
cherung geschürt werden sollte. Zu¬ 
rück bleiben - wie nach der Absage des 
Spiels am 18. November - viele Fragen. 

Unbedingt müsse „mehr getan 
werden“ für die „Innere Sicherheit“, 
meint nicht nur die CSU, die eine ent¬ 
sprechende Vorlage auf ihrer Klausur 
im Wildbad Kreuth beraten wird. SPD- 
Innenexperte Lischka fordert den Auf¬ 
bau eines gemeinsamen europäischen 
Antiterrorzentrums. Immer neue For¬ 
derungen nach mehr Polizei, nach Aus¬ 
bau der Geheimdienste und noch mehr 
Überwachung werden laut und lauter. 
Als hätte dieses Land nicht bereits „Si¬ 
cherheitsgesetze“, die kaum eine Lücke 
lassen. Wieder einmal wird auch eine 
Grundgesetzänderung gefordert - für 
Bundeswehreinsätze im Inneren. 


Terroranschläge gibt es aber be¬ 
reits jeden Tag im Land - ohne dass 
die Regierenden dagegen etwas wirk¬ 
sam tun: In den Weihnachtstagen gab es 
einen Brandanschlag auf ein geplantes 
Flüchtlingsheim in Schwäbisch Gmünd. 
Am 2. Januar bewarfen zwei Männer 
in Köln-Mülheim ein als Flüchtlings¬ 
unterkunft vorgesehenes Gebäude 
mit Bengalos. Bei einem Anschlag auf 
eine geplante Flüchtlingsunterkunft im 
Landkreis Wittenberg gab es nur Sach¬ 
schaden. Im hessischen Dreieich traf 
dagegen in der Nacht auf Montag eine 
Kugel einen schlafenden Bewohner ei¬ 
nes Flüchtlingswohnheims. Er wurde 
glücklicherweise nur leicht verletzt. 

Schön, wenn Frau Merkel in ih¬ 
rer Neujahrsansprache erklärte: „Es 
kommt darauf an, denen nicht zu fol¬ 
gen, die mit Kälte oder gar Hass in 
ihren Herzen ein Deutschsein allein 
für sich reklamieren und andere aus¬ 
grenzen wollen.“ Wirksames ist von 
ihr gegen die Zündler in den eigenen 
Reihen - in CDU/CSU, aber auch der 
SPD -, gegen Pegida und Co., gegen 
die AfD und die NPD nicht zu erwar¬ 
ten. Auch keine wirksamen Maßnah¬ 
men zur Integration der Flüchtlinge, 
zur Unterstützung der Städte und 
Gemeinden, kein Ende der profit¬ 
bringenden Waffenexporte und der 
militärischen Einsätze ist in Sicht - 
im Gegenteil. Die Regierungspolitik 
Deutschlands bleibt Fluchtursache. 

„Kriege und Ausbeutung schaffen 
unentwegt neue Fluchtbewegungen 
und neuen Terror“, heißt es unter an¬ 
derem im Aufruf zur Demonstration 
im Rahmen der diesjährigen Luxem- 
burg-Liebknecht-Ehrung. Am 10. Ja¬ 
nuar ist eine erste Gelegenheit in die¬ 
sem Jahr, Flagge zu zeigen, Solidarität 
zu üben und sich gegen die Politik der 
Herrschenden zu wehren. 

„Demonstrieren wir am 10. Janu¬ 
ar 2016 ... gegen die Fluchtursachen 
und gegen Faschisten - solidarisch mit 
den Erniedrigten, egal, wo sie gebo¬ 
ren sind.“ 

Nina Hager 


Blutiges Bündnis 

Strategische Kooperation der Bundesrepublik mit Saudi-Arabien 


Saudi-Arabien kann bei der Unter¬ 
drückung seiner Opposition, die am 
Wochenende in einer Massenexeku¬ 
tion kulminiert ist, deutsche Repres¬ 
sionstechnologie und von der deut¬ 
schen Polizei vermittelte Fähigkeiten 
nutzen. In den vergangenen Jahren 
hat die Bundesregierung die Liefe¬ 
rung von Produkten zur Telekommu¬ 
nikationsüberwachung im Wert von 
mehr als 18 Millionen Euro an Riad 
genehmigt. Das Bundeskriminalamt 
hat unter anderem für den saudischen 
Geheimdienst GID eine Schulung zur 
Terrorismusbekämpfung durchge¬ 
führt. Als „Terrorismus“ definiert Sau¬ 
di-Arabien auch nicht gewaltförmi¬ 
gen Protest der stark diskriminierten 
schiitischen Minderheit im Land. Die 
Bundespolizei bildet in einem offizi¬ 
ellen Projekt, das der damalige Bun¬ 
desinnenminister Wolfgang Schäuble 
im Mai 2009 formal abgesegnet hat, 
saudische Grenzschutz-Offiziere aus. 
Berichten zufolge werden dabei auch 


der Umgang mit Sturmgewehren so¬ 
wie das Vorgehen gegen Demonstran¬ 
ten trainiert. Involviert war zumindest 
zeitweise auch die saudische Religi¬ 
onspolizei. Die Repressionskoopera¬ 
tion ist eingebunden in eine umfas¬ 
sende ökonomische Zusammenarbeit, 
die deutschen Unternehmen großen 
Absatz und Milliardenaufträge garan¬ 
tiert. Vor allem aber folgt sie strategi¬ 
schen Zielen der Berliner Mittelost¬ 
politik. 

Nach der Massenhinrichtung vom 
Wochenende halten die internati¬ 
onalen Proteste gegen die blutige 
Repression in Saudi-Arabien an. In 
dem Land sind am Samstag 47 Men¬ 
schen durch Erschießung oder Ent¬ 
hauptung exekutiert worden, darun¬ 
ter überwiegend Mitglieder von Al 
Kaida, von denen zahlreiche wegen 
mörderischer Terroranschläge verur¬ 
teilt wurden, aber auch vier Aktivis¬ 
ten der schiitischen Opposition, dar¬ 
unter der überaus populäre Prediger 


Nimr Bakir al Nimr. Al Nimr galt als 
einer der einflussreichsten Anführer 
der saudischen Schiiten, einer Min¬ 
derheit, die schon seit Jahrzehnten 
über ihre Diskrimierung in Saudi- 
Arabien klagt; die saudische Staats¬ 
religion, der Wahhabismus, ist weit¬ 
gehend mit dem Salafismus identisch, 
derjenigen Strömung des Islam, die 
auch dem Dschihadismus von Zu¬ 
sammenschlüssen wie dem „Islami¬ 
schen Staat“ (IS/Daesh) zugrunde 
liegt und die die Schiiten als „Gott¬ 
lose“ behandelt. 

Bekannt ist, dass das größte in 
Deutschland verzeichnete Geschäft 
mit Saudi-Arabien in Sachen Über¬ 
wachungstechnologie wohl nicht 
ohne staatliche Unterstützung zu¬ 
stande gekommen wäre. Als der 
deutsch-französische Airbus-Kon¬ 
zern 2009 den Auftrag erhielt, die 
saudischen Außengrenzen auf der 
gesamten Länge von etwa 9 000 Ki¬ 
lometern mit modernstem Gerät 


hochzurüsten, begann die Bundespo¬ 
lizei zeitgleich mit einem langfristig 
angelegten Projekt zur Ausbildung 
saudischer Grenzer, von dessen Zu¬ 
standekommen Riad den Auftrag an 
Airbus abhängig gemacht hatte. Of¬ 
fiziellen Angaben zufolge werden 
saudische Grenzschutz-Offiziere auf 
Feldern wie „Personalführung“ oder 
„polizeiliche Entscheidungsprozesse“ 
geschult. Vor Ort eingesetzte Beamte 
beklagten allerdings schon vor Jahren, 
ihre Aufgaben gingen deutlich darü¬ 
ber hinaus; sie umfassten etwa auch 
Waffentraining. Im September wurde 
berichtet, allein zwischen April und 
Juni 2015 seien 19 Bundespolizisten 
in Saudi-Arabien im Einsatz gewe¬ 
sen. Das Bundesinnenministerium 
erklärt dazu: „Die deutsche Unter¬ 
stützung bei der Modernisierung des 
saudi-arabischen Grenzschutzes ist 
Teil einer strategischen Partnerschaft 
im Sicherheitsbereich“. 

german-foreign-policy.com 


Thema der Woche 


Sandsäcke gegen 
Staatsterror 

„Scharfschützen schießen auf alles, was sich 
bewegt, Panzer walzen alles nieder, was ih¬ 
nen auf den Weg kommt.“ So beschreibt der 
DIDF-Bundesvorstand in einer Erklärung die 
Lage in den kurdischen Gebieten der Türkei. 
Der Terror des türkischen Staates geht wei¬ 
ter - die Bilder auf Seite 8 zeigen: Der kurdi¬ 
sche Widerstand auch. 

Seiten 7 und 8 


Nein zum Krieg 


Auf nach Berlin zu 
Rosa und Karl 



Wir rufen zur Teilnahme an der Lu- 
xemburg-Liebknecht-Demonstra- 
tion am Sonntag, den io. Januar, 
in Berlin auf. Diese Demonstration 
ist die größte Antikriegsmanifes¬ 
tation des Landes. Sie beginnt um 
10.00 Uhr am Frankfurter Tor, weite¬ 
re Informationen: www.ll-demo.de 

Rosa-Luxemburg- 
Konferenz der 
„jungen Welt“ 

„Kein Gott, kein Kaiser, 
noch Tribun: Selber tun!“ 

Samstag, 9. Januar 2016 
Einlass 10 Uhr 
Urania, An der Urania 17 
U Wittenbergplatz, Berlin 

mit Vorträgen u.a. von Esther Be- 
jarano, Sahra Wagenknecht, Lena 
Kreymann (SDAJ) und Alpidio Alon- 
so Grau (KP Kuba) 

www.rosa-luxemburg-konferenz.de 

LLL-Treffen der DKP 

Samstag, 9. Januar 2016 
20.00-22.00 Uhr, Urania, 2. Etage 
Einlass 19 Uhr, Eintritt frei 
An der Urania 17 
U Wittenbergplatz, Berlin 

Cafe K 

von DKP und SDAJ 

im Rahmen der 
Rosa-Luxemburg-Konferenz 

Samstag, 9. Januar 2016 
10-22 Uhr, 2. Etage, Urania 



Wir machen unsere Leser auf die 
Beilage des CommPress Verlages 
aufmerksam 
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Wirtschaft und Soziales 


unsere zeit CE 


Kolumne von Lucas Zeise 

Über die vier Freiheiten 


Wir lieben unsere Europäische Uni¬ 
on, meist schlicht „EU“ genannt. Sie 
ist groß, stark und bietet uns vor al¬ 
lem vier Grundfreiheiten. Danach 
können Waren, Personen, Dienst¬ 
leistungen und Kapital frei in allen 
Staaten der EU zirkulieren. Es ist 
eine Freude. Zwar bin ich nur eine 
Person. Dennoch erheitert und be¬ 
friedigt es mich ungemein, dass auch 
Waren, Dienstleistungen und vor al¬ 
lem das nette Kapital sich fast über¬ 
all in Europa, abgesehen von solch 
Randstaaten und Nicht-EU-Mitglie- 
dern wie Norwegen, Island, Russland 
oder Schweiz, niederlassen und sogar 
geschäftlich betätigen dürfen. 



Wie die Philosophen lehren, ha¬ 
ben die Dinge meist einen tieferen 
Grund. Das ist sogar in der EU so. 
Warum gibt es die vier Freiheiten, 
fragt sich der Bürger. Damit, so die 
klugen Konstrukteure der EU, die 
Staaten der EU in einen friedlichen 
Wettbewerb treten können. Der 
Wettbewerb geht schön englisch 
formuliert um „Good Governance“ 
also die seit Jahrtausenden entbehrte 
„Gute Regierung“. Denn nur wo gut 
regiert wird, werden sich Waren, Per¬ 
sonen, Dienstleistungen und Kapital 
gern hinbewegen und sich gern nie¬ 
derlassen. Und so kommt es, dass wir 
überall in der EU so gute Regierun¬ 
gen haben und überall die genann¬ 
ten vier Gruppen mit den Füßen ab¬ 
stimmen, in die EU-Staaten ziehen, 
um dort gut regiert zu werden. Un¬ 
ter den vieren ist bekanntlich das 
Kapital (zumindest das fiktive, das 


in Papier- oder Geldform) das be¬ 
weglichste. Wahrscheinlich deshalb 
haben viele EU-Staaten, z.B. die 
Bundesrepublik Deutschland, kei¬ 
ne Mühe gescheut, um die Steuern 
fürs Kapital zu senken und dafür zu 
sorgen, dass die Löhne nicht zu hoch 
werden. Man weiß ja, dass das Kapi¬ 
tal Steuern oder überhaupt Kosten 
scheut und, wenn wie in der EU mög¬ 
lich, überhaupt flieht. 

Nehmen wir ein anderes Bei¬ 
spiel: Die Syrer, Albaner, Kosova¬ 
ren und Afghanen, die in den letz¬ 
ten Monaten so zahlreich nach EU- 
Europa kamen, wurden natürlich 
von der Good Governance hierzu¬ 
lande angelockt. Man kann mit ei¬ 
nem gewissen Nationalstolz sogar 
sagen, viele kamen geradewegs nach 
Deutschland wegen der guten Re¬ 
gierung Merkel, Gabriel, Steinmeier, 
de Maiziere und natürlich Schäuble. 
(Nur in Parenthese: Letzterer hatte 
sich schon vorher bleibende Ver¬ 
dienste erworben, indem er speziell 
Kapital aus Griechenland, das vo¬ 
rübergehend aus dem Wettbewerb 
ums gute Regieren ausgestiegen 
war, nach Deutschland zu locken 
verstand.) Aber nun - im Fall der 
Personen - geschah Erstaunliches. 
Die EU-Regierungen traten gar 
nicht in den Wettbewerb ein. An¬ 
statt den freien Personenverkehr zu 
fördern und die flüchtigen Personen 
auf ihr Territorium zu locken, taten 
sie das Gegenteil. Sie redeten über 
Kontingente, Abschottung, Anrei¬ 
ze für ferne Nicht-EU-Länder wie 
die Türkei, die Personen bei sich zu 
behalten. Sie überlegten sogar, eine 
der vier Grundfreiheiten teilweise 
oder ganz fallen zu lassen. 

Wir sind verwirrt und stellen be¬ 
trübt fest, dass sich die vier Freihei¬ 
ten der EU, der Wettbewerbsgedan¬ 
ke und damit die EU selbst in einer 
Krise befinden. Kann es so weiterge¬ 
hen? Wir wissen es nicht und überlas¬ 
sen aus Überzeugung das Regieren 
wie bisher den Regierungen. Nur ein 
Tipp für sie: Nehmt das eigene Ge¬ 
schwätz über Rechte und Freiheiten 
nicht ernst. Dann wird es mit der EU 
schon weiter klappen. 


PapyROSSa Varlag I Luxemburger Str. 202 | 50937 Köln 





Patrick Schreiner 
UNTERWERFUNG ALS FREIHEIT 

Leben im Neoliberalismus 

Weit über Politik und Wirtschaft hinaus ist der Neoliberalismus 
mehr als nur Marktradikalismus. Als Ideologie, die Freiheit 
verspricht, aber Elend und Unterwerfung bedeutet, verankert 
er die Dominanz von Kapitalinteressen im Bewusstsein und 
Alltagsleben der Menschen. 


3. Auflage - 127 Seiten - 11,90 Euro 
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Wolf Wetzel 

DER RECHTSSTAAT IM UNTERGRUND 
Big Brother, NSU-Komplex und notwendige Illoyalität 

Wolf Wetzel untersucht untergründige Staatsaktivitäten: 
Aufrüstung im Innern bei andauerndem Ausnahmezustand 
und totaler Überwachung. Ein weiterer Strang: die Spur des 
NSU und die Rolle der Geheimdienste. Die Antwort lautet, 
zusammenfinden in der notwendigen Illoyalität. 


219 Seiten - 14,90 Euro 



Sebastian Chwala 
DER FRONT NATIONAL 

Geschichte, Programm, Politik und Wähler 

Sebastian Chwala belegt den Aufstieg der extremen Rechten 
in Frankreich mit der Furcht der »neuen Mittelschichten« vor 
sozialem Abstieg. Sie sind es, die in erster Linie anfällig sind 
für die Mystifizierungen und die Fremdenfeindlichkeit des 
Front National. 


143 Seiten - 12,90 Euro 
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Weitertreiben, nicht vereinnahmen 

Vom OJA bis zur Streikversammlung - SDAJ in gewerkschaftlichen Kämpfen präsent 


Interview mit Florian Hainrich, Sozialis¬ 
tische Deutsche Arbeiterjugend (SDAJ). 

UZ: Ihr habt als SDAJ die Tarifrunde der 
Sozial- und Erziehungsdienste als einen 
zentralen Konflikt eingeschätzt und un¬ 
terstützt. Welche Erfahrungen habt ihr 
gemacht? 

Florian Hainrich: Es ist uns nicht in allen 
Städten, in denen es SDAJ-Gruppen gibt, 
gelungen, in die Tarifrunde einzugreifen, 
aber doch in einigen. Die gemachten 
Erfahrungen sind ganz unterschiedlich. 
In Kiel haben wir zum Beispiel an den 
Streikversammlungen teilgenommen, 
unsere Stellungnahme verbreitet, waren 
auf allen Demonstrationen präsent. Auch 
in anderen Städten wurden Solidaritäts¬ 
erklärungen der SDAJ verteilt. 

Die Kolleginnen und Kollegen aus 
dem Bereich der Sozial- und Erzie¬ 
hungsdienste haben nach unserer Ein¬ 
schätzung sehr gut agiert - dass sie zum 
Beispiel das erste Schlichtungsergebnis 
unter dem Druck, der da erzeugt wur¬ 
de, abgelehnt haben ... auch wenn die 
zweite Schlichtungsempfehlung dann mit 
einem relativ schlechten Ergebnis ange¬ 
nommen wurde. 

UZ: Nun habt ihr als Jugendverband ja 
von „ außen “ in diese Auseinandersetzung 
eingegriffen. Wie haben die Kolleginnen 
und Kollegen darauf reagiert, als ihr auf 
sie zugegangen seid? 

Florian Hainrich: Naja, es kommt darauf 
an. Unsere Genossinnen und Genossen 
sind ja auch dann, wenn sie nicht in dem 
Bereich arbeiten, in dem gestreikt wird, 
in den gleichen Gewerkschaften organi¬ 
siert, sind dort im Regelfall in den Orts¬ 
jugendausschüssen oder Bezirksjugend¬ 
vorständen aktiv-je nach Gewerkschaft. 
Die sind dann dort durchaus bekannt. 

Verankerung heißt ja nicht zwingend, 
dass man selbst in dem Betrieb arbeiten 
muss, um den es geht. Man muss dafür 
sorgen, dass man gehört wird. Und das 
haben wir durch jahrelange Gewerk¬ 
schaftsarbeit erreicht. 

Unsere Genossinnen und Genossen 
sind bekannt - und keineswegs Leute 
„von außen“. Für viele Kolleginnen und 
Kollegen ist es Normalität, wenn wir un¬ 
sere Solidarität erklären und uns posi¬ 
tionieren und sind auch bereit, unsere 
Positionen und Einschätzungen zu dis¬ 
kutieren. 

UZ: Wie sieht es dort aus, wo ihr noch 
nicht durch kontinuierliche Arbeit be¬ 
kannt seid? 

Florian Hainrich: Das kommt auf die 
jeweilige gewerkschaftliche Führung 
vor Ort an. Uns wurde auch schon ge¬ 


sagt, dass wir auf Demonstrationen 
nicht mit Fahnen auftreten und keine 
Solidaritätserklärungen verteilen sol¬ 
len, weil es nicht ins Konzept passte - 
das gibt es auch. 

Diese Leute haben anfangs Angst, 
instrumentalisiert zu werden. Als 
Kommunistinnen und Kommunisten 
müssen wir deutlich machen, dass un¬ 
sere Unterstützung keine Vereinnah- 
mung ist - wir wollen das, was die Kol¬ 
leginnen und Kollegen auch wollen. 
Wir wollen das Ganze nur weitertrei¬ 
ben, die Auseinandersetzung zuspit¬ 
zen, weil wir meinen, dass das im In¬ 
teresse der Kolleginnen und Kollegen 
ist, um ihre Forderungen durchzuset¬ 
zen. Damit haben wir positive Erfah¬ 
rungen gemacht. Wo wir allerdings an 
die Kolleginnen und Kollegen nicht 
rankommen und wir vorher abge¬ 
würgt werden, da klappt das dann 
eben nicht. 


und entscheiden - das unterstützen 
wir. Dabei wollen wir vermitteln, was 
die gesellschaftlichen Hintergründe 
sind, warum sich diese Auseinander¬ 
setzung so zugespitzt hat. 

Gerade in der Tarifrunde der Sozi¬ 
al- und Erziehungsdienste war das ja 
klar erkennbar. Da ging es von Anfang 
an um viele gesellschaftliche Fragen 
und nicht nur um den ökonomischen 
Kampf. 

Da ging es darum, wie Reprodukti¬ 
onsarbeit in der Gesellschaft bewertet 
wird - das ist ja der Kern der ganzen 
Aufwertungskampagne. Deshalb war 
es auch einfacher als bei anderen Ta¬ 
rifrunden, da als politische Organisati¬ 
on anzusetzen, weil ver.di gezwungen 
war, mit dem Thema Anerkennung der 
Reproduktionsarbeit mehr nach au¬ 
ßen zu gehen. Das ist eine politische 
Frage und da muss sich jeder zu po¬ 
sitionieren. 


UZ: Wie versucht ihr zu vermitteln, 
dass ihr unterstützen und nicht instru¬ 
mentalisieren wollt? Worauf kommt es 
dabei an? 



Florian Hainrich ist bei der SDAJ ver¬ 
antwortlich für Arbeiterjugendpolitik 


Florian Hainrich: Kontinuität. Natür¬ 
lich wird blöd angeguckt, wer direkt 
vor der Tarifrunde auftaucht und er¬ 
zählt: „Ihr müsst das so und so ma¬ 
chen“. Das funktioniert natürlich nicht. 

Das andere ist die Frage, wie wir 
auftreten. Ich diskutiere unsere Posi¬ 
tionen, aber dabei ist immer klar, dass 
die streikenden Kolleginnen und Kol¬ 
legen entscheiden - das ist keine Ent¬ 
scheidung, die ich zu treffen habe, aber 
auch nicht die der Tarifkommission, 
die mit ihrer Empfehlung beim Mit¬ 
gliedervotum eben nicht die Mehrheit 
bekommen hat. 

Das ist, was wir wollen. Wir wol¬ 
len, dass die Menschen selbst für ihre 
Interessen aktiv werden und das nicht 
stellvertretend für sie tun. Selbst aktiv 
werden, sich selbst einen Kopf machen 


UZ: Wie sieht es mit 2016 aus? Was 
sind eurer Meinung nach die zentralen 
Auseinandersetzungen, die uns bevor¬ 
stehen? 

Florian Hainrich: Als zentrale Ausein¬ 
andersetzung steht die Tarifkampagne 
von ver.di an. Da wird versucht, ver¬ 
schiedene Tarifrunden zusammenzu¬ 
führen (öffentlicher Dienst, Deutsche 
Telekom -Anmerkung der Redaktion) 
und nach eigener Aussage auch offen¬ 
siver aufzutreten. Da ist unserer Mei¬ 
nung nach aber noch nicht entschie¬ 
den, was daraus wird. 

Bei der IG Metall sieht es so aus, 
dass es nach dem schlechten Abschluss 
zur „Revolution Bildung“ nun gar kei¬ 
ne qualitative Forderung in die Tarif¬ 
runde eingebracht wird. 

UZ: Und was macht die SDAJ? 

Florian Hainrich: Einerseits wollen wir 
uns darauf konzentrieren, die Arbeit 
der Genossinnen und Genossen in ih¬ 
ren Betrieben zu unterstützen und die 
„kleinen“ Kämpfe vor Ort zu forcieren. 

Inhaltlich setzen wir uns als Haupt¬ 
forderung weiterhin für die unbefris¬ 
tete Übernahme nach der Ausbildung 
ein, das Thema Leiharbeit wird uns 
weiter beschäftigen und wir wollen 
uns stärker in die Diskussion um Ar¬ 
beitszeitverkürzung einbringen. Wir 
werden uns außerdem an der Tarif¬ 
kampagne von ver.di beteiligen und 
die Kolleginnen und Kollegen vor Ort 
unterstützen, und im Rahmen unserer 
Antimilitarismus-Kampagne werden 
wir uns Rüstungsproduktion und Rüs¬ 
tungsunternehmen als Arbeitgeber 
vornehmen. 

Das Interview führte Olaf Matthes 


Auf ein Neues 

Ein Ausblick auf anstehende Tarifrunden 


Die Arbeitskämpfe 2015 haben in der 
Berichterstattung der UZ einen zen¬ 
tralen Platz eingenommen. Die Be¬ 
schäftigten bei Amazon kämpften und 
kämpfen um einen Tarifvertrag, am 
Berliner Uniklinikum Charite wird 
weiter für eine Mindestbesetzung auf 
den Stationen gestritten, die nicht 
mehr einer planmäßigen Gefährdung 
von Leib und Leben der Patientinnen 
gleichkommt. 

Nicht alle Arbeitskämpfe haben 
2015 medial so viel Aufmerksamkeit 
erregt wie der Streik der Lokführer 
oder der Piloten, aber Streiks sind zum 
Thema geworden, kontrovers diskutiert 
auf Familienfeiern und Schützenfesten. 
Vor den hart geführten Auseinander¬ 
setzungen und Streiks bei der Post und 
im Sozial- und Erziehungsdienst hatte 
ver.di Ziele und Forderungen formu¬ 
liert, die den Nerv vieler Kolleginnen 
und Kollegen trafen und aussagten: 
Der Kampf sollte sich lohnen. Dass bei 
lohnenden Kämpfen Niederlagen mög¬ 
lich sind, hat bei einigen letztendlich zu 
Verdruss geführt, bei anderen wird die 


gemachte Erfahrung eine gute Grund¬ 
lage für das neue Jahr. 

Dazu ein knapper Überblick, was 
uns bevorsteht: Von Ende 2015 bis 
Ende 2016 laufen die Einkommensta¬ 
rifverträge für knapp 12 Millionen Be¬ 
schäftigte aus. Wann in welchem Be¬ 
reich verhandelt wird, zeigt der tarif¬ 
liche Kündigungsterminkalender, den 
das WSI-Tarifarchiv vorgelegt hat: 

★ Januar: Deutsche Telekom AG 

★ Februar: Öffentlicher Dienst (Bund, 
Gemeinden) 

★ März: Metall- und Elektroindustrie, 
Druckindustrie, Brot- und Backwaren¬ 
industrie 

★ April: Bauhauptgewerbe, Bankge¬ 
werbe, Maler- und Lackiererhandwerk 

★ Mai: Volkswagen AG, Kautschukin¬ 
dustrie 

★ Juli/August/September: Chemische 
Industrie 

★ September: Deutsche Bahn AG 

★ Oktober: Papier und Pappe verarbei¬ 
tende Industrie 

★ Dezember: Öffentlicher Dienst (Län¬ 
der) 


Die bisher formulierten Forderun¬ 
gen der zuständigen Einzelgewerk¬ 
schaften liegen bei gut fünf Prozent. 
Das ist noch lange kein Ende der Be¬ 
scheidenheit, wird aber angesichts der 
„Arbeitgeber“-Strategie, glänzende 
Wirtschaftsdaten mit dem Hinweis zu 
versehen, dass ja noch die Eingliede¬ 
rung der zu uns Geflüchteten gewuppt 
werden müsse, für eine ordentliche Aus¬ 
einandersetzung reichen. Selbst der 
Mindestlohn von 8,50 EUR (!) ist ihnen 
bekanntlich zu hoch und muss also in 
diesem Jahr beim Kampf um die über¬ 
fällige Erhöhung verteidigt werden. 

Im Öffentlichen Dienst wird das 
Gejammer der Kommunen, der Länder 
und des Bundes groß sein, allein schon 
wegen der Kosten der „Flüchtlingskri¬ 
se“. Sollten die Beschäftigten sich nicht 
auf freiwilligen Verzicht einlassen, son¬ 
dern ganz egoistisch einsehen, dass es 
eine Verteilungsfrage ist, ob die öffent¬ 
liche Hand über genug für alle verfügt, 
dann stehen auch 2016 wohl wieder 
Streiks im Öffentlichen Dienst an - und 
zwar zunehmend politische. Lars Mörking 
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Gesetzmäßige Verelendung 

Industrielle Reservearmee und Beschäftigte unter Druck: 

Armut und Intensität der Arbeit nehmen zu 


Arme werden immer ärmer 

Die deutschen Konzerne schütteten im 
vergangenen Jahr so viele Dividenden 
an ihre Aktionäre aus wie nie zuvor. Ins¬ 
gesamt wanderten 45 Milliarden Euro 
in die Taschen der Anteilseigner. Zu¬ 
gleich konnten sich mehr als eine Milli¬ 
on Menschen nicht einmal jeden zweiten 
Tag eine vollwertige Mahlzeit leisten. Im 
Jahr zuvor kletterte die Zahl der von Ar¬ 
mut Betroffenen auf die Rekordzahl von 
16,7 Prozent. 

Es ist eine Binsenweisheit, dass die 
Armen immer ärmer und die Reichen 
immer reicher werden. Schon der vene¬ 
zianische Mönch Ortes erklärte im 18. 
Jahrhundert: „Großer Reichtum von 
einigen ist stets begleitet von absoluter 


Beraubung des Notwendigen bei viel 
mehr anderen.“ Er sah dies als ein Natur¬ 
gesetz und schlussfolgerte die Notwen¬ 
digkeit der Kirche, die die größte Not 
lindern solle. Die Arbeiterbewegung 
entschied sich dazu, dies lieber selbst in 
die Hand zu nehmen und nicht nur Sym¬ 
ptome zu bekämpfen, sondern das Pro¬ 
blem an der Wurzel zu packen und die 
Herrschaft der Bourgeoisie zu stürzen. 

Gesetz der kapitalistischen 
Akkumulation 

Reichtum und Armut entstehen tat¬ 
sächlich gesetzmäßig, allerdings nicht 
auf Grund eines göttlichen oder eines 
Naturgesetzes, sondern auf Grund der 
kapitalistischen Produktionsweise. Die 
fortwährende Anhäufung von Kapital 
ist notwendig, um den Produktionspro¬ 
zess auf erweiterter Stufenleiter führen 
zu können, ihn auszudehnen. Sie führt zu 
einer Erhöhung des Anteils der Maschi¬ 
nen im Produktionsprozess. Die Nach¬ 
frage nach Arbeitskräften verringert 
sich im Verhältnis zur Größe der Bevöl¬ 
kerung und insbesondere zur steigen¬ 
den Größe der Arbeiterklasse. Es ent¬ 
steht eine aus Sicht des Kapitals über¬ 
schüssige Bevölkerung, die sogenannte 
industrielle Reservearmee. Sie wird in 
schlechte Arbeits- und Lebensbedingun¬ 
gen gepresst und dient dazu, die gesam¬ 
te Arbeiterklasse unter Druck zu setzen 
und ihre Lage zu verschlechtern. Teile 
von ihr werden unter das sogenannte 
Existenzminimum gedrückt und beson¬ 
ders der schrankenlosen Auspressung ih¬ 
rer Arbeitskraft ausgesetzt. 

Der Druck der Profitsteigerung und 
der Druck durch tausende wartende 
Arbeitslose, die den Arbeiter ersetzen 
können, führt zur Steigerung des Ar¬ 
beitsdrucks, zur Intensivierung der Ar¬ 
beit und zur Verschlechterung der Lage 
großer Teile der Arbeiterklasse, ihrer 
Gesundheit und ihrer gesamten Exis¬ 
tenzbedingungen. 

Druck im Kessel erhöhen 

Die Bundesregierung will an zwei Stel¬ 
len den Druck im Kessel erhöhen. Sie 
plant eine „Vereinfachung“ des Sozial¬ 
gesetzbuches und hat bereits eine Ver¬ 
schärfung des Asylrechts und der dar¬ 
in enthaltenen sozialen Rechte in Ge¬ 
setzesform gegossen. Hintergrund der 
„Vereinfachungen“ ist eine De-facto- 
Kürzung des sogenannten Regelsatzes 


der SGB-II-Leistungen, unter anderem 
dadurch, dass die Kosten der Unterkunft 
nicht mehr voll übernommen werden 
sollen und der Freibetrag für „Aufsto- 
cker“ gekürzt wird. Die Verschärfung 
des Asylbewerberleistungsgesetzes 
sieht die drastische Kürzung der Leis¬ 
tungen für Ausreisepflichtige, also auch 
Geduldete vor, wovon viele abgelehn¬ 
te Asylbewerber betroffen sein werden. 
Durch die beschleunigte Ablehnung und 
Abschiebung wird die Zahl der Illega- 
lisierten zunehmen. Die soziale Absi¬ 
cherung für EU-Bürger wurde bereits 
in den vergangenen Jahren ausgehöhlt. 
Welche Auswirkung hat die Verschlech¬ 
terung der Rechte und der Lage dieser 
Teile der Arbeiterklasse? 


Größe und Zusammensetzung 
der industriellen Reservearmee 

Die industrielle Reservearmee umfasst 
aktuell rund 4,5 Millionen Erwerbsfähi¬ 
ge. Wenn man die „Stille Reserve“, also 
die nicht als arbeitssuchend Registrier¬ 
ten, abzieht, sind es ca. 3,5 Millionen. Sie 
stehen 30 Millionen sozialversicherungs¬ 
pflichtig abhängig Beschäftigten gegen¬ 
über, wobei darunter sieben Millionen 
Teilzeitbeschäftigte sind. Das „Gewicht“ 
der industriellen Reservearmee gegen¬ 
über den sozialversicherungspflichtig 
abhängig Beschäftigten liegt bei um die 
11 Prozent, ein wesentlich höherer Wert 
als die offiziellen 6,4 Prozent Arbeitslo¬ 
senquote. Der Großteil der Arbeitslosen 
und Arbeitsuchenden gehört zur „sto¬ 
ckenden“ industriellen Reservearmee, 
die sehr unregelmäßiger Beschäftigung 
ausgesetzt ist. Dieser Teil hat durch die 
Agenda 2010, insbesondere durch Leih¬ 
arbeit, befristete Beschäftigung, Teilzeit 
und Minijobs stark zugenommen und ist 
einer ständigen Rotation ausgesetzt - 
raus aus dem Job, rein in den Job. 

Das Phänomen „Arm trotz Arbeit“ 
nimmt zu: Mehr als drei Millionen Er¬ 
werbstätige waren 2013 arm, 25 Prozent 
mehr als vor der Krise von 2008. Ein 
weiterer Teil der industriellen Reserve¬ 
armee ist die Dauerarbeitslosigkeit. Von 
den offiziell 2,7 Millionen Arbeitslosen 
waren über eine Million ein Jahr und 
länger arbeitslos. Erwerbslose sind be¬ 
sonders stark von Armut und Entbeh¬ 
rung betroffen, laut Daten des Statisti¬ 
schen Bundesamtes kann sich mehr als 
ein Drittel beispielsweise keine regelmä¬ 
ßige vollwertige Mahlzeit leisten. 

Obwohl die industrielle Reservear¬ 
mee schon relativ groß ist, ist das Kapital 
bestrebt, ihren Umfang zu erweitern und 
ihre Zusammensetzung zu seinen Guns¬ 
ten zu verändern. Dies gelingt durch 
Menschen, die vor Krieg und Elend flie¬ 
hen und von Kapital und Staat nach Ver¬ 
wertungskriterien selektiert werden. Sie 
stehen unter hohem Existenzdruck und 
sind gezwungen, jede Arbeit sofort an¬ 
zunehmen. Zudem sind viele von ihnen 
jung und ihre Arbeitskraft leicht und 
über die Maßen ausbeutbar. 

Ansprüche niedrig halten 

Karl Marx hat die Wirkung der indust¬ 
riellen Reservearmee auf die aktive Ar¬ 
beiterarmee in den verschiedenen Pha¬ 
sen eines Zyklus (Krise, Depression, Be¬ 


lebung und Aufschwung) beschrieben: 
„Die industrielle Reservearmee drückt 
während der Perioden der Stagnation 
und mittleren Prosperität auf die aktive 
Arbeiterarmee und hält ihre Ansprüche 
während der Periode der Überproduk¬ 
tion und des Paroxysmus (gesteigerte 
Ausbrüche der Krise) im Zaum.“ (MEW, 
Band 23, S. 668) Das Kapital nutzt diese 
für die Arbeiterklasse schlechte Situati¬ 
on aus und treibt die Intensivierung der 
Arbeit voran. In diesem Jahr wird der 
Druck auf die Beschäftigten weiter zu¬ 
nehmen. Eine Umfrage unter 29 Arbeit¬ 
geber-Verbänden des Instituts der deut¬ 
schen Wirtschaft kündigt an: „Mehr Pro¬ 
duktion, gleich viel Jobs“ (so lautet auch 
der Titel der Studie). Es soll auch nicht 
unbedingt mehr in Maschinen investiert 
werden. 

Die „Welt“ vom 27.12.15 schreibt 
Klartext: „Stattdessen läuft es in vielen 
Branchen schlichtweg auf eine Arbeits¬ 
verdichtung hinaus.“ Viele Beschäftigte 
leiden bereits jetzt unter den Verschlech¬ 
terungen der Arbeitsbedingungen und 
der Erhöhung der Belastungen. Die 
Überstunden nehmen zu und die Zahl 
der Krankheitstage steigt, insbesondere 
durch chronische Erkrankungen. Beson¬ 
ders betroffen sind gering Qualifizierte 
und Niedriglöhner, deren Lebenserwar¬ 
tung bereits jetzt zehn Jahre unter der 
von höheren Einkommen liegt. 

Was bedeutet diese Ausgangs¬ 
lage für die Arbeiterklasse? 

Die Arbeiterklasse ist vielfach gespal¬ 
ten und schlecht organisiert. Der ge¬ 
werkschaftliche Organisierungsgrad 
lag 2013 bei lediglich 17,7 Prozent. Nur 
9 Prozent der Betriebe und 41 Prozent 
der Beschäftigten haben einen Betriebs¬ 
rat, wie aus der Datenkarte des WSI her¬ 
vorgeht. Große Teile der Arbeiterklasse 
sind noch geringer organisiert, insbeson¬ 
dere die schlecht bezahlten und die in¬ 
dustrielle Reservearmee. 

Atomisierung und Isolierung be¬ 
herrschen die Situation der Lohnab¬ 
hängigen. Sie sind keine gemeinsame 
Kraft, die ihre eigene Lage erkennt und 
gemeinsam handelt. Die verschiedenen 


Teile der Arbeiterklasse benötigen eine 
Organisierung für ihre spezifische Lage, 
um für ihre Rechte und Interessen ein¬ 
zutreten. Dies gilt auch für andere Teile 
der Werktätigen, wie die kleinen Selbst¬ 
ständigen. 

Die Selbstorganisierung der ver¬ 
schiedenen Teile der Arbeiterklasse ist 
aus zwei Gründen wichtig: Zum einen 
fordert ihre Lage spezifische Anforde¬ 
rungen der Organisation, zum Beispiel 
bezüglich der Rechtsgebiete und der 
Kampfformen. Zum anderen ist Selbst¬ 
ermächtigung wichtig, also die Möglich¬ 
keit selbst und gemeinsam mit anderen 
zu handeln. Es geht um die Überwin¬ 
dung der Kultur der Stellvertreter. Den 
Kampf für die eigenen Rechte erledigt 
kein Betriebsrat oder Gewerkschafts¬ 
sekretär, auch wenn diese eine wichti¬ 
ge Rolle im Kampf spielen können und 
Teil davon sind. 

Um die Einheit der Arbeiterklasse 
herzustellen muss sie praktisch zusam¬ 
men kämpfen. Die gut organisierten 
Facharbeiter müssen erkennen, dass 
der Angriff auf die sozialen Rechte ein 


Angriff auf sie und nicht nur auf die 
Niedriglöhner, Erwerbslosen oder Ge¬ 
flüchteten ist. Und sie müssen dies auch 
praktisch umsetzen können, indem sie 
Teil des Kampfes für soziale Rechte 
sind. Ebenso wie die Erwerbslosen und 
Niedriglöhner den Kampf gegen Ren¬ 
tenkürzung oder die Einschränkung des 
Streikrechts als ihren verstehen müssen. 
Die verschiedenen Kampfformen kön¬ 
nen zusammen geführt werden. Wenn 
die „Stammbelegschaft“ einen Streik¬ 
kampf gegen Leiharbeit führt, können 
die anderen Teile der Arbeiterklasse 
diesen Kampf unterstützen und mitfüh¬ 
ren - durch die Mobilisierung in Form 
von Demonstrationen, Aktionen in Job¬ 
centern gegen die Vermittlung in Leih¬ 
arbeit, etc. 

Eigenständige Organisierung heißt 
sowohl unabhängig von bürgerlichem 
Einfluss, als auch eigenständig als Han¬ 
delnde, als Aktive. 

Rolle der Gewerkschaften, 

Rolle der Partei 

Den Gewerkschaften kommt eine wich¬ 
tige Rolle zu. Sie müssen zum einen ge¬ 
gen die Verschärfungen und Entrechtun¬ 
gen ankämpfen, zugleich müssen sie den 
Kampf zur Abschaffung des Kapitalis¬ 
mus lenken. Karl Marx sagte über die 
Gewerkschaften: „Sie verfehlen ihren 
Zweck gänzlich, sobald sie sich darauf 
beschränken, einen Kleinkrieg gegen die 
Wirkungen des bestehenden Systems zu 
führen, statt gleichzeitig zu versuchen, es 
zu ändern, statt ihre organisierten Kräf¬ 
te zu gebrauchen als einen Hebel zur 
schließlichen Befreiung der Arbeiter¬ 
klasse, das heißt zu endgültigen Abschaf¬ 
fung des Lohnsystems.“ (Lohn, Preis und 
Profit, MEW Band 16, S.152). 

In den DGB-Gewerkschaften domi¬ 
niert der sozialpartnerschaftliche Kurs, 
die Zusammenarbeit mit Kapital und 
Staat ist vorherrschend. Die Kritik des 
DGB an den Sozial- und Asylrechtsver¬ 
schärfungen fällt bescheiden aus, eine 
Orientierung auf oder ein praktischer 
gemeinsamer Kampf ist nicht erkennbar, 
wenn auch der Mindestlohn verteidigt 
werden soll. Hier gilt es innerhalb der 


Betriebe und Gewerkschaften zu argu¬ 
mentieren, Kollegen für ihre Interessen 
konsequent zu organisieren, Mehrheiten 
zu verändern. 

Die Schaffung von Klassenbewusst¬ 
sein und damit auch Bewusstsein über 
die eigene Lage und die der gesamten 
Klasse, der Kampf für das Interesse der 
Gesamtbewegung der Arbeiterklasse ist 
Aufgabe der kommunistischen Partei: 
„Die Kommunisten unterscheiden sich 
von den übrigen proletarischen Partei¬ 
en nur dadurch, daß sie einerseits in den 
verschiedenen nationalen Kämpfen der 
Proletarier die gemeinsamen, von der 
Nationalität unabhängigen Interessen 
des gesamten Proletariats hervorheben 
und zur Geltung bringen, andrerseits 
dadurch, daß sie in den verschiedenen 
Entwicklungsstufen, welche der Kampf 
zwischen Proletariat und Bourgeoisie 
durchläuft, stets das Interesse der Ge¬ 
samtbewegung vertreten.“ (Das Mani¬ 
fest der Kommunistischen Partei, in Karl 
Marx/Friedrich Engels - Werke. Dietz 
Verlag, Band 4, Seite 34) 

Philipp Kissel 




dju: Journalisten 
verdienen mehr 

Die Deutsche Journalistinnen und Jour- 
nalisten-Union (dju) in ver.di fordert für 
die rund 14 000 Tageszeitungsjournalis¬ 
tinnen und -journalisten, fest angestell- 
te wie freie fünf Prozent mehr Geld. Ab 
Januar 2016 muss über Tariferhöhungen 
verhandelt werden, die dann ab Jahres¬ 
beginn wirksam werden. Journalistinnen 
und Journalisten hatten jahrelang Lohn¬ 
verzicht und Abstriche im Manteltarif¬ 
vertrag hingenommen. 

Vor allem der Nachwuchs in den Re¬ 
daktionen soll mit einer Mindesterhö¬ 
hung von 200 Euro spürbar mehr ver¬ 
dienen. Außerdem seien die Honorare 
und Pauschalen für freie Zeitungsjour¬ 
nalisten zu erhöhen, forderte der stell¬ 
vertretende ver.di-Vorsitzende Frank 
Werneke. „Professionelle Leistungen 
von Freien sind für Zeitungen unver¬ 
zichtbar, daher dürfen die Journalisten 
bei den Einkommen nicht den Anschluss 
verlieren“. 

Auf die Forderungen und Anfragen 
zur Verhandlungsaufnahme hat der Bun¬ 
desverband Deutscher Zeitungsverleger 
(BDZV) zunächst abwiegelnd reagiert. 
Vor Anfang Februar sei kein Verhand¬ 
lungsbeginn möglich. „Ganz offensicht¬ 
lich versuchen die Zeitungsverleger auf 
Zeit zu spielen und die von den Zei¬ 
tungsjournalisten zu recht erwarteten 
Tariferhöhungen hinaus zu zögern. Ge¬ 
rade bei den tagtäglich unter Hochdruck 
arbeitenden Zeitungsjournalisten dürfte 
es für die Gemächlichkeit der Verhand- 
ler im BDZV wenig Verständnis geben“, 
sagte Werneke. 

Die Zeitungsbranche stöhnt seit Jah¬ 
ren über sinkende Zahlen bei Abonne¬ 
ments und bei den Werbeeinnahmen. 
Auch mit Online-Publikationen verdie¬ 
nen die meisten Verlage kein oder kaum 
Geld, selbst wenn kaum noch eigene In¬ 
halte produziert werden. 

Durchgesetzt hat sich dagegen die 
Verkleinerung und Zusammenlegung 
von Redaktionen. So erscheinen Zei¬ 
tungstitel teilweise nur noch mit unter¬ 
schiedlichen Namen, während weite Tei¬ 
le des redaktionellen Teils identisch sind 
und zu einem großen Teil aus Agentur¬ 
meldungen bestehen. 

Öffentlicher 

Befristungswahn 

Nach Angaben des Instituts für Arbeits¬ 
markt- und Berufsforschung (IAB) lag 
der Anteil befristet Beschäftigter im öf¬ 
fentlichen Dienst (ohne Beschäftigte in 
der Wissenschaft) mit 7,1 Prozent im Jahr 
2014 über dem Durchschnitt der Gesamt¬ 
wirtschaft. Außerdem sei er spürbar ge¬ 
stiegen, weil Neueinstellungen überwie¬ 
gend befristet erfolgen. Klammere man 
die Beamtinnen und Beamten bei der Be¬ 
trachtung aus, läge der Befristungsanteil 
im öffentlichen Dienst 2014 sogar bei 9,3 
Prozent, für junge Beschäftigte unter 35 
Jahren sogar bei über 20 Prozent. 

Besonders problematisch ist laut ver. 
di der rasante Anstieg sachgrundloser Be¬ 
fristungen. Machten diese 2004 17,5 Pro¬ 
zent aller Befristungen aus, seien es 2013 
bereits 35,7 Prozent gewesen. „Ersatzbe¬ 
darf ist dabei in weniger als der Hälfte 
der Fälle der Grund für die Befristung. 
Oft liegt es an fehlenden Finanzmitteln“, 
stellte ver.di-Bundesvorstandsmitglied 
Wolf gang Pieper mit Bezug auf die Zah¬ 
len des IAB fest. „Wenn rund 60 Prozent 
der Einstellungen im öffentlichen Dienst 
nur befristet erfolgen, gegenüber rund 40 
Prozent in der Privatwirtschaft, zeugt das 
nicht von der Attraktivität des Arbeitge¬ 
bers öffentlicher Dienst“. 

Besonders hoch ist der Anteil befris¬ 
teter Beschäftigung in der Wissenschaft, 
die vom IAB nicht berücksichtigt wur¬ 
de. „Neun von zehn wissenschaftlichen 
Angestellten an Hochschulen werden 
mit einem Zeitvertrag abgespeist, über 
die Hälfte der Verträge läuft nicht ein¬ 
mal ein Jahr“, sagte der stellvertretende 
GEW-Vorsitzende Andreas Keller zur 
Novellierung des Wissenschaftszeitver¬ 
tragsgesetzes. Diese sei zwar ein „wich¬ 
tiger Teilerfolg“, bleibe aber insgesamt 
vage. „Ins Wissenschaftszeitvertragsge¬ 
setz gehören konkrete Mindestlaufzeiten, 
eine verbindliche Familienkomponente 
und verlässliche Beschäftigungsperspek¬ 
tiven für studentische Hilfskräfte. Für 
Daueraufgaben in Forschung, Lehre und 
Wissenschaftsmanagement muss es Dau¬ 
erstellen geben.“ 



_ Innenpolitik 

„Wir“ schaffen das! 

Zur Neujahrsansprache von Frau Merkel 



Die Bundeskanzlerin während ihrer Ansprache; etwa Sekunde neunzehn. 
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Erinnerungsarbeit 

Zur Vorbereitung der außerordentlichen 
Bundeskonferenz der Vereinigung der 
Verfolgten des Naziregimes/Bund der 
Antifaschisten (Bochum, Jahrhundert¬ 
haus der IG Metall, 27.-29. Mai 2016) 
hat der Landesausschuss der nordrhein- 
westfälischen VVN-BdA aufgerufen, alle 
neuen Impulse für eine antifaschistische 
Erinnerungsarbeit in einer sich wandeln¬ 
den Zeit aufzugreifen. Im Folgenden do¬ 
kumentieren wir Teile des Beschlusses, 
der den Titel „Zur Rohe der Wirtschaft 
und des Widerstandes im NS-System - 
Aufgabe der Erinnerungsarbeit“ trägt: 

„Es sollten besonders Aussagen ... 
zu folgenden Themen vorgesehen wer¬ 
den: 

★ die Rolle der ökonomischen Eliten 
im deutschen Faschismus, ihre Funk¬ 
tion für das Aufkommen des Faschis¬ 
mus, für Vorbereitung und Führung des 
Krieges, sowie die Lehren, die daraus 
zu ziehen sind. 

★ die „Kinder des Widerstandes“ und 
damit die 2. und 3. Generation der Op¬ 
fer des Faschismus und ihre Forderun¬ 
gen und Anliegen. 

Zu diesen beiden Themen hat die 
VVN-BdA NRW seit einigen Jahren 
wichtige Vorarbeiten geleistet. Sie hat 
beschlossen, in allen Kreisorganisatio¬ 
nen bis zur Bundeskonferenz neue Ak¬ 
tionen für die Aufklärung zu diesen The¬ 
men anzupacken, das heißt mit den neu¬ 
en Zeitzeugen an die Öffentlichkeit zu 
treten, ihre Erfahrungen in Broschüren 
zu dokumentieren und ferner die Spu¬ 
rensuche „Verbrechen der Wirtschaft“ 
mittels Bürgeranträgen z.B. für Straßen¬ 
umbenennungen und mit Herausgabe 
von Postern (Schaffung einer Ausstel¬ 
lung von der Basis her) zu verstärken ... 

Nicht auf Kosten der 
Rechtsstaatlichkeit 

„Der aktuelle Gefährder-Begriff ist 
hochproblematisch. Denn diese Ein¬ 
stufung beruht auf weitgehend willkür¬ 
lichen Einstufungen örtlicher Polizei- 
dienststellen, die schon rein fachlich oft¬ 
mals damit überfordert sein dürften. Die 
Betroffenen wiederum werden stigma¬ 
tisiert und müssen zum Teil gravieren¬ 
de Grundrechtseinschränkungen hin¬ 
nehmen, obwohl sie in der Regel keine 
Straftaten begangen haben“, erklärt die 
innenpolitische Sprecherin der Fraktion 
„Die Linke“, Ulla Jelpke zur Antwort 
der Bundesregierung auf die Kleine An¬ 
frage „Sogenannte islamistische Gefähr- 
der“ Die Abgeordnete weiter: 

„Dass gegen dschihadistische Syrien- 
Kämpfer aus Deutschland vornehmlich 
nach den Terrorparagraphen 89a, 129a/b 
Strafgesetzbuch ermittelt wird, erscheint 
mir ebenfalls höchst fragwürdig ... Diese 
Terrorparagraphen werden nicht recht¬ 
mäßiger, nur weil sie nun auch gegen 
Dschihadisten zur Anwendung kommen. 
Auch wenn der Nachweis einer Beteili¬ 
gung an Kriegsverbrechen im Einzelfall 
schwerer zu erbringen sein dürfte als 
derjenige einer bloßen Organisations- 
mitgliedschaft, wäre es daher im Interes¬ 
se der Rechtsstaatlichkeit vorzuziehen, 
Ermittlungen gegen Dschihadisten aus 
Deutschland wegen solcher „dingfesten“ 
Straftatbestände einzuleiten ...“ 

Neonazis drängen 
auf die Straße 

In Thüringen fand im Jahr 2015 an jedem 
dritten Tag mindestens eine öffentliche 
Aktion mit mehr als zehn Personen statt, 
die von Neonazis organisiert wurde oder 
an der Neonazis teilnahmen. Nach Zäh¬ 
lung des „blick nach Rechts“ (bnr.de) er¬ 
eigneten sich in Thüringen insgesamt 146 
öffentliche Aufmärsche, Kundgebungen 
oder andere Aktionen der rechtsexre- 
men Szene, knapp die Hälfte davon fand 
allein in den letzten drei Monaten die¬ 
ses Jahres statt. Damit ereigneten sich 
im vierten Quartal 2015 bisher mehr 
solcher Aktionen als in den ersten sechs 
Monaten zusammen, bloße Infostände 
wurden nicht mitgezählt. Auch die Mo¬ 
bile Beratung in Thüringen (MOBIT) 
spricht von einem deutlichen Anstieg in 
fast allen Kategorien extrem rechter Ak¬ 
tivitäten. Die Zahl der öffentlichen Akti¬ 
onen der rechtsextremen Szene hat sich 
demnach gegenüber dem Vorjahr mehr 
als verdoppelt und ist wie die Zahl der 
Sachbeschädigungen mit rechtem Hin¬ 
tergrund so hoch wie schon seit zehn 
Jahren nicht mehr, (blick nach rechts) 


D eutschland ist ein starkes Land“ 
resümierte Bundeskanzlerin 
Angela Merkel (CDU) in ih¬ 
rer diesjährigen Neujahrsansprache. 
So stark, so selbstbewusst, einig und 
frei wie nie zuvor - seit 25 Jahren: die 
niedrigste Arbeitslosigkeit, die höchs¬ 
te Erwerbsarbeit, innovative und pro¬ 
sperierende Wirtschaft, unsere Frei¬ 
heit wird noch immer am Hindukusch 
verteidigt - und an vielen anderen 
Orten in der Welt, Weltmeister im 
Fußball und der Herzen, denn Her¬ 
ausforderung hin, Staatsschulden her: 
Wir schaffen das! 

Und was wir so nicht schaffen, 
das schaffen wir mit Hilfe militäri¬ 
scher Abschirmung durch die „Eu¬ 
ropäische Agentur für die opera¬ 
tive Zusammenarbeit an den Au¬ 
ßengrenzen der Mitgliedstaaten der 
Europäischen Union“, kurz Frontex. 
Und den Milliarden für den türki¬ 
schen Präsidenten Recep Tayyip Er- 
dogan, der Hitler-Deutschland für 
ein nennenswertes Präsidialsystem 
hält, und den Krieg gegen die kur¬ 
dische Bevölkerung binnen Wochen 


Seit Oktober 2015 gilt das 
restriktivste Asylgesetz seit 
über 20 Jahren. 


von der berechtigten Hoffnung auf 
endgültigen Frieden auf ein bislang 
nicht gekanntes Ausmaß an Brutali¬ 
tät gebracht hat. Der „uns“ aber im 
Gegenzug die Flüchtlinge vom Hals 
halten wird. 

Die Pastorentochter aus Ham¬ 
burg-Barmbek drückte sich in ihrer 
Alljahres-Predigt etwas anders aus: 
„Denn wir haben ... ein umfassen¬ 
des Konzept politischer Maßnahmen. 
National, in Europa und international 
arbeiten wir daran, den Schutz der eu¬ 
ropäischen Außengrenzen zu verbes¬ 
sern, aus illegaler Migration legale zu 
machen, die Fluchtursachen zu be¬ 
kämpfen, und so die Zahl der Flücht¬ 
linge nachhaltig und dauerhaft spür¬ 
bar zu verringern.“ Was illegale Migra¬ 
tion ist, und wie daraus mit „unserer“ 
Hilfe legale gemacht wird, darüber 
schwieg sich die Kanzlerin indes aus. 
Auch darüber, wie „wir“ die Fluchtur¬ 
sachen zu bekämpfen gedenken. 


Mit seiner Vorlage zu einem neuen 
Verfassungsschutz-Gesetz werde Bay¬ 
ern „erneut seiner Vorreiterrolle in Sa¬ 
chen innerer Sicherheit gerecht“, rühmt 
sich Innenminister Joachim Hermann. 
Vorreiter? Faktisch hat sich die CSU- 
Landesregierung kurz vor Weihnach¬ 
ten mit diesem Papier noch schnell an 
den großen Zug des Bundesgesetzes 
zur Wiedereinführung der Vorratsda¬ 
tenspeicherung gekoppelt. Dieses war 
im Herbst gegen heftigen Protest der 
Opposition vom Bundestag beschlossen 
worden. In diesem Türöffner der Gro¬ 
ßen Koalition aus CDU-CSU und SPD 
erspähten die bayrischen Oberwächter 
der Sicherheit eine Grauzonen-Lücke. 

Zur Erinnerung: Noch 2008 hatte 
das Verfassungsgericht eine Vorratsda¬ 
tenspeicherung und den entsprechen¬ 
den Datenabruf als „ schwerwiegenden 
und nicht mehr rückgängig zu machen¬ 
den Eingriff in das Grundrecht aus Art. 
10 Abs. 1 GG (Schutz des Telekommu¬ 
nikationsgeheimnisses)“ abgelehnt. 
Nach der gelungenen Verabschiedung 
in Berlin fühlte sich die Bayerische 
Staatsregierung ermutigt, ihren eige¬ 
nen, lang gehegten Entwurf vorzulegen. 
Demzufolge dürfte auch der rundum in 
Verruf geratene bayrische Verfassungs¬ 
schutz (wie andere Behörden auch) die 
ab 2017 verbindlich zu speichernden Te¬ 
lefon- und Internetverbindungsdaten 
direkt und völlig legal abgreifen. Nach 


„Die Flüchtlinge“ zogen sich wie 
ein roter Faden durch die knapp sie¬ 
benminütige Ansprache. „Am Sil¬ 
vesterabend vor einem Jahr habe ich 
gesagt: Eine Folge dieser Kriege und 
Krisen ist, dass es weltweit so vie¬ 
le Flüchtlinge gibt wie noch nie seit 
dem 2. Weltkrieg. ... Es ist selbstver¬ 
ständlich, dass wir ihnen helfen, und 
Menschen aufnehmen, die bei uns 
Zuflucht suchen. Heute Abend wie¬ 
derhole ich diesen Gedanken, weil es 
selten ein Jahr gegeben hat, in dem 
wir so sehr herausgefordert waren, 
Worten Taten folgen zu lassen. 2015 
war so ein Jahr.“ 

Darauf folgte der Dank an alle, 
die ihrer Ansicht nach daran betei¬ 
ligt waren, dass diesen Worten Ta¬ 
ten folgten. Immer wieder kam Mer¬ 
kel auf ihr zweites Lieblingsthema 
zu sprechen - den 25. Jahrestag der 
Wiedervereinigung Deutschlands: 
„Ist es nicht großartig, wo wir heu¬ 
te, 25 Jahre später, stehen? Wir sind 
als Nation zusammengewachsen. Wir 
haben die niedrigste Arbeitslosigkeit 
und die höchste Erwerbstätigkeit des 
geeinten Deutschlands.“ Ein großer 
Teil der Bevölkerung - vor allem im 
Osten - wird diese Aussage nicht be¬ 
stätigen wollen. Auch 25 Jahre nach 
der Wiedervereinigung gibt es ein 
starkes Gefälle zwischen Löhnen und 
Renten in Ost und West, verlassene 
Dörfer, ja, wie ausgestorben wirken¬ 
de Regionen, weil die Mär der zusam¬ 
mengewachsenen Nation bei der Ju¬ 
gend im Osten noch nicht angekom¬ 
men ist. 


den Enthüllungen über die Ausspitze¬ 
lei durch die amerikanische NSA und 
andere Geheimdienstskandale gerade 
in Bayern, wo die Terrororganisation 
NSU die meisten Morde begehen konn¬ 
te, eine Atem beraubende Dreistigkeit. 


Die bayrische 
Staatsregierung sucht 
Lücken 


Gab es einen Aufschrei? Kaum. Ist 
doch die demokratische Öffentlichkeit 
bereits reichlich beschäftigt mit den 
täglich neuen Scharfmacher-Vorschlä¬ 
gen aus München zum Asylrecht, zur 
„Integrationspflicht“ für Geflüchte¬ 
te, nicht zuletzt zur allgemeinen „Be¬ 
drohungslage“. Ziel ist, die demokrati¬ 
sche Öffentlichkeit an polizeistaatliche 
Übergriffe zu gewöhnen. 

Keine Frage für die Partei „Die 
Linke“, dass das CSU-Gesetz „Ein 
Unding!“ sei - so Landessprecher Xa¬ 
ver Merk auf Nachfrage der „Jungen 
Welt“. Katharina Schulze, stellvertre¬ 
tende Fraktionsvorsitzende der Grü¬ 
nen im bayrischen Landtag, fand die 
Vorlage verfassungswidrig. Und die 
SPD, im Freistaat in der Opposition? 
Fraktionschef Markus Rinderspacher 
von der SPD, will das neue Produkt 
aus dem bayrischen Innenministeri¬ 
um trotz gewisser Bedenken nicht ge- 


Trotzdem: Wir schaffen das! Da¬ 
von lässt Merkel sich nicht abbringen. 
Zum Beispiel so: Am 4. September 
2015 verständigte sich Merkel in ei¬ 
nem nächtlichen Telefongespräch mit 
ihrem österreichischen Amtskollegen 
Werner Faymann darauf, die Flücht¬ 
linge aus Ungarn ohne Kontrolle 
passieren zu lassen. Am 13. Septem¬ 
ber 2015, wurden an der Grenze der 
BRD zu Österreich generelle Per¬ 
sonenkontrollen wieder eingeführt, 
um die Zahl der in der BRD an- 
kommenden Flüchtlinge zu begren¬ 
zen. Am 24. September 2015 gab es 
eine „Besprechung der Bundeskanz¬ 
lerin mit den Regierungschefinnen 
und Regierungschefs der Länder zur 
Asyl- und Flüchtlingspolitik“, auf der 
die Vorlage für das am 18.10.2015 im 
Bundesrat abgestimmte „Asylverfah¬ 
renbeschleunigungsgesetz“, das so ge¬ 
nannte „Asyl-Paket“, beraten wurde. 
Damit wurde das restriktivste Asylge¬ 
setz seit 1993 durchgesetzt. Und somit 
der Grundstein gelegt für massenhaf¬ 
te Abschiebungen, die in ausnahmslos 
allen Bundesländern derzeit durchge¬ 
führt werden. 

Für den vermeintlichen Akt der 
Humanität - die Grenzöffnung in 
der Nacht vom 4. auf den 5. Septem¬ 
ber 2015 - erntete Merkel viel Lob. 

In der Realität sind die Behörden 
nicht in der Lage - und auch nicht 
Willens - die Geflüchteten menschen¬ 
würdig zu versorgen, zu betreuen und 
unterzubringen. Trotz entspannte- 
rer Wirtschaftslage - „der Bund hat 
schon zwei Jahre nacheinander kei- 


nerell ablehnen. Demgegenüber hatte 
sich sein Parteigenosse, Justizminister 
Heiko Maas, zuvor recht vehement ge¬ 
gen den bayrischen Lücken-Trick ver¬ 
wahrt. Doch vermutlich wollen sich die 
blau-weißen Sozialdemokraten ange¬ 
sichts der seit den grauenvollen Terror¬ 
anschlägen von Paris allseits zitierten 
„Bedrohungslage“ nicht vorwerfen las¬ 
sen, sie würden diese ignorieren. 

Wie zur Bekräftigung besetzten 
nur zirka vierzehn Tage später, in der 
Silvesternacht, schwer bewaffnete Po¬ 
lizisten den Münchner Hauptbahnhof 
und den Bahnhof in Pasing. Trotz inten¬ 
sivster Ermittlungen jedoch konnten 
auch diesmal die von „befreundeten“ 
Geheimdiensten gelieferten Informa¬ 
tionen über einen Selbstmordanschlag 
„nicht konkretisiert werden“ (so der 
Münchner Polizeipräsident Hubertus 
Andrä). Die Sache wird wohl ebenso 
im Nebel verlaufen wie in Hannover, 
wo wegen Anschlagsdrohungen spek¬ 
takulär ein Fußballspiel abgesagt wur¬ 
de. Das ist genau die Angstmacher-Ku¬ 
lisse, die das Klima schaffen soll für die 
vorsorgende, weitere Abschaffung von 
Grundrechten. 

Im selben Gesetz sollen übrigens 
dem V-Schutz scheinbar doch auch 
Grenzen gesetzt werden - bei der Aus¬ 
wahl des Personals. Es listet eine Rei¬ 
he von „klaren Rahmenbedingungen 
für den Einsatz von V-Leuten“ auf. 


Lizenz zum Schnüffeln 

Bayern will Bundes-Überwachungsgesetz noch toppen 
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ne neuen Schulden gemacht“ (Mer¬ 
kel) - bürdet die Bundesregierung die 
Kosten für Unterbringung und Ver¬ 
sorgung der Geflüchteten zu 4/5 den 
Ländern, und somit letztendlich den 
Kommunen auf. 

Die ohnehin schon überlasteten 
Tafeln brechen unter dem Ansturm 
zusammen, und die karitativen Or¬ 
ganisationen, die sich nicht in der 
Flüchtlingshilfe engagieren, klagen 
über einen Rückgang des Spenden¬ 
aufkommens. Wartelisten für öffent¬ 
lich geförderte Wohnungen verlän¬ 
gern sich, da auf Anweisung der Be¬ 
hörden außerplanmäßig Flüchtlinge 
untergebracht werden müssen. Die 
Kommunen, die den Großteil der ent¬ 
stehenden Kosten stemmen müssen, 
werden an anderer Stelle Abstriche 
machen, z.B. beim Ausbau von Ki- 
Ta-Plätzen, Förderung von Breiten¬ 
sport oder schlicht Reparaturen auf 
öffentlichen Spielplätzen, Einsparung 
bei Personal, etc. Das wird wiederum 
diejenigen treffen, die auf öffentliche 
Unterstützung angewiesen sind. 

Um nicht missverstanden zu wer¬ 
den: Das alles passiert, aber es ist 
nicht die Schuld der Flüchtlinge. Die 
unbegrenzte und dauerhafte Aufnah¬ 
me von Flüchtlingen ist alternativlos. 
Die damit verbundenen Kosten de¬ 
nen aufzudrücken, die eh nichts ha¬ 
ben, nicht. Sondern sind politisch ge¬ 
wollt. Und stehen den schönen Wor¬ 
ten der Kanzlerin diametral entgegen: 
„Es kommt darauf an, dass wir uns 
nicht spalten lassen. Nicht in Genera¬ 
tionen. Auch nicht sozial.“ Die soziale 
Spaltung der Gesellschaft ist vorhan¬ 
den, und wird sich verschärfen. 

„Es kommt darauf an, dass wir 
uns nicht spalten lassen“, betonte die 
Kanzlerin, .. nicht in Alteingesesse¬ 
ne und Neubürger. Es kommt darauf 
an, denen nicht zu folgen, die mit Käl¬ 
te oder gar Hass in ihrem Herzen, ein 
Deutschsein allein für sich reklamie¬ 
ren und andere ausgrenzen wollen.“ 
Mit Verlaub, Frau Bundeskanzlerin, 
da würde ich doch vorschlagen, wir 
bringen die von ihnen so gepriesenen 
Gesetze zur Anwendung, und verbie¬ 
ten denen „ mit Kälte oder gar Hass 
in ihrem Herzen“, dass sie überhaupt 
loslaufen können. Dann kann ihnen 
auch niemand folgen. 

Birgit Gärtner 


Verboten soll künftig sein, die Spitzel- 
Tätigkeit zum Hauptberuf zu machen. 
Auch sollen weder Minderjährige noch 
Nazi-Aussteiger als V-Leute rekrutiert 
werden dürfen, Straftäter nur bedingt. 
Wie beruhigend! Da fehlt nur noch die 
Quotierung. Wenn die neuen Agenten 
dann auch noch den bayrischen Fra¬ 
gebogen zur Überprüfung der Verfas¬ 
sungstreue ausfüllen, dann, lieb 4 Bay¬ 
ernland, magst ruhig sein. 

Im Ernst: Nach allem, was wir inzwi¬ 
schen über das Oktoberfest-Attentat 
wissen und was im NSU-Prozess tagtäg¬ 
lich je länger, desto unappetitlicher ans 
Licht kam, soll alles nur eine Frage des 
besseren Personals gewesen sein? Die 
bayrischen Grünen warfen immerhin 
die Frage auf, ob V-Leute denn über¬ 
haupt irgendwelchen Nutzen bringen 
oder vielleicht doch nur Schaden an- 
richten. Solcherart Fragen hat die de¬ 
mokratische Öffentlichkeit bereits seit 
längerem beantwortet: Dieser Inlands¬ 
geheimdienst ist nicht reformierbar. Er 
ist abzuschaffen. Die CSU hat nichts 
anderes vor, als den bis zur Halskrau¬ 
se in Skandalen verstrickten sogenann¬ 
ten Verfassungsschutz mit diesem Vor¬ 
weihnachtsgeschenk auch noch zu be¬ 
lohnen - mit einer erweiterten Lizenz 
zum Spitzeln und Schnüffeln. „Bedro¬ 
hungslage“? Das neue Gesetz selbst ist 
eine Gefahr - für die Demokratie. 

Eva Petermann 
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Peruanischer Kleinbauer verklagt RWE 

Flutwelle bedroht Huaraz 



Der Peruaner Saul Luciano Lliuya ist 
auf dem besten Wege, einen juristi¬ 
schen Präzedenzfall in Sachen Klima¬ 
schutz zu schaffen. Am 24. November 
hatte er gegen den deutschen Energie¬ 
konzern RWE vor dem Essener Land¬ 
gericht Klage eingereicht, die kürzlich 
von der 2. Zivilkammer des Gerichts 
angenommen wurde. In der Begrün¬ 
dung heißt es: „Weil die Rechtssache 
grundsätzliche Bedeutung hat (...) 
wird der Rechtsstreit von der Kam¬ 
mer übernommen.“ 

Lliuya ist Kleinbauer und Bergführer. 
Sein Geld verdient er hauptsächlich 
damit, dass er Touristen aus Nord¬ 
amerika und Europa die Schönheit 
der Andengipfel auf einer Höhe von 
3 500 bis 4 000 zeigt. Er wohnt in der 
Andenstadt Huaraz, die direkt unter¬ 
halb eines Gletschersees liegt, der so¬ 
genannten Palcococha-Lagune. Ein 
großer Teil der 120 000-Einwohner- 
Stadt ist nun bedroht: Durch den Kli¬ 
mawandel schmelzen die Gletscher 
und könnten so eine verheerende 
Flutkatastrophe auslösen. Seit 2003 
ist der See um das Vierfache gewach¬ 
sen und durch die gestiegenen Tem¬ 
peraturen könnten sich große Eisbro¬ 
cken vom Gletscher lösen, in den See 
stürzen und so eine riesige Flutwelle 
auslösen. 

Nach einem Bericht der Frankfurter 
Rundschau (03. Dezember 2015) hat¬ 
ten bereits Experten des peruanischen 
Gletscherinstituts die Lagune unter¬ 
sucht, und sie befürchten, dass eine 
30 bis 50 Meter hohe Flutwelle vom 
Berg herabstürzen könnte, wenn die 
Dämme des Sees brechen. Die Katas¬ 
trophenschutzbehörde warnt, dass der 
Palcococha-Gletschersee der gefähr¬ 
lichste in der Region sei. Um die Ge¬ 
fahr dauerhaft abzuwenden, müssten 
immer wieder große Mengen Wasser 
durch ein neues Entwässerungssys¬ 
tem abgepumpt, die Dämme verstärkt 
oder neue errichtet werden. 

Für Lliuya ist klar, dass die Bürger von 
Huarez nicht warten können, dass ir¬ 
gendetwas passiert. Diejenigen müss¬ 
ten Verantwortung übernehmen, die 
den Klimawandel verursachen: die 
Unternehmen weltweit, die mit ih¬ 
rem Ausstoß von Kohlendioxid und 
anderen Treibhausgasen das Klima 
verändern. 

Bei seiner Klage wird der Peruaner 
von der Umwelt- und Entwicklungs¬ 
organisation Germanwatch unter¬ 


stützt. RWE, so die Argumentation, 
sei maßgeblich mitverantwortlich für 
das Abschmelzen der Andengletscher 
und die dadurch entstehende Bedro- 


RWE ist laut Germanwatch 
der größte Luftverschmutzer 
Europas. 


hungslage für Lliuyas im Gebirgstal 
gelegenes Haus. Der Essener Kon¬ 
zern solle sich an der Finanzierung 
von Schutzmaßnahmen für den See 
beteiligen, beispielsweise bei der Ver¬ 
stärkung der Dämme, in einer Grö¬ 
ßenordnung, die dem Anteil des Kon¬ 
zerns an der Verursachung des Klima¬ 
wandels entspricht. 

RWE ist laut Germanwatch der größ¬ 
te Luftverschmutzer Europas. Das 
Unternehmen ist, so habe eine Un¬ 
tersuchung aus dem Jahr 2014 gezeigt, 
für rund ein halbes Prozent aller welt¬ 
weit seit Beginn der Industrialisierung 
freigesetzten Treibhausgasemissionen 
verantwortlich. Auch wenn der Esse¬ 
ner Konzern nur ein Verschmutzer 
von vielen ist, so fordert Lliuya, dass 
der Konzern seinen „gerechten Anteil 
der Kosten für die für Huaraz erfor¬ 
derlichen Schutzmaßnahmen“ über¬ 
nimmt. Es geht um rund 20 000 Euro. 
Roda Verheyen, Lliuyas Anwältin von 
einer Hamburger Kanzlei, sieht in der 
Klage einen Präzedenzfall. Denn hier 
solle die Verantwortlichkeit eines Un¬ 
ternehmens für seine Luftverschmut¬ 
zungen festgestellt werden. 


Der Energiekonzern lehnt das ab und 
beruft sich dabei auf eine unterneh¬ 
mensfreundliche Rechtsprechung. In 
einem Fall aus den 1990er Jahren hatte 
das Bundesverfassungsgericht Luftver¬ 
schmutzern von jeglicher Schuld frei¬ 
gesprochen und die Haftung einzelner 
Anlagenbetreiber für „allgemein ver¬ 
ursachte Luftverunreinigungen“ ver¬ 
neint. Damals ging es um Waldschä¬ 
den durch Schwefelemissionen und 
die Konzerne wurden von jeglicher 
Haftung freigesprochen, obwohl sie 
für die Luftverschmutzung verantwort¬ 
lich waren. In den USA hatte der Sup- 
reme Court 2013 ebenfalls eine Klage 
wegen Klimaschäden abwiesen: Die 
Stadt Kivalina in Alaska hatte damals 
gegen den Ölkonzern Exxon-Mobil 
geklagt, weil dieser mitverantwortlich 
für den Klimawandel und den Anstieg 
des Meeresspiegels ist, der die Stadt 
zu überfluten droht. Diese juristischen 
Prinzipien müssten „daher erst recht 
für allgemein emittierte Treibhausgas¬ 
emissionen und deren globale Wirkun¬ 
gen gelten“, ist laut Frankfurter Rund¬ 
schau die einhellige Meinung von Kon¬ 
zernvertretern. 

Der Germanwatch-Vorsitzende Klaus 
Milke sieht in der Klage trotz aktueller 
Rechtsprechung ein wichtiges Signal an 
die Konzerne. Eine Dauerlösung sei es 
allerdings nicht, „dass sich alle - häufig 
sehr armen - Betroffenen an Gerichte 
wenden müssen“. Stattdessen müsse es 
eine politische Lösung geben, um die 
Verursacher in die Pflicht zu nehmen. 

Bernd Müller 


Braune Sümpfe trockenlegen 

„Dresden Nazifrei!“ lädt zur Strategiedebatte 


Während es in den letzten Tagen erneut 
zu Attacken auf Flüchtlinge und deren 
Unterkünfte kam und der rassistische 
Mob auch im neuen Jahr seine Stim¬ 
mungsmache gegen Hilfe- und Schutz¬ 
suchende fortsetzen will, formieren sich 
Antifaschisten, um gegen den anhalten¬ 
den braunen Spuk mobil zu machen. So¬ 
wohl in Magdeburg als auch in Dresden 
bereiten sich Nazigegner auf mögliche 
Aufmärsche neofaschistischer Grup¬ 
pen, Parteien und Organisationen vor, 
die versuchen wollen, aus der Bombar¬ 
dierung der sachsen-anhaltinischen und 
sächsischen Landeshauptstadt durch die 
Alliierten während des 2. Weltkrieges 
politisches Kapital zu schlagen. In bei¬ 
den Städten hatten in den vergangenen 
Jahren mehrere Tausend Menschen ge¬ 
gen die Faschisten demonstriert, die im 
Rahmen sogenannter „Trauermärsche“ 
versucht hatten, die Angriffe der An- 
ti-Hitler-Koalition zu einem gegen die 
deutsche Zivilbevölkerung gerichteten 
„Bombenholocaust“ umzulügen. Wäh¬ 
rend die Nazis am 13. Februar in Dres¬ 
den unter dem Motto „Aus der Trauer 
zur Kraft“ aufmarschieren wollen, ist für 
den 71. Jahrestag der Bombardierung 
Magdeburgs am 16. Januar mittlerweile 
ein Aufmarsch des lokalen „Pegida“-Ab- 
legers „Magida“ angemeldet. Das antifa¬ 
schistische Bündnis „Magdeburg Nazi¬ 
frei“ mobilisiert unter dem Motto „Brau¬ 
ne Sümpfe trocken legen!“ dagegen. 


Aufgrund der breiten antifaschisti¬ 
schen Mobilisierung im Januar 2015 war 
es den Nazigegnern gelungen, den Auf¬ 
marsch der damals rund 300 Nazis kurz¬ 
zeitig zu blockieren. Zu kämpfen hatten 
die Antifaschisten hingegen mit einem 
Großaufgebot der Polizei, welches die 
Nazigegner weitestgehend daran hin¬ 
derte, überhaupt zu ihren angemeldeten 
Kundgebungen zu gelangen. Den Neo¬ 
faschisten wurden hingegen Sonderzüge 
zur Verfügung gestellt, damit sie unge¬ 
stört zu ihrem Aufmarsch anreisen konn¬ 
ten. 

„Bereits in den Vorjahren zeichnete 
sich ab, dass mit einer offensiven Mobi¬ 
lisierung zu Blockaden und einem ak- 
tivistischen Protestgeschehen vor Ort, 
der Ablauf der Aufmärsche empfind¬ 
lich gestört werden kann. Jeder ansatz¬ 
weise blockierte Aufmarsch bedeutet 
weniger Teilnehmende beim Nächsten“, 
konstatierte kürzlich auch das Bündnis 
„Magdeburg Nazifrei!“ in einer Erklä¬ 
rung. Um fernab möglicher Blockadeak¬ 
tionen eigene politische Akzente zu set¬ 
zen, rufen Antifaschisten - darunter die 
Gruppe „zusammen kämpfen“ [Mag¬ 
deburg] zu einer Vorabenddemonstra¬ 
tion am 15. Januar auf. Diese steht un¬ 
ter dem Motto „Schulter an Schulter - 
gegen Faschismus und imperialistische 
Kriege“ und soll keineswegs nur die 
Ablehnung gegen die rassitische Hetze 
von „Magida“ und eine Neuauflage des 


neofaschistischen „Trauermarsches“ am 
Tag danach aufzeigen. Vielmehr wollen 
die Antifaschisten auch eindeutig Posi¬ 
tion gegen die BRD-Kriegspolitik und 
die Mitverantwortlichkeit der etablier¬ 
ten Politik am erstarkenden Rassismus 
beziehen. Schließlich könne „Solidarität 
mit den Flüchtlingen nicht gedacht wer¬ 
den ohne den Kampf gegen den Impe¬ 
rialismus zu führen und ohne den Ver¬ 
ursachern in den Arm zu fallen“, wie die 
Antifaschisten in ihrem Demonstrati¬ 
onsaufruf betonen. 

In Dresden will das Bündnis „Dres¬ 
den Nazifrei!“ am 15. und 16. Januar am 
Hörsaalzentrum derTU-Dresden (Berg¬ 
straße) eine Strategiekonferenz zum 
Umgang mit „Pegida“ durchführen. Dort 
werden Teilnehmer aus dem gesamten 
Bundesgebiet in rund 15 Workshops über 
geeignete Wege im Umgang mit den ras¬ 
sistischen Massenmobilisierungen dieser 
Tage beraten. In Bezug auf „Pegida“ sei 
eine „grundsätzliche Neuausrichtung 
der Proteste notwendig“, da „Aktions¬ 
formen, die geeignet waren, punktuelle 
Naziaufmärsche zu verhindern“, offen¬ 
bar scheitern würden, „wenn es darum 
geht, einem latenten, bis in die Mitte der 
Gesellschaft hinein tief verankerten, per- 
vasiven Rassismus zu begegnen, der sich 
in wöchentlichen, zum Teil täglichen, De¬ 
monstrationen“ äußere, konstatierte das 
Bündnis selbstkritisch. 

Markus Bernhardt 


CDU-Mann fordert Aufklärung 


Der Vorsitzende des NSU-Untersu- 
chungsausschusses des Bundestages, 
Clemens Binninger (CDU), hat den 
nordrhein-westfälischen Innenminis¬ 
ter Ralf Jäger (SPD) aufgefordert, 
Klarheit darüber zu schaffen, ob der 
Neonazi Frank Steffen als sogenann¬ 
ter V-Mann des NRW-Verfassungs¬ 
schutzes tätig war. Steffen hatte im 
Oktober letzten Jahres die parteilose 
Kölner Oberbürgermeisterkandida¬ 
tin und mittlerweile auch amtierende 
Oberbürgermeisterin Henriette Reker 
niedergestochen und schwer verletzt. 
„Geheimhaltung ist richtig und wich¬ 
tig, kann aber bei gerade Verbrechen, 
die die Öffentlichkeit bewegen, nicht 
absolut sein“, sagte Binninger dem Köl¬ 
ner Stadt-Anzeiger am 5. Januar .“Es 
wäre nicht gut, wenn ein solcher Ver¬ 
dacht im Raum stehen bleibt. Deshalb 
sollte der Innenminister für Klarheit 
sorgen“, forderte Binninger weiter. 
Dabei hatte sich kürzlich auch die 
Bundesregierung geweigert, zu einer 
möglichen V-Mann-Tätigkeit des At¬ 
tentäters Stellung zu nehmen. Die kon¬ 
kreten Fragen nach Steffen seien „so 


sensibel“, dass „selbst ein geringfügi¬ 
ges Risiko des Bekanntwerdens unter 
keinen Umständen hingenommen wer¬ 
den kann“, hieß es in der Antwort der 
Bundesregierung auf eine Anfrage von 
Bündnis 90/Die Grünen. Bereits kurz 
nach der feigen Tat hatten sich die In¬ 
landsgeheimdienste und auch das Büro 
des NRW-Innenministers Ralf Jäger 
(SPD) geweigert, konkrete Fragen zur 
Personalie des rechten Attentäters zu 
beantworten. Hinweise auf eine mög¬ 
liche V-Mann-Tätigkeit des Neofa¬ 
schisten waren unter anderem aufge¬ 
kommen, weil die Arbeitsamtsakte des 
Messerstechers als geheim eingestuft 
worden war und somit nur für ausge¬ 
wählte Personenkreise zugänglich ist. 
Zudem soll der ALG-II-Bezieher nie 
selbst bei der Behörde vorgesprochen 
haben. Als weiteres Indiz gilt, dass die 
1995 verbotene „Freiheitliche Deut¬ 
sche Arbeiterpartei“ (FAP), zu dessen 
Anhängerschaft der Reker-Attentäter 
zählte, nicht nur ein Sammelbecken 
gewaltbereiter Neofaschisten, sondern 
auch von V-Leuten der Geheimdienste 
war. (bern) 


Sternmarsch gegen neue Tagebaue 



Die i >t l ! sit2 kann mehr 
mfi^° h e> Herr Woidkel\ 


Keine neuen Tagebaue - Strukturwan^i 


Jetzt! 


Foto: bm 


Atterwasch. Kerkwitz. Grabko. Drei 
Dörfer in der Lausitz wehren sich ge¬ 
gen ihre Abbaggerung. Am 3. Janu¬ 
ar nahmen rund 800 Einwohner und 
Mitglieder von Umweltgruppen trotz 
klirrender Kälte an dem traditionel¬ 
len Sternmarsch teil. Mittlerweile zum 
neunten Mal protestierten sie am ers¬ 
ten Sonntag des Jahres gegen die Er¬ 
weiterung des Tagebaus Jänschwalde- 
Nord, der von SPD und Partei „Die 
Linke“ vorangetrieben wird. 

Mit der Staatssekretärin für Justiz 
und Verbraucherschutz, Sabine To- 
epfer-Kataw (CDU), nahm erstmals 


auch ein Mitglied des Berliner Senats 
teil. Brandenburg und Berlin betreiben 
seit 1996 eine gemeinsame Landespla¬ 
nung, zu der auch die Braunkohlepla¬ 
nung gehört. Während die Berliner wei¬ 
tere Tagebaue ablehnen, hält die Bran¬ 
denburger Landesregierung daran fest. 

Auf dem Protestmarsch wurden 
auch Einwendungen von Bürgern ge¬ 
gen den auf polnischer Seite geplanten 
Tagebau Gubin gesammelt. Dieses Vor¬ 
haben wird von Menschen auf beiden 
Seiten der Neiße abgelehnt, machte 
eine Vertreterin einer polnischen Bür¬ 
gerinitiative deutlich. bm 


„Beeskow gegen Rassismus“ 



Jubel brandet auf, als der Versamm¬ 
lungsleiter der Kundgebung „Beeskow 
gegen Rassismus“, Christopher Voß, 
gegen 16 Uhr ans Mikrofon tritt und 
mitteilt, dass die rechte Gruppierung 
„Beeskow wehrt sich“ ihren angemel¬ 
deten Marsch durch Beeskow abge¬ 
blasen hat. Etwa 200 Bürger hatten 
sich um 14.30 Uhr auf dem Parkplatz 
Poststraße/Ringstraße versammelt, 
um gegen den Marsch der Rechten 


zu protestieren und um gleichzei¬ 
tig Solidarität mit den Flüchtlingen 
und Asylbewerbern zu bekunden. Zu 
den Rednern zählen unter anderem 
der Landtagsabgeordnete und frühe¬ 
re Brandenburgische Justizminister 
Volkmar Schöneburg (Die Linke), 
Bürgermeister Frank Steffen (SPD), 
Thomas Fischer vom Kreisvorstand 
der Grünen und Max Voß als unab¬ 
hängiger Redner. (MOZ/UZ) 
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Neujahr am Mittelmeer 

Auf der griechischen Insel Lesbos 
haben Hilfsorganisationen am Neu¬ 
jahrstag mit einem riesigen Friedens¬ 
zeichen aus rund 3 000 Rettungswes¬ 
ten von Flüchtlingen an das Schick¬ 
sal Hunderttausender erinnert, die in 
Europa Schutz vor Krieg und Verfol¬ 
gung suchen. Angehörige von Mede- 
cins Sans Frontieres, Greenpeace und 
Sea Watch formten am Freitag das von 
weitem sichtbare Symbol auf einem 
Hügel nahe der Ortschaft Mithymna 
mit. Etwa 100 Freiwillige hatten die 
orangefarbenen Rettungswesten zu¬ 
sammengelegt, darunter auch solche 
von Flüchtlingen, die die gefährliche 
Überfahrt von der Türkei über die Ägä¬ 
is nicht überlebt hatten. 

Am Montag meldete die griechi¬ 
sche Küstenwache, nahe der kleinen In¬ 
sel Fournoi seien bereits stark verwes¬ 
te Leichen von Flüchtlingen entdeckt 
worden. „Die Menschen sind offenbar 
in den vergangenen Wochen bei ver¬ 
schiedenen Unglücken beim Versuch 
ums Leben gekommen, aus der Türkei 
nach Griechenland überzusetzen“, sag¬ 
te ein Offizier der Küstenwache. 

Nicht unsinnig 

Der griechische Ministerpräsident Tsi- 
pras erklärte, seine Regierung werde 
zwar die Auflagen der Gläubiger voll 
und ganz erfüllen - sie werde aber keine 
„unsinnigen Forderungen“ akzeptieren. 

Die Syriza-Anel-Regierung zählt 
die von den Gläubigern geforderte 
„Reform“ des Rentensystems und die 
Einführung weiterer Steuern für Land¬ 
wirte nicht zu solchen unsinnigen For¬ 
derungen. Diese Maßnahmen muss die 
Regierung in den kommenden Wochen 
durchs Parlament bringen, wenn sie 
neues Geld der Gläubiger erhalten will. 
Der Regierungschef zeigte sich zuver¬ 
sichtlich, dass die „Reformen“ durchge¬ 
setzt werden könnten. Die Koalitions¬ 
mehrheit sei „absolut solide“. 

Großkundgebung 

Die Kommunistische Partei Indiens 
(Marxistisch) (CPI (M)) führte am 
27. Dezember eine Kundgebung in Kol- 
kata durch. Anlass war der Beginn ei¬ 
ner Parteikonferenz zur Organisations¬ 
politik der Partei. 1,2 Millionen Men¬ 
schen nahmen an der Versammlung 
teil - selbst in Indien handelte es sich 
damit um eine der größten kommunis¬ 
tischen Mobilisierungen überhaupt. 

Im Bundesstaat Westbengalen, 
dessen Hauptstadt Kolkata ist, stell¬ 
te die CPI (M) lange Zeit die Regie¬ 
rung. Seit 2011 regiert eine Partei, die 
den antikommunistischen Terror zum 
Programm gemacht hat: Die Polizei 
und die Schläger der regierenden Par¬ 
tei haben in den vergangenen vier Jah¬ 
ren 171 linke Aktivisten ermordet und 
tausende verletzt. Die Kundgebung der 
CPI (M) richtete sich sowohl gegen die 
Politik der Staatsregierung als auch ge¬ 
gen die hindunationalistische Zentral¬ 
regierung unter Premierminister Na- 
rendra Modi. 

Wieder Bomben werfen 

Die Bemühungen um ein Ende des 
Konflikts im Jemen haben einen Rück¬ 
schlag erlitten. Die von Saudi Arabien 
geführte Militärallianz erklärte am 
Samstag die Mitte Dezember ausge¬ 
rufene Feuerpause für beendet. Ange¬ 
sichts zahlreicher Verstöße gegen die 
Waffenruhe durch Rebellen und Un¬ 
terstützer des früheren Präsidenten Ali 
Abdullah Saleh sei sie nicht aufrecht¬ 
zuerhalten, teilte die Koalition in einer 
über die Nachrichtenagentur SPA ver¬ 
breiteten Erklärung mit. 

Aktion und Reaktion 

Russland sieht seine Sicherheit durch 
die USA bedroht. In einem Silvester 
von Präsident Wladimir Putin unter¬ 
schriebenen Strategiepapier heißt es, 
Russlands Rolle bei der Lösung von 
weltweiten Problemen und internatio¬ 
nalen Konflikten sei gewachsen. Das ei¬ 
genständige Handeln sowohl in der In¬ 
nen- als auch in der Außenpolitik habe 
Gegenaktionen der USA und ihrer 
Verbündeten hervorgerufen, die ihre 
Dominanz in der Weltpolitik verteidi¬ 
gen wollten. Das wiederum erhöhe den 
politischen, wirtschaftlichen und militä¬ 
rischen Druck auf Russland. 


Das Elend und das Öl 

Sparen an Lebensmitteln, Bildung und Gesundheit: Armut in Russland wächst 


D ie anhaltende Wirtschaftskrise 
in Russland schlägt immer spür¬ 
barer auf die Lebensbedingun¬ 
gen der Arbeiter und Angestellten, der 
Arbeitslosen und Unterstützungsemp¬ 
fänger, der Rentnerinnen und Rent¬ 
ner, der Bauern und kleinen Gewerbe¬ 
treibenden durch. Das geht aus einer 
Ende 2015 vom russischen Meinungs¬ 
forschungsinstitut „Lewada-Zentrum“ 
durchgeführten repräsentativen Um¬ 
frage hervor. 

Nach den vom Institut veröffentlich¬ 
ten Daten gaben nur 15 Prozent der Be¬ 
fragten an, nichts von der Krise zu spü¬ 
ren. 80 Prozent erklärten dagegen, von 
deren Folgen betroffen zu sein. Dabei 
ist der Prozentsatz derjenigen, die ge¬ 
zwungen sind, bei Ernährung, Erholung 
und dem Kauf länger nutzbarer Waren 
Einschränkungen vorzunehmen, merk¬ 
lich gestiegen. Bei Lebensmitteln und 
anderen täglichen Ausgaben müssen 58 
Prozent der Bevölkerung sparen. Vor 
einem Jahr waren es erst 37 Prozent. 
Mehr als ein Drittel kürzten ihre Aus¬ 


gaben für Unterhaltung und Erholung 
oder mussten ganz darauf verzichten. 
13 Prozent schränkten ihre Ausgaben 
für Bildung und Gesundheit ein oder 
verzichteten ganz darauf, was im Ver¬ 
gleich zum Vorjahr eine Zunahme um 
9 Prozent bedeutet. 

Die genannten Einschränkungen 
sind vorrangig eine Folge der sinkenden 
Realeinkommen. So erklärte der Minis¬ 
ter für Arbeit kürzlich, dass für das Jahr 
2015 im Vergleich zum Vorjahr mit ei¬ 
nem Absinken des Reallohns um 9 Pro¬ 
zent zu rechnen sei, und die russische 
Statistikbehörde Rosstat gibt allein für 
den Monat Dezember ein Sinken der 
Realeinkünfte von 5 Prozent an. 

All das bedeutet, dass sich in Russ¬ 
land gegenwärtig für wachsende Teile 
der Bevölkerung ein Prozess der Verar¬ 
mung und teilweise sogar der Verelen¬ 
dung vollzieht, wie russische Kommen¬ 
tatoren der Umfrage des Lewada-Zen- 
trums bemerken. 

Die Hauptursache liegt unbestreit¬ 
bar in der beinahe totalen wirtschaft¬ 


lichen Abhängigkeit Russlands vom 
Preis für das Erdöl und andere Ener¬ 
gieträger auf dem Weltmarkt. Und die 
Hauptverantwortung dafür, dass sich an 
dieser für das Land äußerst prekären Si¬ 
tuation trotz ständiger Warnungen der 
russischen Kommunisten und vieler 
Ökonomen in den mehr als eineinhalb 
Jahrzehnten, in der Wladimir Putin in¬ 
zwischen über eine fast unbeschränkte 
Machtfülle verfügt, nichts geändert hat, 
liegt in erster Linie bei ihm. 

Dabei wurde nicht nur vor den Fol¬ 
gen der Abhängigkeit vom Preis der 
Energieträger gewarnt. Zugleich wur¬ 
den diverse Programme vorgeschlagen, 
um das Land aus den Fängen dieser Ab¬ 
hängigkeit zu lösen. Ihr Kern besteht 
im Übergang zu einer aktiven Indust¬ 
riepolitik des Staates durch staatliche 
Investitionen, günstige Kredite und 
Steuerprivilegien zur Erneuerung vor¬ 
handener Kapazitäten und den Aufbau 
neuer Kapazitäten in den modernen 
industriellen Schlüsselbereichen. Zu¬ 
gleich wurden Vorschläge zur Förde¬ 


rung wissenschaftlicher Forschungen, 
sowie der Schulen und Hochschulen 
gemacht und andere begleitende Maß¬ 
nahmen für eine moderne Industriepo¬ 
litik vorgeschlagen. 

Die notwendigen finanziellen Mit¬ 
tel waren mit den sprudelnden Einnah¬ 
men des Staatshaushalts aus dem Öl- 
und Gasexport weitgehend vorhanden, 
wie der Ökonom und Zukunftsforscher 
Maxim Kalaschnikow im Gespräch mit 
der Netzzeitung „Swobodnaja Pressa“ 
betont. Damals habe „das Schicksal 
selbst Russland angesichts ausreichend 
hoher Preise für Energieträger Budge¬ 
teinnahmen geschenkt, die weit über 
die geplanten Einnahmen hinausgingen 
und für eine neue Industriepolitik zur 
Verfügung gestanden“ hätten. 

Stattdessen - so Kalaschnikow wei¬ 
ter - hätten die Herrschenden dagegen 
die Öl-Einnahmen „verzehrt“ und statt 
Werkbänke und Technologien z.B. jähr¬ 
lich für 70 Milliarden Rubel ausländi¬ 
sche Autos eingekauft. 

Hinzuzufügen ist noch, dass es mög¬ 
lich gewesen wäre, zusätzliche Ressour¬ 
cen durch eine entsprechende Steuer¬ 
politik zu Lasten der Oligarchen sowie 
Maßnahmen zur Verhinderung oder 
wenigstens zur Einschränkung der Ka¬ 
pitalflucht der Oligarchen und anderer 
Superreicher in den Westen zu mobili¬ 
sieren. All das stand und steht jedoch 
für die mit den Oligarchen verhandel¬ 
te politische Elite in Russland nicht auf 
der Tagesordnung. 

Die möglichen politischen Folgen 
der verfehlten Wirtschaftspolitik sind 
noch nicht abzusehen. Noch fährt Präsi¬ 
dent Putin bei Umfragen märchenhafte 
Popularitätswerte ein. Doch ist es selbst 
in Russland fraglich, ob patriotische 
Losungen auf Dauer Ersatz für aus¬ 
reichende Nahrung, Kleidung, Obdach 
und andere Bedürfnisse bieten können. 

Gleichzeitig nutzt die prowestliche 
Opposition in Russland die wirtschaft¬ 
liche Misere für ihre Zwecke aus - ge¬ 
nauso Washington, Berlin und Brüssel, 
zum Beispiel mit der jüngsten Verlän¬ 
gerung der antirussischen EU-Wirt¬ 
schaftssanktionen. Willi Gerns 



Spaniens Regierungsbildung wird kompliziert 

IU: Gesellschaftsverändernde Kraft ist größer als das Wahlergebnis 


Zweieinhalb Wochen nach den Wahlen 
des 20. Dezember steht Spanien vor 
einer schwierigen Regierungsbildung. 
Der bisherige Regierungschef Mariano 
Rajoy von der konservativen Volkspar¬ 
tei (PP) plädierte 
am Jahresende 
für eine Unter¬ 
stützung seiner 
Partei durch die 
sozialdemokrati¬ 
sche PSOE (Spa¬ 
nische Sozialisti¬ 
sche Arbeiterpartei) und die neu im 
Parlament vertretene Partei „Ciuda- 
danos“ (Bürger). 

Wie diese Unterstützung aussehen 
soll - ob als Koalition oder als Dul¬ 
dung einer PP-Minderheitsregierung - 
ist unklar; ebenso, ob sich die beiden 
Wunschpartner darauf einlassen wer¬ 
den. Klar sind nur die Gründe von Ra¬ 
joy: „Wir stimmen in Vielem überein: 
Einheit Spaniens, Gleichheit der Spani¬ 
er, Souveränität und Außenpolitik.“ Die 
Alternative dazu, „eine Regierung aus 
PSOE, Podemos, ERC (Katalanische 
Linke) und all den anderen ist nicht 
gut für Spanien und respektiert nicht 
den Mehrheitswillen“, so Rajoy. Auch 
möglich sind Neuwahlen, zu denen es 
kommt, wenn zwei Monate nach Par¬ 
lamentseröffnung keine Mehrheit ge¬ 
funden ist. 

Viele bürgerliche Kommentare 
zeichnen das falsche Bild eines Zwei¬ 
parteiensystems, in das erstmals weite¬ 
re landesweite Kräfte eingezogen seien. 
Zwar sind seit 1978 ansonsten zumeist 
nur Regionalparteien im Parlament ge¬ 
wesen, aber die spanienweit antreten¬ 
de „Izquierda Unida“ (Vereinte Linke) 


war seit ihrer Gründung immer wieder 
mit Abgeordneten vertreten. Im Unter¬ 
schied zu deren parlamentarischer Ar¬ 
beit wird die der beiden neuen Frakti¬ 
onen das bestehende System aber nicht 
in Frage stellen, 
sondern de facto 
stabilisieren, denn 
für einige Zeit 
wird der Effekt 
des Neuen, dem 
man eine Chance 
geben will, beherr¬ 
schend sein, bevor klar wird, dass sich 
nichts ändert - außer die Kontostände 
anderer Abgeordneter. 

Im Grunde zeigt sich bei einer 
Wahlbeteiligung von immerhin fast 
74 Prozent ein Bild von lauter Wahl¬ 
verlierern: Die beiden großen Par¬ 
teien PSOE (mit dem historischen 
Tiefpunkt von 22,0 Prozent) und PP 
vertreten nur noch gut die Hälfte der 
Wählerschaft - Podemos (die aus ei¬ 
nem Teil der Bewegungen um die 
„Empörten“ und die so genannten 
„Würdemärsche“ entstandene Par¬ 
tei, deren Namen im Deutschen „Wir 
können es“ bedeutet) und Ciudadanos 
blieben deutlich hinter den hohen Er¬ 
wartungen zurück. 

Dass Rajoy nicht auch das sich 
links gebende Podemos unter die Ko¬ 
alitionsfähigen einreiht, lässt sich ver¬ 
stehen, wenn man sich analog an die 
ursprüngliche Skepsis der CDU gegen¬ 
über den Grünen erinnert - und ana¬ 
log wird sie sich schon bald zerstreut 
haben. Schon jetzt hat der Handels¬ 
kammerpräsident erklärt, dass es kei¬ 
nen Grund zur Furcht gebe. Denn Po¬ 
demos hat in Windeseile seine Haltun¬ 


gen in zentralen Fragen geändert, die 
die wichtigsten Forderungen der vielen 
Hunderttausende waren, die um 2011 
auf dem Höhepunkt der immer noch 
anhaltenden und lange nicht überwun¬ 
denen Krise unentwegt demonstrierten 
und dabei zwei Möglichkeiten hatten: 
gegen die beiden traditionell herr¬ 
schenden Parteien PP und PSOE sich 
wenigstens radikal zu geben und links 
zu wählen oder auf „neue Kräfte“ zu 
orientieren. Und für Letzteres war Po¬ 
demos ideal. Die Grundrente, die Ab¬ 
lehnung des Euro, die angebliche Ver¬ 
staatlichung der Energiekonzerne, der 
Telekommunikation oder der Banken 
oder auch die Nichtanerkennung der 
Schulden - all das ist längst kein The¬ 
ma mehr. 

Die linken Alternativen zu Pode¬ 
mos, die aus Sicht der Herrschenden 
keinesfalls zule¬ 
gen durften, wa¬ 
ren PCPE und 
Vereinte Linke 
(IU). Während 
die PCPE auf 
niedrigem Niveau stagniert (siehe UZ 
vom 25.12.) ist die „Vereinte Linke“, 
die zu den Wahlen als „Unidad Po¬ 
pulär“ (Volkseinheit) je nach Region 
in unterschiedlichen Konstellationen 
antrat, ein anderer Wahlverlierer. Nur 
noch zwei Abgeordnete, beide für die 
Region Madrid, vertreten das Bündnis, 
deren wesentlicher Part die KP Spani¬ 
ens (PCE) ist. Dabei ist das die Regi¬ 
onalparteien bevorzugende Wahlrecht 
im spanischen Staat für IU verhängnis¬ 
voll, kommen doch einzelne Gruppie¬ 
rungen, die beispielsweise nur in Ka¬ 
talonien oder dem Baskenland antre- 


ten, mit weniger Stimmen auf erheblich 
mehr Abgeordnete. 

Dennoch bleibt unabhängig davon 
der Verlust von 800 000 Stimmen bei 
nur noch 3,7 Prozent. In einer Erklä¬ 
rung analysiert Izquierda Unida am 
22. Dezember die verbliebene Milli¬ 
on an Wähler/innen für die „Volksein¬ 
heit“ als „Basis für wirkliche Verände¬ 
rungen“. Korrekt sagt IU, dass Wahlen 
die wirkliche Kraft zu Veränderungen 
der Gesellschaft nicht widerspiegeln, 
so wie sie in den diversen Demons¬ 
trationen und Streiks der letzten Jahre 
gewachsen war. Zu dem bescheidenen 
Ergebnis habe auch die kurze Mobili¬ 
sierung beigetragen, wurde die Volks¬ 
einheit doch erst wenige Monate zuvor 
aus der Taufe gehoben, nachdem Po¬ 
demos den Linken die kalte Schulter 
gezeigt hatte. 

Jedoch habe 
die Zerstreuung 
der Linken eine 
Bestrafung durch 
die Wahlberech¬ 
tigten erfahren. 
Ohne Podemos an irgendeiner Stelle zu 
nennen, stellt IU fest, dass „der Wunsch 
nach Veränderung durch Mächte ver¬ 
dreht wurde, die Parteien zu schaffen 
versucht haben, die identisch mit den 
verbrauchten sind“. Dazu hätten aber 
ebenso die Fehler der Linken gehört. 

Die Vereinte Linke, die als erste 
Pflicht ansieht die Mobilisierung zum 
Kern ihrer Politik zu machen, kann 
sich die Unterstützung einer Regierung 
vorstellen, die diejenige der PP ablöst. 
Allerdings dürfe darin weder PP noch 
Ciudadanos vertreten sein. 

Günter Pohl 


„Die ,Unidad Populär' wurde 
gebildet, nachdem Podemos 
den Linken die kalte Schulter 
gezeigt hatte." 


„Die Wähler haben die Linke 
für ihre Zerstreuung bestraft." 














m unsere zeit 


Internationale Politik 


Freitag, 8. Januar 2016 



Richtet nur wenig aus, wenn kein NATO-Ausbilder hinter ihm steht: Afghanischer Polizist in Lashkar, Provinz Helmand. 


Patt in Afghanistan 

Taliban greifen an, Regierung verliert Rückhalt 


A m 8. Dezember 2015 haben die 
Taliban in einer Kommando- 
Aktion den ca. 16 Kilometer 
außerhalb der Stadt Kandahar liegen¬ 
den Flughafen gestürmt und Geiseln 
genommen, teilte der Sprecher des 
Provinzgouverneurs von Kandahar, 
Samim Chpalwak, mit. Mehrere „Mär¬ 
tyrer“ seien „ausgerüstet mit schweren 
und leichten Waffen“ in den Flughafen¬ 
komplex eingedrungen und hätten die 
„Invasionstruppen“ attackiert, hieß es 
in einer Erklärung der Taliban. Bei den 
27 Stunden dauernden Gefechten seien 
mindestens 61 Menschen getötet wor¬ 
den, darunter auch die elf Angreifer, 
berichteten die Presseagenturen AFP 
und DPA aus Kabul. Nun sterben auf 
beiden Seiten wieder Afghanen für die 
strategischen Ziele der Besatzer. 

Die NATO hat unter US-Führung 
in den letzten 14 Jahren bis zu 150 000 
Soldaten am Hindukusch eingesetzt. 
Der Widerstand, subsumiert unter 
der Bezeichnung „Taliban“ konnte 
zurückgedrängt, jedoch nicht endgül¬ 
tig zerschlagen werden. Im Gegenteil. 
Die blitzartige Einnahme der nordaf¬ 
ghanischen Provinzhauptstadt Kunduz 
(ehemals deutscher Besatzungssektor) 
am 28. September 2015 durch den is¬ 
lamisch geprägten Widerstand ist eine 
dreifache Niederlage für die Adminis¬ 
tration in Kabul und für die NATO- 
Besatzer: nämlich politisch, moralisch 
und militärisch: 


Politisch, weil die Besatzer in der 
afghanischen Bevölkerung verachtet, 
aber die Taliban relativ wohlwollend 
betrachtet werden. Moralisch, weil die 
afghanische Administration als Pudel 
der USA gilt und die NATO-Soldates- 
ka als Mörder von tausenden afgha¬ 
nischen Zivilisten gelten. Militärisch, 
weil die NATO es in 14 Jahren Krieg 
mit teilweise 150 000 Soldaten nicht 
geschafft hat, das Land zu stabilisieren. 
Eine militärische Lösung für Afghanis¬ 
tan gab es nicht, gibt es nicht und wird 
es auch nicht geben. 


Die Bombardierung des Kranken¬ 
hauses von Ärzte ohne Grenzen „Me- 
decins Sans Frontieres“ (MSF) am 
28. September 2015 durch die US-Be- 
satzer, wobei Patienten in ihren Betten 
verkohlten und Ärzte getötet wurden, 
wird wie die schon zahlreich begange¬ 
nen Verbrechen der US- und NATO- 
Besatzer in die afghanische Geschichte 
eingehen. Die MSF spricht von einem 
„Kriegs verbrechen“. 

Auch die zusätzliche Verstärkung 
der NATO-Truppen auf eine Ge¬ 
samtstärke von rund 12 000 Mann, 
darunter 10 000 US- und 980 Bundes¬ 
wehrsoldaten (zu¬ 
vor waren 850 ge¬ 
plant), kann die 
Lage am Hindu¬ 
kusch nicht stabi¬ 
lisieren. Die Ein¬ 
nahme von Kun¬ 
duz hat deutlich vor Augen geführt, 
dass die afghanischen Sicherheitskräf¬ 
te es bevorzugen wegzulaufen statt zu 
kämpfen, soweit sie den Widerstand 
zu Gesicht bekommen. Erst wenn die 
NATO-Ausbilder kommen und sie auf 
die Taliban hetzen, fangen sie nolens 
volens an zu kämpfen. Die Kabuler 
Administration ist national wie inter¬ 
national in eine nie dagewesene Le¬ 
gitimationskrise geraten. Sie steht am 
Rande eines Zusammenbruchs. Die 
bei der Postenverteilung vernachläs¬ 
sigten islamistischen Warlords, wie der 


größte Kriegsverbrecher und ideolo¬ 
gischer Agent des saudischen Wahha- 
bismus, Abdul Rasul Sayyaf, der War- 
lord der sog. Nordallianz, Mohammad 
Junus Qanuni, und der Warlord aus der 
westlichen Provinz Herat, Ismael Khan, 
usw. haben ein Bündnis unter der Be¬ 
zeichnung „Schora-e Harasat wa Sub- 
at Afghanistan“ (Rat für die Wahrung 
und Standhaftigkeit Afghanistans) ge¬ 
schlossen. Damit wird der Spielraum 
für Reformen und eine Versöhnung 
mit den Taliban, seitens der NATO und 
auch der Bundesregierung Bedingung 


für die weitere Unterstützung der Ka¬ 
buler Administration, noch schmaler. 
Dieser „Rat“ der Warlords torpediert 
die Verhandlungen mit den Taliban. 
Denn die Taliban haben schon ange¬ 
kündigt, bei einer Regierungsbeteili¬ 
gung die Akten der korrupten Warlords 
und Politiker offenzulegen sowie diese 
rechtlich verfolgen zu wollen. 

Nach einem kürzlich erschiene¬ 
nen Bericht der Bundeswehr „Aus¬ 
blick Sicherheitslage 2016“ steht nach 
der Winterpause am Hindukusch im 
kommenden Jahr eine neue Offensi¬ 
ve der Taliban bevor. In dem Bericht 
wird den Tali¬ 
ban eine „zuneh¬ 
mend erfolgreiche 
Kampfführ ung “ 
bescheinigt. Sie 
könnten ihre Ak¬ 
tionen „effektiver 
koordinieren“ und in größeren Grup¬ 
pen auftreten. Der Widerstand ist, ob 
Winter oder Sommer, ungehindert auf 
dem Vormarsch. Insgesamt kann man 
die Lage in Afghanistan als eine sich 
abzeichnende Katastrophe bezeich¬ 
nen. Während die Taliban beinahe 
flächendeckend über die südlichen, 
durch Paschtunen besiedelten Pro¬ 
vinzen Afghanistans, insbesondere in 
Helmand und Kandahar, herrschen 
und sich auch in nördlichen Provin¬ 
zen, wie Kunduz, etablieren können, 
setzt sich der Islamische Staat (IS) in 
zunehmendem Maße in den beiden 
östlichen Provinzen Nangarhar und 
Nuristan durch. 

Der Kabuler Präsident, Ashraf 
Ghani, ist schwach und unfähig, die 
sich immer mehr abzeichnende De¬ 
stabilisierung des Landes aufzuhalten. 
Die afghanische Armee „Afghan Nati¬ 
onal Army“ (ANA) erleidet im Kampf 
gegen die Taliban hohe Verluste und 
die korrupte „Afghan National Poli¬ 
ce“ (ANP) erweist sich als unfähig, die 
Kontrolle über die umstrittenen Ge¬ 
biete zu übernehmen und findet sich 
in vielen Bezirken im Süden mit dem 
fait accomplit der Herrschaft der Tali¬ 
ban ab. Einzelne Bezirksgouverneure 
treten nach ihrer Ernennung ihre Funk¬ 
tion gar nicht erst an, sondern bleiben 
in Kabul. 

Dennoch werden die Taliban nicht 
in der Lage sein, wieder siegreich nach 
Kabul einzumarschieren. Sie können 
jedoch jederzeit in beliebigen Teilen 
des Landes Militäraktionen durchfüh¬ 
ren und so für eine dauerhafte Insta¬ 
bilität sorgen. Man kann mit Fug und 
Recht von einer Pattsituation sprechen. 
Für eine Machtübernahme der Taliban 
sind heute die Bedingungen weder na¬ 
tional noch international günstig. So¬ 
wohl Teile der Bevölkerung, als auch 
die Warlords und die NATO werden 
dies nicht zulassen. 

Matin Baraki 


Friedenslösung 

Folgende Schritte könnten eine friedliche Perspektive für Afghanistan eröffnen: 

★ Ein einseitiger und bedingungsloser Waffenstillstand der NATO. Ablösung der 
NATO-Truppen durch Einheiten der islamischen und blockfreien Staaten. Auflö¬ 
sung aller NATO-Militärstützpunkte. Auflösung aller bewaffneter verbände der 
Warlords und der ausländischen und afghanischen privaten Sicherheitsfirmen. 

★ Eine nationale Versöhnungspolitik mit allen politischen Gruppierungen, ein¬ 
schließlich der islamisch geprägten. Wahl einer nationalen Loya Djerga (Rats¬ 
versammlung) - ohne Ernennung von Abgeordneten durch den Präsidenten, 
Wahlen unter Kontrolle unabhängiger internationaler Organisationen. Auf die¬ 
ser Loya Djerga sollen eine provisorische Regierung gewählt werden und ein 
Verfassungsentwurf ausgearbeitet werden. 

★ Abschaffung der Politik der„offenen Tür“,die allen ausländischen Mächten 

dieselben Rechte zusichert.Einleitungeinerauf nationalen Interessen basieren¬ 
den Wirtschafts-, Finanz-, Zoll- und Steuerpolitik. Zahlungen der NATO-Staaten 
für den Wiederaufbau. mb 


„Die islamistischen 
Warlords torpedieren die 
Verhandlungen mit den 
Taliban.“ 


Keine Zurückhaltung 

Türkei: Dokument zeigt Armee-Terror 


In der Nacht zum Dienstag erschossen 
Spezialeinheiten erneut zwei kurdi¬ 
sche Zivilisten in Sirnak. Die kurdische 
Nachrichtenagentur ANF berichtete, 
dass die Polizisten aus gepanzerten 
Fahrzeugen heraus das Feuer eröff- 
neten, lokale kurdische Einheiten, so 
ANF, „beantworteten den Angriff“. 
Später sammelten sich Anwohner zu 
einer Demonstration, um die Leichen 
ihrer Nachbarn zu bergen, sie skandier¬ 
ten „AKP - Mörder!“. Die Polizei griff 
die Demonstration mit Tränengas und 
Wasserwerfern an. 

Die türkischen Streitkräfte ermuti¬ 
gen ihre Soldaten offenbar gezielt zum 
Schießen - nicht erst seit der neuesten 
Welle von Kämpfen in den kurdischen 
Gebieten der Türkei. Das zeigt ein Do¬ 


kument, dass der kurdische Informa¬ 
tionsdienst „bestanews“ veröffentlich¬ 
te. Im vergangenen Juli, so das Doku¬ 
ment, befahl der Kommandant des 3. 
Panzerbatallions, die Soldaten „erneut 
über ihre Vollmachten zum Einsatz der 
Waffe zu unterrichten“. Kein Angehö¬ 
riger der Streitkräfte solle „auch nur 
für einen Moment vergessen, dass jede 
Zurückhaltung beim Einsatz der Waf¬ 
fe aufgrund von Furcht vor rechtlicher 
Verfolgung sehr schwere Konsequen¬ 
zen haben kann. Sie kann dazu führen, 
dass es Märtyrer auf unserer Seite gibt 
und dass sich die Verräter, Terroristen 
und Staatsfeinde mächtiger fühlen.“ 
Die Soldaten sollen „wachsam“ sein - 
denn „unser Staat befindet sich in einer 
schwierigen Periode“. om 


Abe lässt aufrüsten 

Japan: Mehr Geld für Großmachtpolitik 


Japan gibt so viel Geld für militäri¬ 
sche Zwecke aus wie nie zuvor. Der 
vom Kabinett des rechtskonservati¬ 
ven Ministerpräsidenten Shinzo Abe 
Ende Dezember verabschiedete Mi¬ 
litärhaushalt für das am 1. April 2016 
beginnende Steuerjahr beläuft sich auf 
insgesamt rund fünf Billionen Yen (38 
Milliarden Euro). Das ist im Vergleich 
zum laufenden Haushaltsjahr ein An¬ 
stieg von 1,5 Prozent. Hintergrund ist 
Abes Bestreben, unter anderem unbe¬ 
wohnte Inseln, über die Japan im Streit 
mit China liegt, „stärker zu schützen“. 

Die japanisch Senkaku genannte 
Inselgruppe im Ostchinesischen Meer, 


die faktisch unter japanischer Verwal¬ 
tung steht, wird auch von China be¬ 
ansprucht. Immer wieder nähern sich 
Schiffe der chinesischen Küstenwache 
der Inselgruppe, die Japan als sein Ter¬ 
ritorium betrachtet. 

Insgesamt beläuft sich der vom Ka¬ 
binett für das neue Steuerjahr verab¬ 
schiedete Staatshaushalt auf das Re¬ 
kordvolumen von 96,7 Billionen Yen. 
Neben einer Aufstockung des Militär¬ 
etats erhöht Japan auch seine Ausga¬ 
ben für Entwicklungsländer. Beides re¬ 
flektiert Abes Bestreben, Japans Rolle 
in der Welt zu stärken. 

zlv 


Ein Fall für Brüssel 

Oettinger: Polen unter EU-Aufsicht stellen 


Polen wird ein Fall für die EU. Der 
deutsche EU-Kommissar Günther Oet¬ 
tinger will den osteuropäischen Staat 
„unter Aufsicht stellen“. Das sagte er 
der „Frankfurter Allgemeinen Sonn¬ 
tagszeitung“. Grund dafür ist das neue 
Mediengesetz Polens. Dieses sieht die 
direkte Ernennung und Abberufung 
der Senderchefs der öffentlich-rechtli¬ 
chen Medien durch die Regierung vor. 

Nun wolle sich Oettinger auf der 
nächsten Sitzung der EU-Kommission 
am 13. Januar dafür einsetzen, den so 
genannten Rechtsstaatsmechanismus 
zu aktivieren. Dieser wurde 2014 ein¬ 
geführt und sieht einen Dialog des be¬ 
troffenen Staates mit der EU-Kommis- 
sion vor, wenn diese Verletzungen der 
Rechtsstaatlichkeit befürchtet. Sollte 
sich das Mitglied den Vorstellungen 
der Brüsseler Kommissare nicht fügen, 
droht ein Verfahren wegen „Verstoßes 
gegen europäische Grundwerte“. Am 
Ende könnte dem Mitgliedstaat vorü¬ 
bergehend das Stimmrecht in der EU 
entzogen werden. 

Der polnische Außenminister Wi- 
told Waszczykowski wies die Kritik 
der EU am Montag empört zurück. 
„Es wird ein falsches Bild von Polen 
gezeichnet“, klagte er im Nachrichten- 



Seine Unterschrift unter das neue 
Mediengesetz gilt als sicher: Präsi¬ 
dent Andrzej Duda 


sender TVN24. Er sei beunruhigt über 
Äußerungen Oettingers, Polen unter 
EU-Aufsicht zu stellen. „So führt man 
keine Politik“, sagte Waszczykowski. 

zlv 


Erdgas verteilen 

Bulgarien: Mitspielen beim Kampf um Rohstoffrouten 


Vor dem Hintergrund der Spannungen 
zwischen Russland und der Türkei plant 
Bulgarien den Aufbau eines Gasvertei¬ 
lungszentrums für Südost- und Mittel¬ 
europa. Mit dem künftigen „Erdgas¬ 
zentrum Balkan“ bei der Schwarzmeer¬ 
stadt Varna wolle das ärmste EU-Land 
zum überregionalen „Haupttransitplatz 
für Gas“ werden, sagte Regierungschef 
Boiko Borissow am Montag in einem 
Interview des Fernsehkanals bTV in 
Sofia. 

„Das ist unser Ziel und wir arbei¬ 
ten mit allen Kräften auf dieses Ziel 
hin“, betonte Borissow mit Blick auf 
erwartete Transiteinnahmen in Milliar¬ 
denhöhe. Zu dem Umschlagknoten bei 
Varna solle Gas aus Russland, Aser¬ 
baidschan und Turkmenistan sowie aus 


Rumänien und Bulgarien fließen. We¬ 
gen des Streits mit der Türkei nach dem 
Abschuss eines russischen Militärjets 
durch die Luftabwehr des NATO-Mit¬ 
glieds Türkei liegt Russlands wichtigstes 
Pipelineprojekt Turkish Stream auf Eis. 

Für die Umsetzung des Projektes 
„Gas Hub Balkan“ arbeite Bulgarien 
mit der EU zusammen, so Borissow. 
Das künftige Gaszentrum bei Varna 
solle auch neue Lieferquellen und -rou- 
ten für Gas nach Bulgarien sichern. Das 
osteuropäische Land hängt neun Jahre 
nach dem EU-Beitritt noch immer fast 
komplett von russischen Gaslieferun¬ 
gen durch die Ukraine ab. Bulgarien 
verfügt aber über einen eigenen Gas¬ 
speicher und eigene Gasinfrastruktur. 

zlv 
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Widerstand in Kurdistan 


Seit über einem halben Jahr sind in den kurdischen Gebieten fak¬ 
tisch jegliche rechtsstaatlichen Normen aufgehoben. Es gibt para¬ 
militärische Einheiten, die sich juristisch überhaupt nicht einordnen 
lassen, weil sie nicht offiziell Teil des Militärs oder Polizei sind. Die 
Bevölkerung ist der Willkür der Sicherheitskräfte ausgesetzt. 

Trotz allem leistet das kurdische Volk Widerstand! 

Der türkische Staat nimmt die aufgeworfenen Gräben als Be¬ 
gründung mit unbegrenzter Gewalt gegen die Menschen vorzugehen. 


Scharfschützen schießen auf alles, was sich bewegt. Panzer walzen al¬ 
les nieder, was ihnen auf den Weg kommt. Häuser, Bäckereien, Läden 
und Cafes werden niedergebrannt. Aber all diese Gewalt kann den 
Widerstand der Menschen nicht brechen. Sie gehen zu Tausenden 
auf die Straßen. Mit vielfältigen Protestaktionen wehren sie sich. (...) 

Der Menschenrechtsverein (IHD) gibt in seinen Bericht für 2015 
bekannt, dass in der Türkei im Jahr 2015 3 377 Menschen, weil sie bei 
Protestaktionen teilgenommen haben, in U-Haft genommen wur¬ 


den. 201 von ihnen erhielten Haftstrafen. 256 Aktivitäten wurden 
verboten und 432 HDP-Büros wurden angegriffen. Über 30 Jour¬ 
nalisten sind inhaftiert, sogar Richter, Staatsanwälte und Anwälte 
werden, wenn sie nicht nach den Vorgaben der Regierung handeln, 
eingeschüchtert oder wie im Falle Tahir Elci, Vorsitzender des An¬ 
waltsverbandes in Diyarbakir, auf offener Straße ermordet. 

DIDF-Bundesvorstand, Föderation demokratischer Arbeitervereine 

Quelle: didf.de 



Sandsäcke gegen Staatsterror: Kinder in Ciz- 
re spielen auf einer Barrikade, die das Viertel 
vor den Sondereinheiten schützen soll. 



Mit schwerem Gerät: Die türkische 
Regierung lässt gegen die kurdische 
Bevölkerung auch mit schweren 
Waffen kämpfen. 



Gedenken und Kampf: Bei der Beerdigung 
einer alten Frau, die von Polizisten erschos 
sen wurde, Silvan, Provinz Diyarbakir. 
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Verfälschung durch Ausblenden 

Zehn Jahre Institut für Medienverantwortung (IMV) 


Liebe Leserin, lieber Leser der UZ, 


UZ: Ihr Institut hat kürzlich sein 10-jäh¬ 
riges Bestehen gefeiert. Was sind die 
Schwerpunkte Ihrer Arbeit? 

Sabine Schiffer: Wir sind vor 10 Jahren 
mit dem Anspruch angetreten, wissen¬ 
schaftliche Erkenntnisse zu Diskurs¬ 
theorie und Medien aus den Elfenbein¬ 
türmen heraus in öffentliche Debatten 
einzubringen. Wir fordern Journalisten 
und Mediennutzer gleichermaßen zu 
mehr Verantwortung auf und fordern 
ein Schulfach Medienbildung mit evalu¬ 
iertem didaktischem Material - jenseits 
der Einflussnahmen von Microsoft & Co, 
die nur einen reduzierten Medienkompe¬ 
tenzbegriff pflegen. Beim Aufzeigen von 
medialen Fehlleistungen geht es immer 
auch um die Vermittlung von Methodik 
zur systematischen Analyse von Medien¬ 
beiträgen - eine wichtige Kulturtechnik 
für eine Demokratie. Hinzugekommen 
sind Aspekte von Medienerziehung, Me¬ 
diengewalt, Monetarisierungstechniken 
bei Computerspielen sowie in sogenann¬ 
ten sozialen Netzwerken u.v.m. 

UZ : Aktuell beschäftigen Sie sich schwer¬ 
punktmäßig mit der Demokratisierung 
der öffentlich-rechtlichen Medien. Welche 
demokratiepolitischen Defizite stellen Sie 
bei den besagten Medienanstalten fest? 

Sabine Schiffer: Nun, im Gegensatz zum 
sogenannten „freien Medienmarkt“ hät¬ 
te der öffentlich-rechtliche Rundfunk auf 
Grund der Staatsverträge andere Mög¬ 
lichkeiten und auch Verpflichtungen. Die 
fordern wir ein. Stattdessen müssen wir 
oft eine einseitige Themenaufbereitung 
im Sinne mächtiger Organisationen fest¬ 
stellen, also das Gegenteil von Vierter 
Gewalt. Als Finanzier des ÖRR-Journa¬ 
lismus (ÖRR = Öffentlich Rechtlicher 
Rundfunk) müssen wir alle mehr Trans¬ 
parenz und Mitsprache bekommen, dafür 
setzt sich die Initiative für einen Publi¬ 
kumsrat ein. Die Verfassungsgerichtsur¬ 
teile belegen ja die zu große Politik-Nä¬ 
he der Rundfunkanstalten. Hinzu kommt 
die Prekarisierung der Kreativen und 
Kritischen. Wir brauchen eine Verschlan- 
kung des Apparats, wobei der nachhaltig 
finanzierte unabhängige Journalismus ge¬ 
stärkt werden müsste. 

UZ: Wie ist dem Problem einer notwen¬ 
digen Medienkritik beizukommen, ohne 
sich mit den „Lügenpresse“-Schreihälsen 
von „Pegida“gemein zu machen? 

Sabine Schiffer: Wer genau hinsieht, kann 
eine humanistisch geprägte Medienkritik, 
die Demokratie stärkt und Menschen- 
und Völkerrecht verpflichtet ist, nicht 
mit faschistoiden und menschenverach¬ 
tenden Pauschal-Medien-Verurteilern 
verwechseln, die noch mehr Rassismus 
in den Medien fordern. Allein darum 
schon nicht, weil wir nicht auf irgend¬ 
welche Sondermedien ausweichen, de¬ 
nen man dann bedingungslos glauben 
soll, sondern weil wir Mittel an die Hand 
geben, wie Beiträge geprüft werden kön¬ 


nen und müssen - und zwar alle, auch die 
genehmen. 

UZ: Haben Sie fernab der öffentlich- 
rechtlichen Anstalten den Eindruck, dass 
die Macht internationaler Großkonzerne 
im Medienbereich, wie beispielsweise die 
von Google, in der Bevölkerung noch im¬ 
mer unterschätzt wird? 

Sabine Schiffer: Ja, eindeutig. Viele ver¬ 
wechseln die AGB‘s großer Internetkon¬ 
zerne mit der Idee von Freiheit im Netz. 
Allein die ICANN-Vergabe (Internet 
Corporation for Assigned Names and 
Numbers) von Internetadressen wäre ein 
eigenes Studium wert, sowie Widerstands¬ 
bewegungen dagegen. Aber auch insge¬ 
samt scheint das Wissen, um das (klassi¬ 
sche) Mediensystem nicht so weit verbrei¬ 
tet, weshalb es schnell zu Pauschalurteilen 
in Richtung „die Medien“ kommt. 



Dr. Sabine Schiffer promovierte zum 
Islambild in den Medien und gründete 
2005 das unabhängige Institut für 
Medienverantwortung (IMV), dessen 
Leiterin sie ist. Weitere Informationen: 
www.medienverantwortung.de und 
www.publikumsrat.de 

UZ: Ein weiterer Schwerpunkt der Arbeit 
Ihres Instituts liegt im Kampf gegen den 
zunehmenden antimuslimischen Rassis¬ 
mus. Inwiefern hängt diese Auseinander¬ 
setzung mit der um die Demokratisierung 
der Medien zusammen? 

Sabine Schiffer: Das Islambild in den Me¬ 
dien ist eines unserer Themen, womit wir 
aber häufig alleine identifiziert werden. 
Soviel zum Thema Framing (deutsch etwa: 
Einrahmungseffekt, d. Red.). Das Thema 
ist exemplarisch für Verzerrungsmecha¬ 
nismen, wie sie die mediale Informati¬ 
onsaufbereitung durch Auswahl und Aus¬ 
blenden, Wording und Stimmungsmache 
etwa durch Metaphern, sowie Montage- 
Kombinationen und die Nahelegung von 
Zusammenhängen, wo andere vielleicht 
viel relevanter wären, täglich produziert. 
Es bildet keine Ausnahme. Die gleichen 
Mechanismen können bei der Griechen¬ 
land- und Ukraineberichterstattung, dem 
Afrika- oder Israelbild, dem Russland¬ 
bild, der Finanzkrise und vielem mehr 
nachgewiesen werden. 

UZ: Hat der Terror des selbsternannten 
„Islamischen Staates“ (IS) die Ausgangs- 
läge für Kritik am ausufernden antimus¬ 
limischen Rassismus überdurchschnittlich 


erschwert? Haben Sie Schwierigkeiten 
Kooperationspartner zu finden? 

Sabine Schiffer: Ja, das hat es sicher. Da¬ 
bei wäre eine Analyse kurz und knapp 
machbar: Wäre der sogenannte IS ein 
islamisches Thema, hätte es ihn solange 
geben müssen wie den Islam. Sein Auf¬ 
tauchen vor einigen Jahren deutet auf 
geostrategische Zusammenhänge und 
hier würde dann eine Analyse erst be¬ 
ginnen. Zum Glück befassen sich inzwi¬ 
schen viele mit dem Thema „antimusli¬ 
mischer Rassismus“, etwa das Zentrum 
für Antisemitismusforschung, aber auch 
andere Institutionen und Autoren. Die 
Existenz der Problematik wird ja kaum 
noch geleugnet. Die Diffamierung derje¬ 
nigen, die diesen wie andere Rassismen 
anprangern, ist aber geblieben, und das 
soll ja verhindern, dass man sich zusam¬ 
mentut und gemeinsam stärker wird. 

UZ: Wie erklären Sie sich, dass die Ursa¬ 
chen des Terrors, nämlich die imperialis¬ 
tischen Angriffskriege der USA und ihrer 
Verbündeten gegen den Irak und Afgha¬ 
nistan, in der medialen Berichterstattung 
meist gänzlich außen vor gelassen wer¬ 
den? 

Sabine Schiffer: „Gänzlich“ würde ich 
nicht sagen, sondern unterscheiden zwi¬ 
schen Hintergrundbeiträgen und den 
Nachrichtenformaten. Man könnte so fra¬ 
gen: Warum bleiben die Nachrichtenme¬ 
dien bei ihrer stereotypen Sicht der Din¬ 
ge - so nach dem Motto: Wir sind immer 
die Guten, die anderen böse Kräfte, die 
aus dem Nichts heraus, was gegen uns tun 
wollen - obwohl Magazine teils des glei¬ 
chen Mediums andere Zusammenhänge 
aufdecken und gut belegen? Damit mei¬ 
ne ich nicht nur die Satire-Formate der 
Öffentlich-Rechtlichen, die im Moment 
eine besondere Qualität aufweisen. Wenn 
man alles betrachtet, findet man differen¬ 
zierte Berichte, fokussiert man aber die 
Titelseiten und Hauptsendezeiten, dann 
lässt sich eine NATO-freundliche Be¬ 
richterstattung diagnostizieren - und das 
dürfte stark mit transatlantischen Struk¬ 
turen zu tun haben, die ja inzwischen in 
die Kritik geraten. 

UZ: Was werden ansonsten die Schwer¬ 
punkte Ihrer Arbeit in den kommenden 
Monaten sein? 

Sabine Schiffer: Unsere Möglichkeiten 
sind aufgrund fehlender Ressourcen stark 
eingeschränkt. Wir werden uns weiterhin 
für das Thema Medienbildung einsetzen, 
das eigentlich alle hier genannten Einzel¬ 
aspekte mit umfasst und in meinem Buch 
„Bildung und Medien“ zusammengefasst 
ist. Dafür brauchen wir breitere Unter¬ 
stützung z.B. durch unseren Förderkreis. 
Denn von offiziellen Stellen aus dem Bil¬ 
dungsbereich und der Politik sowie von 
vielen Medien erwarten wir nach unse¬ 
ren nun 10-jährigen Erfahrungen nicht 
mehr so viel. 

Das Gespräch führte Markus Bernhardt 


zur Jahreswende 1916, also vor 100 Jah¬ 
ren, konstituierte sich um Rosa Luxem¬ 
burg und Karl Liebknecht die Gruppe 
Internationale. Sie war ein Schritt zur 
Formierung der Kriegsgegner, der Re¬ 
volutionäre, die sich nicht mit dem 
Kriegskurs, der Burgfriedenspolitik (so 
nannte man damals die Sozialpartner¬ 
schaft) der SPD und der 2. Internatio¬ 
nale abfinden wollten. Angesichts des 
seit über einem Jahr tobenden Welt¬ 
kriegs formulierte Rosa Luxemburg 
in der sogenannten Junius-Broschüre: 
„Geschändet, entehrt, im Blute wa¬ 
tend, von Schmutz triefend - so steht 
die bürgerliche Gesellschaft da, so ist 
sie. Nicht, wenn sie, geleckt und sittsam, 
Kultur, Philosophie und Ethik, Ord¬ 
nung, Frieden und Rechtsstaat mimt, 
als Hexensabbat der Anarchie, als Pest¬ 
hauch für Kultur und Menschheit -, so 
zeigt sie sich in ihrer wahren, nackten 
Gestalt.“ 

Und heute? Die Menschen in Af¬ 
ghanistan, Libyen, Syrien, im Irak, auf 
den zahllosen, weltweiten Schlachtfel¬ 
dern, sie erleben genau das, und sie er¬ 
leben, dass der deutsche Imperialismus 
munter mitmischt, sei es direkt mit der 
Bundeswehr, sei es über Waffenexpor¬ 
te oder über politische Einmischungen 
unterhalb der Schwelle des Krieges, der 
heute wieder offen die Fortsetzung der 
Politik mit anderen Mitteln ist. 

Nach innen versucht er sich „ge¬ 
leckt und sittsam“, mit „Kultur, Philo¬ 
sophie und Ethik, Ordnung und Frie¬ 
den“ zu geben. Wer das glaubt, der 
sieht nicht die Bundeswehrkampagne, 
die mit smarten Sprüchen neues Ka¬ 
nonenfutter lockt und deren Plakate 
viel zu oft viel zu lange unbeschadet 
hingen. 

60 Millionen Menschen sind auf der 
Flucht, mehr als jemals zuvor in der Ge¬ 
schichte der Menschheit, sie sind auf 
der Flucht vor imperialistischen Krie¬ 
gen, kapitalistischer Ausbeutung und 
Zerstörung ihrer Lebensgrundlagen, 
der Natur im Interesse des Profits. In 
der Tat, „die bürgerliche Gesellschaft“, 
„geschändet, entehrt, im Blute watend, 
von Schmutz triefend“. Nach innen, 
man klopft sich auf die Schulter, redet 
von Wifikommenskultur. Welche Heu¬ 
chelei, sobald man die Fluchtursachen 
betrachtet, welch „Hexensabbat“, wenn 
man die Unterbringung der Menschen, 
eingepfercht in Großzelte, sieht, erlebt, 
wie diese von Faschisten und Rassis¬ 
ten in Brand gesetzt und gleichzeitig 
das ausgehöhlte Asylrecht weiter zer¬ 
stört wird. Diese Feststellung schmä¬ 
lert nicht das großartige Engagement 
vieler Menschen, es zeigt nur einmal 


Am 25. Januar 2015 wurde in Grie¬ 
chenland eine Regierung gewählt, die 
das Verarmungsprogramm der Troika 
beenden wollte. Inzwischen ist sie ge¬ 
zwungen worden, dieses selbst zu ex¬ 
ekutieren. Bei den portugiesischen 
Wahlen am 4. Oktober 2015 verlor die 
bisherige Regierung, die als die Muster¬ 
schülerin Schäubles galt, ihre Mehrheit. 
Die sozialistische Partei stellt den Mi¬ 
nisterpräsidenten. Er wird vom „Bloco 
Esquerda“ (Linksblock) und einem von 
der Kommunistischen Partei geführten 
Bündnis toleriert, will soziale Härten 
mildern, aber die Sparauflagen der EU 
einhalten. 

In Spanien spaltete sich bei den 
Wahlen am 20. Dezember links von den 
Sozialisten „Podemos“ ab, und vielleicht 
sind ja auch die „Ciudadanos“ nicht so 
rechts wie die bisher regierende konser¬ 
vative Volkspartei. Insofern könnte die¬ 
ses Ergebnis ebenfalls als Votum gegen 
den europäischen Fiskalpakt verstan¬ 
den werden. 

Nachdem Francois Hollande 2012 
zum französischen Staatspräsidenten 
gewählt worden war, wollte er den 
Spitzensatz der Einkommensteuer auf 
75 Prozent erhöhen, scheiterte aber da¬ 
mit am Verfassungsrat. Inzwischen ließ 
er sich von Peter Hartz für eine franzö¬ 
sische Variante von Gerhard Schröders 
Agenda 2010 beraten. Diesen Kurs ver¬ 


mehr den tiefen Widerspruch zwischen 
dem Handeln vieler Menschen und der 
herrschenden Politik. 

Wir leben in einer der weltweit 
reichsten Volkswirtschaften. Die Ba¬ 
sis dafür ist nicht das kapitalistische 
Eigentum an den Produktionsmitteln, 
die Basis ist die gesamtgesellschaftli¬ 
che Produktion (national und interna¬ 
tional). Es ist also ein Reichtum, den 
die arbeitenden Menschen (national 
und international) beanspruchen kön¬ 
nen. Die Realität, selbst nach offiziel¬ 
len Zahlen sind bundesweit 15,6 Pro¬ 
zent aller Kinder unter 15 Jahren auf 
Hartz IV angewiesen, in Berlin sind es 
32,6, in Bremen 33,1 Prozent, und über¬ 
all steigt diese Zahl. Diese Kinder le¬ 
ben in Armut, sie leben mit schlechter 
Ernährung und Unterernährung, sie 
werden von Bildung und Kultur fern¬ 
gehalten - ihr Gesundheitszustand ist 
bedroht, wenn nicht bereits angeschla¬ 
gen - ein Verbrechen. 

Weltweit bedeutet der Kapitalismus 
Terror. Und er verursacht Terrorismus, 
das gilt für die Taliban, den IS, die An¬ 
schläge in Ankara und Paris. Treffen 
diese Anschläge Linke, wie in Anka¬ 
ra, geraten sie schnell in Vergessenheit. 
Treffen diese Anschläge die Metro¬ 
polen des Imperialismus, wie in Paris, 
werden sie für Demokratieabbau und 
Aufrüstung nach innen missbraucht. In 
Brüssel fand man offiziell Uniformen 
und Propagandamaterial, ausreichend 
für ein Silvester in Bürgerkriegsstim¬ 
mung. In Hannover (Länderspiel) und 
München (zwei zentrale Bahnhöfe) 
fand man eigentlich gar nichts, aber 
Übung macht den Meister. 

Wahrlich keine tolle Perspektive für 
das Jahr 2016. Leider kann ich keine 
bessere zeichnen. Das konnte die Grup¬ 
pe Internationale im Jahre 1916 auch 
nicht. Aber: Sie begannen die Kräfte zu 
sammeln, sie nahmen den Kampf auf 
und sie führten ihn. Auch wenn drei 
Jahre später die Novemberrevoluti¬ 
on verraten wurde, mit dem Ende des 
Weltkriegs, mit der Oktoberrevolution 
in Russland begann ein neues Zeitalter. 

Sammeln wir jetzt die Kräfte für 
den Kampf. Beginnen wir mit dem 
LL-Wochenende in Berlin, nutzen wir 
die Ostermärsche für die Stärkung der 
Friedensbewegung, machen wir unser 
UZ-Pressefest zu einem ausstrahlen¬ 
den Fest des Friedens, des Antifaschis¬ 
mus und der Solidarität. 

Ich wünsche uns, allen Leserinnen und 
Lesern der UZ (die dazu nicht amt¬ 
lich bestellt sind) viel Erfolg in diesen 
Kämpfen. 

Patrik Köbele , Vorsitzender der DKP 


folgt auch der italienische Ministerprä¬ 
sident Matteo Renzi. Zugleich wendet 
er sich mit Worten gegen den seinem 
Land von Deutschland aufgezwunge¬ 
nen Sparkurs. 

Diese Kritik greift zu kurz. In Wirk¬ 
lichkeit geht es nicht in erster Linie um 
Austerität (Sparen), sondern um eine 
Verteilung von unten nach oben. Die 
zutreffende Forderung müsste also lau¬ 
ten: Umverteilung von oben nach unten. 
Hierzu fehlt offenbar die Kraft. 

Das Machtzentrum Europas liegt 
nicht in Griechenland, Portugal, Spani¬ 
en, Frankreich und Italien, sondern in 
Deutschland. Im Sommer 2015 konn¬ 
ten Griechenland und Italien ihren Ver¬ 
pflichtungen, dem Norden Flüchtlinge 
fernzuhalten, nicht mehr nachkom- 
men. Dies war ihnen in drei Dubliner 
Abkommen auf erlegt worden. Wer will, 
kann den zeitweiligen Zusammenbruch 
des Grenzregimes auch als eine Art stil¬ 
len Protest im innereuropäischen Nord- 
Süd-Konflikt verstehen. Inzwischen ist 
Griechenland auch in diesem Punkt er¬ 
pressbar. 

Die Chancen von Flüchtlingen, sich 
vor den Folgen von Katastrophen, die 
das europäische und US-amerikanische 
Kapital zumindest mitverursacht, zu ret¬ 
ten, sind nicht groß, selbst wenn sie be¬ 
waffnet kämen. Der kapitalistische Nor¬ 
den ist auch militärisch stärker. 


Kolumne von Georg Fülberth 

Europäische Lage 
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Künstler in der Zeitenwende 

Das neue Buch von Peter Michel schildert Kunst anhand von Begegnungen mit Kunstschaffenden 


Der Kunstwissenschaftler Dr. Peter Michel hat im Verlag Wiljo Heinen ein neues 
Buch vorgelegt, in dem er uns teilhahen lässt an seinen Begegnungen mit Künstle¬ 
rinnen und Künstlern, die heute überwiegend verdrängt werden - er legt Zeugnis 
ab „ über eine Zeit und ihre Kunst, die im Werteverfall, in den Oberflächlichkeiten 
und Verdrängungsstrategien der Gegenwart in Vergessenheit zu geraten droht “ 
Zwei Leseproben aus dem Werk: 

Der eigene Blick. Ein Epilog 


Unter diesem Titel zeigte die Berliner 
Sektion der Kunstwissenschaftler des 
Verbandes Bildender Künstler im Eph¬ 
raim-Palais eine Ausstellung. Sie taucht 
in den einzelnen Texten dieses Buches 
hier und dort auf, weil sie ganz bewusst 
subjektive Sichtweisen auf Kunst und 
Künstler in den Mittelpunkt stellte. 
Zehn Kunstkritikern wurde im Novem¬ 
ber und Dezember 1988 die Möglichkeit 
gegeben, in ein oder zwei Räumen Wer¬ 
ke auszustellen - unter der Bedingung, 
ihre Auswahl in einem Katalogtext zu 
begründen. Diese Zehn gehörten unter¬ 
schiedlichen Generationen an und ver¬ 
traten teilweise sehr unterschiedliche 
Auffassungen. Das war die natürliche 
Folge der Entwicklung einer Kunstsze¬ 
ne, die sich in den vorangegangenen Jah¬ 
ren zunehmend vielfältiger und individu¬ 
eller ausgeprägt hatte. In den Räumen 
des nach 1980 rekonstruierten Rokoko¬ 
gebäudes im Berliner Nikolaiviertel war 
nichts zu sehen von sozialistisch-realisti¬ 
scher Einheitskunst, wie sie ein bis zwei 
Jahre später mit dem beginnenden „Bil¬ 
derstreit“ von westlichen Meinungsma¬ 
chern unterstellt wurde. 

Der Disput, der sich nach der Eröff¬ 
nung des „Eigenen Blicks“ abspielte, war 
für das Ende der Achtzigerjahre nahezu 
typisch. In einer Rezension hatte Diet¬ 
mar Eisold, Kunstkritiker der Zeitung 
„Neues Deutschland“, die Toleranz älte¬ 
rer Kunstwissenschaftler - wie Hermann 
Peters, Helmut Netzker, Klaus Weidner 
und Peter Michel - hervorgehoben und 
sie der auftrumpfenden Einseitigkeit 
anderer gegenübergestellt. Das rief den 
Protest Jüngerer hervor. Der damalige 
Vorsitzende des Berliner Bezirksverban¬ 
des Bildender Künstler, Ronald Paris, be¬ 
mühte sich um Ausgleich. Doch bald ge¬ 
hörten einige der Engherzigen, die stets 
selbst Toleranz gefordert hatten, zu den 


intoleranten Akteuren einer gnadenlosen 
Kampagne gegen die „Kunst des Staats¬ 
sozialismus“. Natürlich hatten sie Recht 
mit ihrer harten Kritik an der immer wie¬ 
derkehrenden Enge einer Kulturpolitik, 
die am Ende hilflos angesichts der realen 
Prozesse war. Aber sie bemerkten nicht, 
dass sie selbst mehr und mehr zu Dogma¬ 
tikern neuen Typs wurden. Sie standen im 
„Bilderstreit“ der Neunzigerjahre oft auf 
der Seite importierter Besserwisser, und 
nur wenige von ihnen bekannten später 
offen, damit einen Fehler gemacht zu ha¬ 
ben. Peter Hacks hatte schon am 24. Mai 
1978 in einem Brief an Friedrich Dieck¬ 
mann von einem „Spezialistentum“ ge¬ 
schrieben, „welches sich für Geist hält 
und seine ganze Kraft aus seiner Bor¬ 
niertheit bezieht“. Was hier einen ein¬ 
zelnen Kritiker meinte, wiederholte sich 
nach 1989/90 auf Staatsebene. 

Meine Haltung hat sich seit dieser 
Ausstellung kaum verändert. In meinem 
Katalogtext hatte ich betont, Kunst müs¬ 
se die Fähigkeit haben, die Menschen zu 
bewegen, weil sie - wie Brecht formu¬ 
lierte - selbst von den Schicksalen der 
Menschen bewegt wird. Sie müsse auf 
einem soliden handwerklichen Boden 
gewachsen sein und zur Betroffenheit 
ebenso wie zum Genuss führen können. 
„Ich achte Künstlerkollegen, die ,vom 
Leben selbst besessen 4 sind, denen ,die 
Wirklichkeit das liebste Motiv und die 
verlässlichste Stütze ist 4 “, schrieb ich da¬ 
mals. „Eigene Wertvorstellungen schlie¬ 
ßen Offenheit gegenüber allem ein, was 
sich - in welcher Form auch immer - als 
sinnvoll für unsere Gesellschaft und un¬ 
sere Kunst erweist. Halten wir es mit Ale¬ 
xander Blök: ,Das Verhalten zur Kunst 
muss voll Ruhe, Ernst, ohne Hast und Re¬ 
klamehaftes sein 4 . Und das Verhältnis des 
Kunstkritikers zum Künstler sollte das ei¬ 
nes Freundes sein, dem die Sympathie für 


den Gegenstand die notwendige kritische 
Sicht nicht versperrt 44 

Mit solch eigenem Blick sind die Tex¬ 
te dieses Buches entstanden. Sie sind ein 
Versuch, aus den Erinnerungen an Ein¬ 
zelne ein annähernd Ganzes zu machen, 
eine Sicht auf eine reiche Kunst, in der 
Künden und Können zusammengehör¬ 
ten, die gebraucht und geachtet wurde. 
Die Auswahl ist bewusst subjektiv und 
erhebt keinen Anspruch - weder auf 
Vollständigkeit noch auf Repräsentanz. 
Die alphabetische Reihung vermeidet 
bewusst eine Rangfolge. Viele Persön¬ 
lichkeiten fehlen, obwohl sie mir ebenso 
wichtig sind. Eine ganze Reihe von ih¬ 
nen spielt in den Einzeltexten eine Rol¬ 
le, doch manche bedürften einer längeren 
Zuwendung. Dazu gehört Herbert Sand¬ 
berg, der Buchenwaldhäftling und Grafi¬ 
ker, der mir mit seinen z.T. bitteren Er¬ 
fahrungen als abgelöster Chefredakteur 
der „Bildenden Kunst“ die ersten Schritte 
in dieser Funktion erleichterte; Wolfgang 
Mattheuer, der gemeinsam mit seiner 
Frau Ursula Mattheuer-Neustädt, Ger¬ 
hard Kettner und mir in den Siebziger¬ 
jahren in der Wiener Sezession anlässlich 
einer DDR-Kunstausstellung eine Podi¬ 
umsdiskussion bestritt, der immer ein kri¬ 
tischer Geist war, nicht nur in der DDR, 
sondern auch nach dem „Anschluss“. 
Auch Arno Mohr, der „Minimalist“, ex¬ 
zellente Grafiker, Maler und Hochschul¬ 
lehrer, zählte dazu; Harald Kretzschmar, 
der unermüdliche Karikaturist und Pu¬ 
blizist; Hans Vent, der mit Karl-Georg 
Hirsch und mir die Krakauer Graphik- 
Biennale besuchte; Werner Stötzer, der 
die Arbeit am Stein in den Mittelpunkt 
stellte; Joachim John, der erst kürzlich 
in einem Verzweiflungsakt seine Bilder 
verbrannte, weil er niemanden fand, der 
sie brauchte; Clauss Dietel, der interna¬ 
tional geachtete Formgestalter, der es in 
der DDR schwer hatte mit seinen Ideen, 
der nach Willi Sitte letzter Präsident des 
Verbandes Bildender Künstler war und 
2014 als erster ostdeutscher Produktge¬ 
stalter den Designpreis der Bundesrepu¬ 
blik Deutschland für sein Lebenswerk 
erhielt. (...) 

Beim Schreiben bewegte mich stän¬ 
dig die Frage nach der künstlerischen 
Substanz und danach, wie es heute damit 


aussieht. Natürlich gibt es neue Medien. 
Doch vieles verflacht, kommt großmäu¬ 
lig daher, wird hochmanipuliert und in 
schnellem Wechsel auf den Kunstmarkt 
geworfen. Schon Arthur Schopenhau¬ 
er bemängelte, bezogen auf die Litera¬ 
tur, dass die Leute statt des Besten aller 
Zeiten immer nur das Neueste lesen und 
dass dadurch das Zeitalter ständig tiefer 
im eigenen Dreck verschlammt. Werner 
Steinberg zitiert in seinem Roman „Der 
Tag ist in die Nacht verliebt“ einen Satz 
des Berliner Universitätsprofessors Gu- 
bitz im Gespräch mit dem Studenten 
Heinrich Heine: „Die jungen Leute glau¬ 
ben, genial sein zu müssen. Ihnen fehlt 
die Arbeit, die Feile, die Mühe der künst¬ 
lerischen Produktion“ 

Im August 2014 besuchten Maria und 
ich - wie schon in den Vorjahren - die 
Diplomausstellung der Hochschule für 
Bildende Künste Dresden. Was wir sa¬ 
hen, waren zwei Gemälde, die gekonntes 
Handwerk verrieten. Ansonsten domi¬ 
nierten Gerhard-Richter- oder Wolf-Vo- 
stell-Verschnitte, bedeutungsschwangere, 
stümperhafte Environments, Zeichnun¬ 
gen auf Grundschulniveau, Nichtbeherr¬ 
schung einfachster Kompositionsregeln 
..., also dilettierendes „Machenlassen“. 
Das sei eben die neue Kunst, wurden wir 
mit einem nachsichtigen Lächeln von ei¬ 
nem Studenten belehrt. Wenn nur das 
„Neue“ tatsächlich neu gewesen wäre! 
Man erwartet in einer Diplomausstellung 
keine Wunder. Dass aber gerade in Dres¬ 
den eine lange Tradition außergewöhnli¬ 
cher Malkultur keine Rolle mehr spielt, 
ist erschreckend. Der Leser möge dieses 
Buch auch als Plädoyer gegen allumfas¬ 
sende Maßstablosigkeit verstehen, der 
man die Aureole der Freiheit überstülpt. 
Noch einmal Peter Hacks: „Man hat doch 
auch schon erlebt, dass eine Sache Kunst¬ 
freiheit hieß und eigentlich Freiheit von 
Kunst war.“ (...) 


Werner Tübke 

Die Münchener Künstlergruppe „ten- 
denzen“ und ihre gleichnamige Zeit¬ 
schrift folgen 1984 einer Einladung 
des Monatsjournals „Bildende Kunst“. 
Im Gästehaus des Verbandes Bilden¬ 
der Künstler auf einem Weinberg bei 
Naumburg treffen wir uns. Es gibt Ge¬ 
spräche mit Künstlern, Kunstwissen¬ 
schaftlern und Auftraggebern aus der 
DDR, Besuche in Ateliers und Betrie¬ 
ben. Wir tauschen uns aus über For¬ 
men und Erscheinungen des Realis¬ 
mus, über die ausgedehnten Grenzen 
unserer Kunst in den Siebziger- und 
Achtzigerjahren, über „Weite und 
Vielfalt“, die immer wieder durch dog¬ 
matisch Denkende in Frage gestellt, 
aber ständig selbstbewusster vertei¬ 
digt wird. 

Zum Programm gehören auch Ex¬ 
kursionen. Ein Wissenschaftler der 
Universität Halle führt uns zu den 
Burgen und Schlössern in Querfurt 
und Freyburg, zur Rudelsburg bei 
Bad Kosen, zur Kaiserpfalz Memle- 
ben, zur CDU-Bildungsstätte im Ba¬ 
rockschloss Burgscheidungen 1 und in 
den Naumburger Dom. In der Kapel¬ 
le des Schlosses Allstedt sehen wir die 
Kanzel, von der aus Thomas Müntzer 
am 13. Juli 1524 seine Fürstenpredigt 
gegen die Willkür der weltlichen und 
geistlichen Obrigkeit hielt. Und in der 
Wasserburg Heldrungen stehen wir 
im bedrückend niedrigen Tonnenge¬ 
wölbe, in dem Thomas Müntzer nach 
der verlorenen Schlacht bei Franken¬ 
hausen gefangen gehalten, verhört 
und gefoltert wurde und wo er seine 
letzten Schriften verfasste, bevor ihn 
die damaligen Sieger vor der Stadt¬ 
mauer von Mühlhausen hinrichte¬ 
ten. So sind wir eingestimmt auf die 
Besichtigung des in Arbeit befindli- 
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Lehrer vieler Fotografen 

Bilder waren das Wertvollste in Horst Sturms Leben 


„Backbord, Steuerbord, Mittschiffs - auf 
das Leben!“ Noch vor ein paar Tagen 
haben wir mit ihm angestoßen, unserem 
Käpt’n, wenn auch nur mit Apfelschorle, 
aber seine Augen leuchteten verschmitzt 
dabei. Wenige Tage später hat sein über 
92-jähriges Herz aufgehört zu schlagen. 

„Käpt’n“ - so wurde er von vielen 
seiner Schüler anerkennend genannt. 
Nicht nur, weil er das Wasser liebte. Er 
betreute sie neben seiner Tätigkeit als 
Reporter für die Agentur ADN fürsorg¬ 
lich und souverän auf dem Weg ins Foto¬ 
grafenleben. Sie erlernten von ihm Tech¬ 
nik, aber vor allem, das Leben in all sei¬ 
ner Vielfalt zu schätzen und es mit der 
Kamera einzufangen. 

Dem 1923 in Geltow geborenen 
Horst Sturm schenkten seine in armen 
Verhältnissen lebenden Eltern zum 11. 
Geburtstag eine Box-Kamera. Sie wuss¬ 
ten, dass sie ihm damit eine große Freude 
bereiteten, und sie waren auch sein ers¬ 
tes Motiv. Die Faszination des entwickel¬ 
ten Bildes hatte ihn damit für alle Zeit 
gepackt. Und es gelang ihm, das Hobby 
zum Beruf zu machen, er erlernte den 
Beruf eines Reprofotografen. 

Der zweite Weltkrieg durchkreuzte 
zunächst seinen Lebensplan. Noch nicht 
einmal erwachsen, musste er schon in 
den Krieg. Bei der Marine gaben seine 
guten Augen den Ausschlag, dass er als 
Signalgast bei einer Minenräumdivisi¬ 
on eingesetzt wurde. Sein politisches 
Bewusstsein entwickelte sich, als nach 
Ende des Krieges sein Schiff in der bri¬ 
tischen Besatzungszone weiter unter der 
Nazifahne in See stechen sollte, sich die 
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Mannschaft aber weigerte, noch einmal 
Bremerhaven für Hitlerdeutschland zu 
verlassen. Vor einem Kriegsgericht un¬ 
ter dem faschistischen Marinerichter Fil- 
binger sollten alle zum Tode verurteilt 
werden, doch ein russisches Veto verrin¬ 
gerte die Strafen und für Horst hieß das 
nun noch ein Jahr Haft. Diese Haftzeit 
verbüßte er, ehe er nach Berlin zurück¬ 
kehrte. 

Die noch vorhandene Kamera und 
Filme ermöglichten ihm, aus eigenem 
Antrieb ab 1949 in Berlin ihm wichtig er¬ 
scheinende Ereignisse zu dokumentieren 
und der Zeitung anzubieten. Und da wur¬ 
den Bilder von ihm veröffentlicht. Dieser 
Erfolg wies ihm den Weg zum Illus-Bil- 
derdienst. Der Leiter Walter Heilig hat¬ 
te seine Fotos in der Presse gesehen und 
hieß ihn als Fotoreporter willkommen. 
So war er einer der ersten Bildreporter 
und Zeitzeuge der Entwicklungen der 
DDR für den Illus-Bilderdienst, aus dem 
später Zentralbild, die Bildagentur von 
ADN, hervorging. Er war an Brennpunk¬ 
ten des Aufbaus dabei wie 1952 bei den 
ersten Ausschachtungsarbeiten für das 


Hüttenkombinat in Eisenhüttenstadt, 
er fotografierte Staatsmänner wie Pieck, 
Honecker, Ulbricht und Grotewohl oder 
Staatsgäste wie Ho Chi Minh, oder Ga- 
garin und Künstler wie Bert Brecht und 
Anna Seghers, dokumentiert den Bau 
des Berliner Fernsehturms, aber ebenso 
leidenschaftlich fotografierte er den ihn 
umgebenden Alltag an seinem Wohnort, 
dem Kollwitzplatz, ohne Auftrag. 

Vor allem darin war er allen ihm an¬ 
vertrauten jungen Bildjournalisten ein 
Vorbild.Und so haben sich Generationen 
von angehenden Fotografen gern von ihm 
über die Schulter blicken lassen, weil er 
die Mühe des anderen schätzte. Oft stand 
er selbst neben den Volontären mit der 
Kamera, stellte sich wie sie der Aufgabe 
und lernte auch von ihnen. Verantwor¬ 
tungsvoll beurteilte er nach einem ein¬ 
jährigen Bildvolontariat ihre Fähigkeit, 
ein Studium anzutreten. Nicht technische 
Perfektion war Voraussetzung, sondern 
das moralische Abwägen beim Erfassen 
und Festhalten wesentlicher Momente so¬ 
wie deren ideenreiche Umsetzung. 

Wahrhaftigkeit ist in allem Wichtigste. 
Das lebte Horst Sturm uns vor. Die zum 
Studium delegierten Volontäre durften 
auf seine Initiative hin auch die von der 
Agentur erhaltene Kamera behalten, weil 
sein Grundsatz war, dass jeder in der Lage 
sein müsse, allgemeingültige Ereignisse 
dort, wo er wohnt und arbeitet, einzufan¬ 
gen. Das durchzusetzen war ihm wichtig, 
weil sich nicht jeder einen Apparat leisten 
konnte. Kaum noch zu verstehen in der 
Gegenwart, wo alles sogar mit dem Han¬ 
dy festgehalten werden kann. 


Als Mitbegründer der von 1965 bis 69 
existierenden Reportergruppe „signum“ 
zu der 21 Agenturreporter und Fotogra¬ 
fen für Zeitschriften und Tageszeitungen 
gehörten, setzte sich Horst Sturm für 
neue Wege in der Fotoberichterstattung 
ein, weg von vorgegebenen Schablonen. 

Horst Sturm war einer von sieben der 
damaligen Gruppe, die sich 2010 noch 
einmal zu einer gemeinsamen Fotoprä¬ 
sentation im Gut Geisendorf bei Cott¬ 
bus unter dem Motto „So hab ich das 
gesehen“ trafen. Sie erinnerten an das 
Anliegen, die starren Schemata bei der 
Auswahl von Pressefotos für die Veröf¬ 
fentlichung aufzubrechen, um einen le¬ 
bendigen und realitätsnahen Fotojour¬ 
nalismus zu entwickeln. 

In über 33 Länder führte Horst 
Sturm die Berichterstattung für ADN 
Zentralbild, mehrmals nach Finnland, 
wo er in Helsinki bei den entscheidenden 
KSZE-Abkommen dabei sein durfte. Im 
Auftrag der Agentur war er als Ausbil¬ 
der für junge Fotografen im Libanon, in 
Tunesien und in der VR Jemen. Sturm 
übernahm gern die Aufgabe, sein Wissen 
an die nächsten weiter zu geben. Dazu 
gehörte auch, sie zu ermutigen, sich bei 
Fotowettbewerben zu messen und Fotos 
in Ausstellungen zu präsentieren. 

Es gibt ungewöhnliche, teils preis¬ 
gekrönte Fotos von Horst Sturm, die in 
unserem Bildgedächtnis verankert blei¬ 
ben. Sie umgaben ihn auch bis zuletzt in 
seiner Wohnung in Grunewald. Dazu ge¬ 
hören seine thematischen Bilder, die die 
Bedeutung von Händen zeigen wie das 
Bild „Junge Mathematiker“, wo Kinder 


zum Rechnen die Finger zu Hilfe neh¬ 
men, oder das Foto „Schützende Hände“ 
einer mongolischen Mutter, die sie um 
den Kopf ihres kleinen Sohnes legt. Dazu 
gehört ein Foto aus dem Libanon „am 
Grab des Vaters“ und ein ungewöhnli¬ 
ches Che-Guevara-Porträt. Ein von ihm 
besonders geschätztes Foto „Die Koh¬ 
lenmänner“ hing als Poster an der Wand. 
Gern erklärte er das Außergewöhnliche 
der dargestefiten Situation. 

1963 war das. In der Schönhauser 
wurde die Straße für den Staatsbesuch 
von Chruschtschow abgesperrt, die Ber¬ 
liner bildeten am Straßenrand Spalier 
zur Begrüßung. Doch wenige Minuten 
vor dem Eintreffen des Konvois ließ die 
Polizei einen schwer beladenen Hand¬ 
karren mit Briketts die Straße passie¬ 
ren. Das hat Horst festgehalten. Dieses 
Bild hat größere Eindringlichkeit als die 
Erfüllung der Aufgabe, die dem Staats¬ 
gast Zuwinkenden zu fotografieren, und 
es steht für seine Gabe, das erkannt zu 
haben. 

Eine Kamera zu führen war für Horst 
Sturm körperlich in den letzten Wochen 
nicht mehr möglich, umso mehr berührte 
mich, als er bei unserem letzten Besuch 
die mit den Augen erfassten Bilder be¬ 
schrieb: „So würde ich das gern festhal- 
ten, wie das Licht von der Lampe seit¬ 
lich dein Gesicht erhellt, die aufgestützte 
Hand und wie die das Gesicht einfassen¬ 
de Haarsträhne die Augen betonen ... 
und zu Michael Richter, „Das wär ein 
Bild, wie du da im Gegenlicht aufrecht 
stehst ...“ Liebeserklärungen an uns, an 
das Leben. Gabriele Senft 
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WernerTübke, geboren am 30. Juli 1929, starb am 27. Mai 2004 in Leipzig wenige 
Wochen vor seinem 75. Geburtstag. Sein Panoramagemälde wurde 1989 der 
Öffentlichkeit übergeben. 


chen Panorama-Gemäldes von Wer¬ 
ner Tübke. 

Er empfängt uns in dem zum Ate¬ 
lier gewordenen riesigen Rundbau auf 
dem Schlachtberg. Sein rechter Arm 
ist geschient und fest umwickelt. Ein 
Muskelfaserriss hat ihn gezwungen, 
seine Arbeit zu unterbrechen. Er er¬ 
scheint reserviert und macht manch¬ 
mal den Eindruck von Unnahbarkeit. 
Die Ruhestörung nimmt er wohl als 
notwendiges Übel. Doch im Lauf des 
Gesprächs wird er offener, weil er die 
hohe Achtung spürt, die ihm die Gäs¬ 
te entgegenbringen. Seine Helfer und 
Assistenten sind weniger geworden. 
Mancher, der sich ihm in seiner Mal¬ 
weise schlecht unterordnen konnte, 
hat ihn verlassen. Am Ende sind es 
nur noch zwei, die ihm zur Seite ste¬ 
hen. Die Arbeitsbelastung wird für 
Werner Tübke immer größer. 

Dennoch sind die ersten Szenen 
des Rundbildes fertig. Die malerische 
Dichte überrascht und ruft Bewunde¬ 
rung hervor. Der größte Teil ist noch 
bedeckt mit der linearen Vorzeich¬ 
nung, die von der l:10-Fassung des 
Bildes „Frühbürgerliche Revolution 
in Deutschland“ mittels Folien und 
Episkop auf die 1722 Quadratmeter 
große Leinwand übertragen wurde. 
Die Malerei, die schon zu sehen ist, 
konnte nicht einfach - wie bei einem 
Bühnenprospekt - in das große For¬ 
mat projiziert werden. Werner Tübke 
erklärt die neuen Probleme der farbi¬ 
gen Gestaltung, denn die andersarti¬ 
gen Bedingungen der Betrachtung 
im Rundbau sind zu berücksichtigen. 
Alle folgen ihm gespannt, denn sol¬ 
cherart lebendige Lektion vor dem 
größten auf Leinwand entstehenden 
Bild der Welt ist für alle neu. Werner 
Tübke spricht auch darüber, weshalb 
er sich nicht für die traditionelle Form 
eines Panoramas entschied, denn er 
will keinen bestimmten, genau fixier¬ 
ten Ausschnitt aus dem Gemetzel auf 
dem Schlachtberg am 14. und 15. Mai 
1525 darstellen. Es geht ihm um seinen 
Blick auf eine ganze Epoche, um eine 
assoziative Kombination von Szenen, 
Teilbildern und Teilräumen, die ein 
Gegen- und Miteinander von Figuren, 


Ereignissen und geistigen Haltungen 
erlebbar macht. Es entsteht - wie der 
Leipziger Kunsthistoriker Karl Max 
Kober schrieb - ein „teatrum mundi“ 
ein Welttheater, ein komplexes Bild 
des Übergangs vom Mittelalter zur 


Neuzeit. Eine Frage folgt der anderen. 
Werner Tübke bezeichnet sich als Ma¬ 
ler, dem der Sinn für historische Di¬ 
stanz fehlt; die Menschheit habe vie¬ 
le Tausend Jahre gebraucht, um sich 
auf den Höhepunkt der Renaissance 


hochzuarbeiten; im 19. Jahrhundert 
habe ein Formzerfall eingesetzt, dem 
er sich nicht anschließen wolle. Auch 
als dazu Widerspruch laut wird, bleibt 
er dabei. Nach langem Gedankenaus¬ 
tausch und intensiver Fachsimpelei 
folgt ein herzlicher Abschied. 

Aber dieses Erlebnis bewegt auf 
der Rückfahrt zum Gästehaus und 
bei abendlichen Gesprächen weiter 
die Gemüter. Wie kommt ein Ma¬ 
ler im 20. Jahrhundert zu solch einer 
Haltung? Woher nimmt er die Kraft, 
ein solches Mammutprojekt als einen 
Glücksfall zu begreifen und über so 
viele Jahre durchzustehen? Ich spre¬ 
che über wichtige Etappen seiner Bio¬ 
grafie, über seine wohlbehütete Kind¬ 
heit in Schönebeck an der Elbe, über 
den privaten Zeichenunterricht, den 
er schon als Zehnjähriger 1939 bei 
dem Maler Karl Friedrich begann, 
über seine Malerlehre ab 1945, seine 
gleichzeitige Ausbildung an der Meis¬ 
terschule des Deutschen Handwerks 
in Magdeburg und sein reguläres Stu¬ 
dium an der Hochschule für Grafik 
und Buchkunst in Leipzig bei Elisa¬ 
beth Voigt, Walter Arnold und Ernst 
Hassebrauck. Wichtig für seine Ent¬ 
wicklung waren auch ein dreijähriges 
Studium an der Ernst-Moritz-Arndt- 
Universität Greifswald in den Berei¬ 
chen Kunsterziehung und Psychologie 
und eine Tätigkeit als wissenschaftli¬ 
cher Mitarbeiter am Zentralhaus für 
Laienkunst Leipzig. Alles das zeugt 
von Zielbewusstheit, von einer kla¬ 
ren Vorstellung über den künstleri¬ 
schen Werdegang, von angehäuftem 
Wissen. Die alten Meister - vor allem 
aus der Renaissance und dem italie¬ 
nischen Manierismus - werden zu sei¬ 
nen Leitfiguren. Er wird zum brillan¬ 
ten Zeichner, der seine Malerei nicht 
aus Farbfeldern heraus entwickelt, 
sondern von der gezeichneten Linie 
her. Und weil solche Fähigkeiten vor 
allem in der Ausbildung von Kunst¬ 
studenten gebraucht werden, arbeitet 
er schon 1956/57 als Oberassistent, 
ab 1963 als Dozent und von 1972 an 
als Professor an der Leipziger Hoch¬ 
schule. Von seinen Studenten verlangt 
er nicht nur künstlerische Begabung, 


sondern auch Disziplin. Von 1973 bis 
1976 ist er Rektor. Danach beginnt be¬ 
reits die Arbeit am Stoff des Panora¬ 
ma-Bildes. Wir haben ihn also in Bad 
Frankenhausen zu einem Zeitpunkt 
kennengelernt, an dem er sich schon 
acht Jahre damit beschäftigte. 

Zu den Arbeiten, die mich bis da¬ 
hin am meisten beeindruckt haben, 
gehören das „Bildnis des Viehzucht¬ 
brigadiers Bodlenko“, ein „Selbst¬ 
bildnis mit schwarzem Hut“, vor al¬ 
lem aber sein „Sizilianischer Groß¬ 
grundbesitzer mit Marionetten“. Die 
Freunde aus München stimmen mir 
zu, als ich sage, dass sich in diesem 
Bild mit seiner morbiden Pracht die 
aus der Kunstgeschichte angeeigneten 
Formen am besten zur Charakterisie¬ 
rung des Dargestellten eignen, so wie 
sie auch im Panoramabild zur Kenn¬ 
zeichnung eines Zeitalters die geeig¬ 
netsten Mittel sind. Bei anderen Wer¬ 
ken habe ich manchmal Zweifel, und 
bei vielen Selbstbildnissen bin ich mir 
nicht sicher, ob hier nicht bei allem 
zur Schau gestellten Selbstbewusst¬ 
sein eine Ironie im Spiel ist, die von 
sich selbst nichts weiß. Über mein Ver¬ 
hältnis zu Tübke sage ich, es sei von 
gegenseitiger Achtung geprägt; unser 
Briefwechsel sei bei aller Sachbezo- 
genheit aber meist distanziert und 
beinahe kühl. Einig sind wir uns alle, 
dass wir es mit einem großen Künst¬ 
ler zu tun haben, der in der deutschen 
Kunstgeschichte seinen Platz behaup¬ 
ten wird. 

Am letzten Abend sitzen wir im 
Weinberg bei einem Glas Silvaner, 
Gutedel oder Traminer beisammen 
und erleben, wie die Strahlen der un¬ 
tergehenden, immer noch flammenden 
Sonne die von Bitterfeld und Leuna 
herströmende, staubige Luft durch¬ 
dringen. Das Tal, in dem Naumburg 
liegt und Saale und Unstrut zusam¬ 
menfließen, verschwimmt langsam in 
einem lebendigen Dunkel. 

1 Diese Bildungsstätte wurde 1990 geschlos¬ 
sen. Eine Gedenktafel für die von den Nazis 
umgebrachten Christen wurde von der Treu¬ 
hand entfernt. Das Schloss befindet sich wie¬ 
der in Privatbesitz. 
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Was muss für Marxistinnen in der Ar¬ 
beiterbewegung - als die wir uns verste¬ 
hen - im Zentrum stehen, wenn sie ein 
Schwerpunktheft zum Thema „Flucht“ 
machen? Natürlich die Fluchtursachen. 
Sie vor allem müssen wir begreifen ler¬ 
nen, begreifbar machen und aufzeigen, 
wo man sie an der Wurzel packen kann 
und muss. Und dann die brennende 
Frage nach Alternativen, wie vor allem 
der soziale Sprengstoff, der zweifellos 
im „Flüchtlingsproblem“ - verstanden 
als „Arbeiterwanderung“ - steckt, im 
Interesse der Arbeitenden (!) gelöst 
werden kann. 

Das versuchen unsere Autorin¬ 
nen sehr detailliert und konkret. „Die 
Fluchtursache Nr. 1 ist und bleibt der 
Krieg; aber die Kriegsursache Nr. 1 ist 
und bleibt der globale Kapitalismus“, 
so das Fazit von Ingar Solty. „Die USA 
und der ,Westen 4 sind für die Flücht¬ 
lingskrise verantwortlich, weil sie 
imperial(istisch)e Besatzungs-, Luft- 
und Stellvertreterkriege führen; aber 
sie führen diese Kriege oft und Rüs¬ 
sen 4 sie führen, weil sie zuvor die Glo¬ 
balisierung des Kapitalismus forciert 
haben. ... Der direkte Zwang (Krieg) 
ist oft bloß die Reaktion auf den Erfolg 
des indirekten, nur scheinbar gewalt¬ 
losen, strukturellen Zwangs (schulden¬ 
imperialistische Freihandelsabkommen 
etc.).“ 

Sabine Lösing, Europaparlament¬ 
sabgeordnete der Partei „Die Linke“, 
beleuchtet in ihrem Beitrag Afrika als 
eines der wesentlichen Zielgebiete der 
europäischen Militärpolitik. Sie skiz¬ 


ziert dabei vor allem den interessenpo¬ 
litischen Hintergrund: „Erstens steht 
hier das Bestreben, die Länder des 
unmittelbar angrenzenden Nachbar¬ 
schaftsraumes möglichst eng in die eu¬ 
ropäische Einflusszone zu integrieren; 
zweitens handelt es sich dabei ganz pro¬ 
fan um das Interesse an der Absiche¬ 
rung bzw. der Kontrolle zentraler Roh¬ 
stoffe und Handelswege; drittens ist die 
EU bestrebt, die armutsbedingten Kon¬ 
flikte der neoliberalen Globalisierung 
notfalls militärisch halbwegs unter Kon¬ 
trolle zu halten; und schließlich spielt 
gerade in jüngster Zeit die militärische 
Abschottung und wo möglich die Vor¬ 
verlagerung der Migrationsbekämp¬ 
fung eine immer wichtigere Rolle.“ 

Die Herrschenden und ihre Medi¬ 
en wollen genau solche Zusammen¬ 
hänge und ihre Verantwortung Krieg, 
Armut und auch Terror verschleiern. 
Sie fokussieren unseren Blick auf (isla- 
mistische!) Sprengstoffanschläge - hin¬ 
terhältige wie in Paris und halluzinierte 
wie im Hannoveraner Fußballstadion -, 
die „unsere“ Sicherheit bedrohen, wor¬ 
auf reflexartig vor allem sicherheitspo¬ 
litisch reagiert wird: mit schärferen po¬ 
lizeistaatlichen Kontroll- und Repres¬ 
sionsmaßnahmen, die sich nicht nur 
gegen die Heimatvertriebenen richten. 
Und mit „Anti-Terror-Kriegseinsätzen“ 
vor denen noch mehr Menschen flüch¬ 
ten werden. Dazu gibt es Alternativen! 
Claus Schreer (isw) entwickelt in sei¬ 
nem Beitrag „Alternativen zur Festung 
Europa“ u. a. einen konkreten Forde¬ 
rungs- und Maßnahmenkatalog. 


Natürlich steckt in der „Flüchtlings¬ 
frage“ Sprengstoff, aber nicht in den 
Koffern derer, die als Schutzsuchende 
zu uns kommen. In ihr steckt vor allem 
politischer Sprengstoff. Unüberhörbar 
das Knarren im Gebälk und das Knur¬ 
ren in den Chefetagen der EU-Staaten 
und der Berliner GroKo. Unübersehbar 
der europaweite Rechtsdrall bei Wah¬ 
len, wie jüngst in Frankreich. Unüber¬ 
sehbar auch der Anstieg rassistischer 
Gewalt, der allein mit bundesdeutscher 
„Willkommenskultur“ nicht zu stoppen 
ist. 

Denn der explosivste Sprengstoff 
ist der soziale Sprengstoff, der in der 
„Flüchtlingsfrage“ steckt. Vor allem 
der muss verstanden und entschärft, 
statt weiter verschärft zu werden. In 
Resolutionen des jüngsten IG-Metall- 
Kongresses, über den Anne Rieger be¬ 
richtet, und des jüngsten Parteitag der 
DKP wird das versucht, wie auch in ei¬ 
nem Beschluss des Ortsvorstandes Ber¬ 
lin der Eisenbahner- und Verkehrsge¬ 
werkschaft (EVG) - Resolutionen, die 
noch mit Leben gefüllt und in Bewe¬ 
gung umgesetzt werden müssen. Da ist 
neben der Friedens- und Antifa-Bewe¬ 
gung, auf die sich Cornelia Kerth, Bun¬ 
dessprecherin der VVN-BdA, in ihrem 
MBl-Beitrag ausführlich bezieht, vor 
allem viel mehr Engagement und Wi¬ 
derstand der organisierten Arbeiterbe¬ 
wegung gefordert. 

Darum machen wir im Schwerpunkt 
auch einen kleinen Ausflug ins Grund¬ 
sätzliche. In einem älteren, aber hoch¬ 
aktuellen Beitrag von Lothar Elsner 


erinnern wir daran, worüber Vorden¬ 
ker der Arbeiterbewegung, nämlich 
Marx, Engels und Lenin, beim Thema 
„Arbeiterwanderung“ nachgedacht ha¬ 
ben. Im Beitrag von Tom Vickers wird 
am durchaus übertragbaren Beispiel 
Großbritannien u.a. die grundlegende 
politische Funktion des Asylsystems 
beleuchtet, in dessen Zentrum mitnich¬ 


ten die Rechte und Interessen der Asyl- 
und Arbeitsuchenden stehen. LoG 
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„Zur Zusammenführung linker Kräfte haben 
wir Kommunisten einiges beigetragen!“ 

ln Gießen treten unterschiedlich organisierte Linke gemeinsam zu der Kommunalwahl an 



Etwa 250 Menschen demonstrierten gegen unsinnige „Begleitmaßnahmen“ der 
Landesgartenschau, die die Stadt Gießen gegen den mit tausenden Unterschrif¬ 
ten bezeugten Willen der Bevölkerung durchführte. Die DKP war aktiv bei den 
Protesten der Bürgerinitiative dabei - wie hier mit Michael Beltz am Mikro. 


MichaelBeltz (DKP) kandidiertauf 
der Liste „ Gieß euer Linke“ einem Zu¬ 
sammenschluss aus DKP, Partei „Die 
Linke“ und „Linkes Bündnis“ zu den 
Kommunalwahlen am 6. März. Aus die¬ 
sem Anlass sprach die UZ mit Michael 
Beltz. 

UZ: Du bist nun schon zwei Wahlperio¬ 
den und damit zehn Jahre Stadtverord¬ 
neter in Gießen. Hat sich der Aufwand 
gelohnt? 

Michael Beltz: Als ich vor zehn Jahren 
ins Stadtparlament einzog, war ich der 
erste Kommunist dort seit dem Verbot 
der KPD. Jede politische Arbeit, bei 
der man offen als Kommunist auftritt, 
lohnt sich. Gerade unter der Bedin¬ 
gung der Rechtsentwicklung nicht nur 
in Deutschland, sondern in Europa und 
weltweit wie beispielsweise in Argenti¬ 
nien und Venezuela ist es die Aufgabe 
der Kommunisten, dagegen eigenständig 
und in Bündnissen zu kämpfen. 

UZ: Kannst du Höhe- und Tiefpunkte in 
der parlamentarischen Arbeit nennen? 

Michael Beltz: Tiefpunkt war, als mich 
ein Vertreter der Grünen „Antisemit“ 
nannte. „Herr Beltz hat gegen Israel ge¬ 
redet“. Da jedoch Dummheit bei vielen 
dieser Partei dazu gehört und sie sich 
vom Pazifismus zur Kriegspartei ge¬ 
wandelt haben, kann dieser Trottel mich 
nicht beleidigen. 

Zum ersten Teil der Frage: Jede mei¬ 
ner Reden und Bemerkungen sind Hö¬ 
hepunkte - zumindest für mich. 

UZ: Auf welcher Grundlage basiert die 
Zusammenarbeit zwischen DKP und der 
Partei „Die Linke“ in Gießen? 

Michael Beltz: Als die DKP Gießen vor 
zehn Jahren beschlossen hat, mit eige¬ 
nen Kandidaten auf der Liste der - da¬ 
mals noch - PDS anzutreten, geschah 
dies auf Grundlage vieler gemeinsamer 


Ziele, die in der Kommunalpolitik auf 
der Hand liegen: gegen die ständige 
Erhöhung der Abgaben, für die Versor¬ 
gung der Bevölkerung mit preiswertem 
Wohnraum und Infrastruktur. Das hat 
sich bewährt. Auch außerhalb des Parla¬ 
ments halte ich seit Jahren Kontakt mit 
den Freunden und Genossen der Partei 
„Die Linke“. Das ergibt sich auch durch 
die gemeinsame Arbeit in Bündnissen 
und Initiativen. Der Gießener Vorsit¬ 
zende Ali Al Dailami und ich setzen 
uns auch über ideologische Fragen aus¬ 
einander und diskutieren offen und ka¬ 
meradschaftlich über Gemeinsamkeiten 
und Differenzen. Mit einigen anderen 
habe ich ebenfalls persönlichen Kon¬ 
takt. Wir stellen auch gegenseitig offen 
fest, dass sowohl in der Partei „Die Lin¬ 
ke“ als auch in der DKP nicht alle offen 
für die Anliegen der jeweiligen Partei 
auftreten. 

Für mich persönlich war es wichtig, 
nach den Irritationen vor fünf Jahren, 
nun gemeinsam auch mit der damaligen 


Abspaltung, dem „Linken Bündnis“, zur 
Wahl anzutreten. Zur Zusammenfüh¬ 
rung linker Kräfte in Gießen haben wir 
Kommunisten einiges beigetragen. Nicht 
ausreichend gelungen ist jedoch, mehr 
Gewerkschafter und andere Kräfte aus 
dem linken Spektrum anzusprechen. 

UZ: Wer profitiert von der Zusammen¬ 
arbeit? 

Michael Beltz: Damit können die Lin¬ 
ken insgesamt gestärkt werden, indem 
wir Kräfte bündeln, wenn auch direkt 
erst mal niemand profitiert. Wir beför¬ 
dern ein linkes Klima in Gießen, was vor 
allem auch durch das „Gießener Echo“ 
geschieht. Indem wir die Ursachen der 
kommunalen Missstände benennen und 
die Verlogenheit der Argumentation mit 
den „Sachzwängen“ aufzeigen, tragen 
wir zur Aufklärung bei. 

Vor Jahrzehnten wurde das Prinzip 
der „kostendeckenden Gebühren“ für 
Kita, ÖPNV usw. beschlossen - auch 


als Voraussetzung für Landeszuschüs¬ 
se. Fortan konnten sich die jeweiligen 
Stadtregierungen bei jeder Preiserhö¬ 
hung die Hände in Unschuld waschen: 
Sie handelten nur unter einem „Sach¬ 
zwang“, den allerdings sie selbst - ihre 
eigenen Parteien - eingeführt haben. 

UZ: Macht ihr nicht im Wesentlichen eine 
S tellvertreterpolitik ? 

Michael Beltz: Natürlich nehme ich An¬ 
regungen und Vorschläge von Menschen 
auf wie z.B. gegen Stromsperre, gegen 
mieterfeindliche energetische Sanierun¬ 
gen durch die städtische Wohnbau, mit 
der preiswerter Wohnraum vernichtet 
wird - nichts gegen Energiesparmaß¬ 
nahmen, aber die Wohnungen sollten 
auch für niedrige Einkommen bezahl¬ 
bar bleiben. Auch gegen unsinnige Ver¬ 
schuldungen wie die Durchführung der 
Landesgartenschau haben Genossen 
der DKP in einer Bürgerinitiative aktiv 
mitgekämpft und die BI auch im Stadt¬ 
parlament durch Anträge und Anfragen 
unterstützt, wobei auch mein Kollege 
vom Linken Bündnis sich engagiert hat. 
Überhaupt ist unser Bestreben, dass die 
Betroffenen sich selbst für ihre Interes¬ 
sen engagieren. 

Ich betrachte mich nicht als der gro¬ 
ße Stellvertreter. Wenn jemand z.B. über 
irgendwelche Missstände klagt („was 
könnte man da machen, kannst du da 
nicht...?“) heißt meine erste Frage: Bist 
du in der Gewerkschaft? Mir geht es da¬ 
rum, Menschen aus ihrer Lethargie he¬ 
raus zu holen und sie aufzurufen, selbst 
tätig zu werden. 

UZ: Du kandidierst auf der Liste der 
„Gießener Linke“. Was wird dabei aus 
dem „K“ der DKP? 

Michael Beltz: In unserem „Gießener 
Echo“, das u.a. meine Arbeit im Par¬ 
lament begleitet, werden neben den 
örtlichen Geschehnissen, die nicht im¬ 
mer in die Notwendigkeit der Revolu¬ 


tion münden können, im Wesentlichen 
kommunistische Positionen formuliert 
und dargestellt. Die Eigentumsfrage, 
die Notwendigkeit des Sozialismus 
hin zu Kommunismus, die Kriegsver¬ 
brechen der NATO und vor allem der 
USA, die Ausbeutung unter kapitalis¬ 
tischen Bedingungen, Solidarität mit 
Erwerbslosen und den geknechteten 
Völkern in Afrika, Asien oder auch 
Lateinamerika. Man kann die örtliche 
Politik nicht von der bundesdeutschen 
und internationalen Politik isoliert be¬ 
trachten. 

In diesem Sinne haben wir für das 
Wahlprogramm Forderungen zu den Fi¬ 
nanzen eingebracht mit dem Verweis ge¬ 
rade auf die Hessische Verfassung, in der 
den Kommunen eine für ihre Aufgaben 
ausreichende finanzielle Ausstattung ga¬ 
rantiert wird. 

Wir haben geschrieben: „Es liegt auf 
der Hand, dass so die Stadt Gießen - wie 
alle Kommunen - ihren Aufgaben nicht 
gerecht werden kann. Angesichts der 
Berliner Steuerpolitik, die die Super¬ 
profite unangetastet lässt und Geld für 
Kriege braucht, ist keine Änderung zu 
erwarten. 

Diese Politik ist gewollt und wird 
nicht nur von Merkel und Co. betrie¬ 
ben, sondern von allen Bundesregie¬ 
rungen der BRD gleich welche Partei¬ 
en die Regierungen bildeten. Deswegen 
von Schuldzuweisungen an die Oberbür¬ 
germeister bzw. Kämmerer abzusehen, 
wäre falsch. Sie sind insofern mitschul¬ 
dig, dass es die gleichen - ihre - Parteien 
sind, deren Vertreter in Berlin und Wies¬ 
baden die Finanznot verursacht haben 
und die dies nicht nur billigen, sondern 
mit eigener kommunaler „Sparpolitik“ 
unterstützen.“ 

Und noch ein gutes Schlusswort: 
Ohne das „Gießerner Echo“ hätte mein 
Mandat im Parlament wenig Sinn. Sich 
ausschließlich im Parlamentssessel wohl¬ 
gefällig zu sonnen, kann für mich kein 
Ziel sein. 

Das Gespräch führte Werner Sarbok für die UZ. 


Wir haben ein Wohnraumproblem 

Aus der Etat-Rede von Michael Gerber im Rat der Stadt Bottrop 


Die solidarische Aufnahme von 
2 000 Menschen, die vor Krieg, Zerstö¬ 
rung, Verfolgung und Elend Zuflucht in 
unserer Stadt gefunden haben, ist eine 
große Herausforderung und verändert 
unsere Stadtgesellschaft. In den nächs¬ 
ten Monaten werden weitere Menschen 
auf der Flucht in unsere Stadt kommen. 
Dies ist auch eine direkte Folge der welt¬ 
weiten deutschen Militäreinsätze und 
deutscher Waffenexporte in alle Kriegs¬ 
gebiete. Jetzt kommen die Menschen 
auf der Flucht vor der zerstörerischen 
Wirkung dieser Waffensysteme in unser 
Land. Die Entscheidung des deutschen 
Bundestages über den Kriegseintritt der 
Bundeswehr gegen die Terrororganisati¬ 
on „Islamischer Staat“ wird die Flucht¬ 
ursachen weiter vergrößern, denn Krieg 
erzeugt erst den Terror! Dieser Krieg 
wird lange dauern und Milliarden Euro 
kosten. Dieses Geld wäre für die Un¬ 
terstützung und Integration der Flücht¬ 
linge besser verwendet. Die Politik der 
Bundesregierung war es stets, die Pro¬ 
fit- und Rohstoffinteressen deutscher 
Konzerne weltweit zu unterstützen und 
militärisch abzusichern. Unter ent Wick¬ 
lung, Hoffnungslosigkeit und Elend in 
Ländern Afrikas und Asien sind ein Er¬ 
gebnis dieser Politik. 

Ein Großteil der Menschen, die 
jetzt unter Lebensgefahr nach Deutsch¬ 
land und zu uns in die Stadt gekommen 
sind, wird bleiben. Diese Vertriebenen 
benötigen für ihre Familien schnell 
Wohnungen statt Massenunterkünf¬ 
te, Sprachkurse und für ihre Kinder 
KITA- und Schulplätze und schnell 
Arbeitsplätze, um ihren Lebensunter¬ 
halt selbst bestreiten zu können. Auf 


diese Notwendigkeiten haben Ver¬ 
waltung und Politik bisher keine Ant¬ 
wort. Es ist positiv, dass in Bottrop für 
Flüchtlinge keine Turnhallen und Zelt¬ 
unterkünfte benutzt werden. Sie, Herr 
Oberbürgermeister, verkünden in der 
Presse: Andere Städte erkundigen sich 
im Rathaus wie Bottrop dies schafft. 
Künftig bis zu 600 Menschen im städ¬ 
tischen Saalbau unterzubringen, ist 
unserer Meinung nach kein gutes Bei¬ 
spiel. Wir haben kein Flüchtlingspro¬ 
blem, sondern ein Wohnraumproblem, 
denn auch Bottroper Bürger benötigen 
Wohnraum, vor allem preiswerten! 

Die Willkommenskultur der 
Bottroper Bevölkerung ist großartig. 
Um Flüchtlinge dauerhaft zu integrie¬ 
ren, bedarf es jedoch einer städtischen 
Willkommensstruktur. Ehrenamtlich 
Tätige können keine Sozialarbeiter, 
Erzieherinnen, Hausmeister usw. er¬ 
setzen, im Gegenteil, sie benötigen 
selbst Unterstützung bei ihrer ehren¬ 
amtlichen Tätigkeit! Hier bedarf es 
eines viel größeren und schnelleren 
Personaleinsatzes durch die Stadtver¬ 
waltung. 

Dem steht das Spardiktat „Stär¬ 
kungspakt Stadtfinanzen“ gegenüber mit 
seinen Vorgaben: Streichen, kürzen, Ge¬ 
bührenerhöhungen und Personalabbau. 
Bei all der Diskussion um Flüchtlinge 
werden wir Kommunisten in der Etatde¬ 
batte nicht vergessen, dass es in unserer 
Stadt noch weitere Menschen gibt, die 
Hilfen benötigen. Natürlich ist Armut in 
unserer Stadt nicht vergleichbar mit dem 
Schicksal der Vertriebenen, die in vielen 
Fällen froh sind, mit dem nackten Leben 
davon gekommen zu sein, aber die DKP 


ist ja dafür bekannt dafür, Anwalt aller 
kleinen Leute zu sein! 

Eine vollständige Aufzählung der 
Liste der vom Rat beschlossenen Grau¬ 
samkeiten würde hier den Rahmen 
sprengen, eins ist den Sparbemühungen 
jedoch gemeinsam: Es werden beson¬ 
ders die armen Menschen mit ihren Fa¬ 
milien getroffen! Gleichzeitig werden 
die Gebühren für KITAS und Offene 
Ganztagsgrundschulen deutlich erhöht. 

Auf der Ebene der Stadt wird so 
fortgesetzt, was mit den Hartz-IV-Ge- 
setzen begonnen wurde. Hartz IV be¬ 
deutet nicht nur Armut per Gesetz, 
sondern ist zugleich Ausdruck einer 
Politik, die sowohl arbeitende, als auch 
ausgegrenzte arme Menschen immer 
stärker finanziell belastet und zugleich 
Konzerne sowie Millionäre entlastet! 
Finden Sie, dass das Recht ist? Ich fin¬ 
de, das ist Unrecht! 

Mehr als 30 Prozent der Kinder im 
Bottroper Süden wachsen in Armut 
auf. Es ist ein Skandal, dass dies von 
der Mehrheit der Stadtgesellschaft und 
auch vom Rat der Stadt einfach igno¬ 
riert wird. Weder durch die Schul-, noch 
durch die Bildungspolitik wird darauf 
angemessen reagiert und auch nicht 
durch städtische Sozialprogramme. Fin¬ 
den Sie, dass das Recht ist? Ich finde, 
das ist Unrecht! 

Es zeigt sich immer deutlicher, dass 
sich Bottrop unter der Knute des Spar¬ 
diktates als soziale Stadt aufgibt. Be¬ 
reits jetzt ist absehbar, dass weiterer 
Schulraum benötigt wird, vor allem für 
Kinder aus Flüchtlingsfamilien. Die 
Stadt hat jedoch geplant, durch die 
Aufgabe von Schulstandorten bis 2021 



Ratsherr Michael Gerber lehnte für 
die DKP im Rat der Stadt Bottrop den 
Haushalt 2016 ab. 


5,1 Millionen Euro einzusparen. Dies 
wird nicht möglich sein. Gleichzeitig 
lassen Bund und Land die Stadt bei den 
Kosten für die Unterbringung und In¬ 
tegration der Flüchtlinge hängen. Nach 
der Logik des „Stärkungspaktes“ müs¬ 
sen dann die Gelder an anderer Stelle 
wieder auf Kosten der Bürger einge¬ 
spart werden. Darauf warten rassisti¬ 
sche Parteien wie die AfD nur, die mit 
ihrer Hetze von der NPD nicht mehr zu 
unterscheiden ist. Finden Sie, dass das 
Recht ist? Ich finde, das ist Unrecht! 

Unsere Willkommenskultur heißt, 
gemeinsam für ein soziales Bottrop zu 
kämpfen! Wir lassen uns nicht spalten. 


Dies haben letzten Freitag Bottroper 
Bürger mit ihrer Protestaktion gegen 
den Auftritt der AfD-Chefin Petry 
deutlich gemacht. Gemeinsam gegen 
Rassismus und NATO-Kriege! Ge¬ 
meinsam für ein lebenswertes Bottrop 
mit bezahlbarem Wohnraum! 

Nutznießer der öffentlichen Ver¬ 
schuldung sind die Banken. Sie besor¬ 
gen sich faktisch zum Nulltarif Gelder 
bei der EZB und verdienen sich eine 
goldene Nase an den Krediten für die 
Städte und Gemeinden. Finden Sie, dass 
das Recht ist? Ich finde, das ist Unrecht! 

Die DKP wünscht sich eine Zu¬ 
kunft für Bottrop, in der finanzschwa¬ 
che Menschen aus ihren Wohnquartie- 
ren heraus kommen können, weil ihnen 
ein Bottrop-Pass den kostenfreien öf¬ 
fentlichen Nahverkehr ermöglicht so¬ 
wie die kostenlose Nutzung städtischer 
Angebote wie Stadtbibliothek, Kurse 
an der Musikschule, der Kulturwerk¬ 
statt oder der Volkshochschule sowie 
den- Besuch im Hallenbad. Für alle 
Menschen muss es preiswerten Wohn¬ 
raum geben. 

Selbst der Sprecher der SPD in der 
Bezirks Vertretung Mitte musste einge¬ 
stehen: „es ist ein Stand erreicht, bei 
dem es nicht mehr darum geht, ein Ziel 
zu verfolgen, ein Sparziel zu erreichen, 
sondern der Stadt ein Schaden zuge¬ 
fügt wird.“ 

Wenn die Zukunft der Stadt auf 
dem Spiel steht, muss auch ein Austritt 
aus dem Spardiktat „Stärkungspakt“ 
möglich sein! Wenn Unrecht zu Recht 
wird, wird Widerstand zur Pflicht! 

Die DKP wird dem Haushalt 2016 
nicht zustimmen! 
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Elende Verhältnisse 

Zustände im Erstaufnahmelager Kassel-Calden 
führen zu Tristesse und Gewalt 



DKP/LL vor Ort 

Bürger in Mörfelden fordern 
den Erhalt „ihres“ Supermarktes 


I n der nordhessischen Provinz, genau¬ 
er gesagt in der Gemeinde Calden bei 
Kassel, existiert seit Ende Juli 2015 
ein Erstaufnahmelager für Flüchtlinge. 
Ausgelegt ist diese Zeltstadt für maxi¬ 
mal 1500 Menschen. Im Monat Septem¬ 
ber wurden aber bis zu 2 500 Menschen 
dort zusammengepfercht. Seit Ende No¬ 
vember wird das Lager „winterfest“ ge¬ 
macht. Bis dato hat man den Großteil 
der Zelte, die ein „Fassungsvermögen“ 
für jeweils 70 Menschen haben, gegen 
129 Container ausgetauscht. Allerdings 
werden noch bis Anfang 2016 mehrere 
Zelte dort stehen bleiben, da sich die 
Anschaffung von Metallcontainern als 
schwierig erweist. Die Hersteller der 
Container kämpfen auf Grund der enor¬ 
men Nachfrage aus dem gesamten Bun¬ 
desgebiet mit Produktionsrückstand. 

Abschiebeschleuse 
Airport Kassel-Calden 

Das Flüchtlingslager ist Teil eines 65 
Hektar großen Gewerbegebietes in di¬ 
rekter Nähe zu dem Regionalflughafen 
Kassel-Calden. Jenem Flughafen, der 
am 4. April 2013 mit großem Tamtam 
eröffnet wurde. Der Flughafen erweist 
sich allerdings als Luftnummer. Aber 
als teuere Luftnummer, da im Jahr 2015 
lediglich 55 000 Passagiere dort abge¬ 
fertigt wurden und der Flughafen für 
das laufende Jahr ein Defizit von 7,2 
Millionen Euro aufweist. 

Experten bezweifelten schon lan¬ 
ge vor dem Bau dieses 271 Millionen 
teueren Provinz-Prestigeobjekts die 
Wettbewerbsfähigkeit des Airport, da 
Kassel im geographischen Dreieck der 
Flughäfen Frankfurt a.M., Paderborn 
und Hannover-Langenhagen liegt. 


Dokumentiert: 


Die Fraktion „Kasseler Linke“ brachte 
am 8. Oktober folgenden Antrag in der 
Stadtverordnetenversammlung ein. 
Die Fraktionen von SPD, CDU, Grüne 
und FDP verweigerten diesem Antrag 
die Zustimmung. 

„Die Stadtverordnetenversammlung 
möge beschließen: 

Die Kasseler Stadtverordnetenver¬ 
sammlung begrüßt das große eh¬ 
renamtliche Engagement zur Unter¬ 
stützung der Geflüchteten durch die 
Bürgerinnen der Stadt Kassel, alle An¬ 
strengungen der Stadt und des Lan¬ 
des zur Verbesserung der Lage der Ge¬ 
flüchteten sowie die Einrichtung einer 
Stelle zur Koordination der ehrenamt¬ 
lichen Tätigkeiten in Kassel. 

Die Stadtverordnetenversammlung 
spricht sich gegen die Unterbrin¬ 
gung von Geflüchteten in Zelten 
oder ähnlichen Behausungen aus. 
Sie appelliert an die Hessische Lan¬ 
desregierung,das Zeltlager in Calden 
schnellstmöglich aufzulösen und die 


Die Stadt Kassel, die unter dem 
hessischen Schuldenschutzschirm für 
Gemeinden steht, ist jährlich mit Mil¬ 
lionen Euro netto dabei. Dieses Geld 
fehlt wiederum, um in Kassel in die öf¬ 
fentliche Daseinsfürsorge wie z.B. den 
sozialen Wohnungsbau zu investieren. 

Das Regierungspräsidium Gießen, 
welches für die zentrale Koordination 
der in Hessen ankommenden Flücht¬ 
lingen zuständig ist, machte aus der 
Not heraus eine Tugend und nutzte die 
500 m entfernte Luftlinie des Flücht¬ 
lingslagers zum Flughafen, um die er¬ 
bärmlichen Fluggastzahlen ein wenig 
aufzuhübschen. Bis Mitte November 
dieses Jahres wurden via Airport Kas¬ 
sel-Calden 3 700 Menschen wieder in 
ihre Herkunftsländer abgeschoben. 

Erschreckende und traurige Szenen 
spielen sich bisweilen während der Ab- 
schiebeprozedur ab. So werden z.B. ei¬ 
nige männliche Flüchtlinge vor den Au¬ 
gen ihrer Familie mit Handschellen in 
die Flugzeuge geführt, da sie bis zum 
Schluss zumindest auf einen Aufschub 
hoffen und insofern nicht freiwillig das 
Flugzeug betreten wollen. Eine Viel¬ 
zahl der abgeschobenen Menschen 
kommen aus dem Kosovo. Ihre Situa¬ 
tion kann man als „Heimatlos - Pers¬ 
pektivlos -Würdelos“ beschreiben. Der 
Kosovo ist de facto ein Staatsgebilde, 
das nicht eigenständig lebensfähig ist. 
Die Flüchtlinge werden wieder in ein 
Land zurück geschickt, das den Men¬ 
schen dort nichts aber auch gar nichts 
zu bieten hat, außer Armut und kor¬ 
rupte Mafiastrukturen, die seit Mitte 
1999 von der Nato, der EU und auch 
der Bundeswehr gestützt werden. Die 
bürgerliche Politik - auch in Nordhes¬ 


Unterbringung in festen Gebäuden 
zu gewährleisten. 

Der Magistrat wird beauftragt sich 
bei der Hessischen Landesregierung 
dafür einzusetzen, die Unterbringung 
in Zelten vor dem Winter zu beenden 
und das Land bei derSuche nach men¬ 
schenwürdigen Alternativen auch auf 
dem Gebiet der Stadt zu unterstützen. 
Begründung: 

Im Hinblick auf den nahenden Winter 
stellt die Unterbringung der Geflüch¬ 
teten in der Zeltstadt Kassel-Calden 
ein großes Problem dar. Zelte sind we¬ 
der eine winterfeste Unterkunft, noch 
bieten sie den Geflüchteten die nötige 
Privatsphäre. 

Die Berichte aus Calden in den letzten 
Wochen haben zusehends bestätigt, 
dass die Bedingungen dort für alle 
Beteiligten die Situation erschweren 
und zusätzliche Belastungen bedeu¬ 
ten, statt gerade für traumatisierte 
Menschen einen Ort der Aufnahme 
zu bieten. 


sen - kratzt diese Tatsache freilich we¬ 
nig. Es kann eben nicht sein, was nicht 
sein darf. 

Tristesse, Langweile 
und Gewalt 

Die Zustände in dem Erstaufnahmela¬ 
ger Calden kann man im Grunde nur 
als Elend bezeichnen. Es gibt keine 
psychosoziale Betreuung für Kinder, 
gerade auch für traumatisierte Kin¬ 
der aus Syrien und Afghanistan. Der 
Alltag der Menschen dort ist von Tris¬ 
tesse, Langweile und auch manchmal 
von Gewalt geprägt. 

Nicht wenige Flüchtlinge betäu¬ 
ben ihren Kummer im Alkohol. Als 
sich am 9. September 60 politisch in¬ 
teressierte Menschen zum ersten Ple¬ 
num des Kommunalwahlbündnisses 
„Kasseler Linke“ trafen, schilderte 
eine ehrenamtliche Helferin aus Cal¬ 
den die elenden Verhältnisse in dem 
Erstaufnahmelager und startete einen 
dramatischen Hilferuf an die Teilneh¬ 
mer des Plenums. Keine drei Wochen 
nach dem Hilferuf der Helferin kam, 
es wie es kommen musste: Am 27. Sep¬ 
tember erlangte das Lager Calden 
bundesweit mediale Aufmerksam¬ 
keit, als es zu einer Massenschlägerei 
unter den Flüchtlingen kam, aus der 
ca. 60 Verletzte, darunter drei Schwer¬ 
verletzte und einige verletzte Polizis¬ 
ten, hervor gingen. Der Kontext von 
Ursache und Wirkung wurde erst ab 
diesem Tag von der bürgerlichen Po¬ 
litik in Nordhessen thematisiert. Aber 
geändert hat das an den unwürdigen 
Zuständen in diesem Lager bis zum 
heutigen Tag nichts. 

Mirko Düsterdieck 


Eine andauernde negative Bericht¬ 
erstattung über Konflikte, die durch 
unzumutbare Bedingungen im Lager 
entstehen, kann auch in der Kasseler 
Bevölkerung zur Verunsicherung füh¬ 
ren und die Solidarität mit den Ge¬ 
flüchteten schwächen. 

Auch wenn die Stadtverordnetenver¬ 
sammlung selbst nicht direkt auf die 
Zustände innerhalb des Lagers Calden 
oder der anderen Erstaufnahmeein¬ 
richtungen einwirken kann, so kann 
sie sich gegen die jetzigen Zustände 
aussprechen und das Land Hessen 
zum Handeln auffordern. Allen Ge¬ 
flüchteten soll eine menschenwürdi¬ 
ge Unterbringung, welche nicht nur 
ein festes Dach, sondern auch ausrei¬ 
chende Sanitäranlagen und Schutz¬ 
räume für Frauen und Kinder enthält, 
ermöglicht werden. Die Fortführung 
in der jetzigen Form ist keine Alterna¬ 
tive, stattdessen ist jede andere Mög¬ 
lichkeit, sei es in Hotels oder leer ste¬ 
henden Bürogebäuden vorzuziehen.“ 


Viel los war am 19. Dezember vor dem 
Netto-Markt in Mörfelden. Die örtliche 
Stadtverordnetenfraktion der DKP/LL 
war zu Besuch vor dem von der Schlie¬ 
ßung bedrohten Supermarkt. Unter 
dem Motto „Fraktion vor Ort“ wollten 
sich Mandatsträger und Unterstützer 
der DKP/ Linke Liste ein eigenes Bild 
machen und mit Kunden und den Ini¬ 
tiatoren der Proteste gegen die Schlie¬ 
ßung des Marktes sprechen. Immer 
wieder war dabei zu hören „Wir brau¬ 
chen hier einen Lebensmittelmarkt im 
Wohngebiet“, „Das ist für uns eine Ka¬ 
tastrophe“ oder „Wo sollen wir ältere 
Menschen denn einkaufen, wenn unser 
Laden hier dicht macht?“ 

Großes Unverständnis war auch 
darüber zu hören, dass der Antrag der 
DKP/LL zu diesem Problem gerade 
in der jüngsten Stadtverordnetenver¬ 
sammlung abgelehnt wurde. Dabei 
wollte man vom Magistrat einen ak¬ 
tuellen Sachstand und wissen welche 
Bemühungen es von Seiten der Stadt 
Mörfelden-Walldorf gibt, um den 
Markt zu erhalten. Die restlichen Par¬ 
teien lehnten dieses Begehren ab „das 
ist nicht Sache der Stadt“ und „uns sind 
die Hände gebunden“. Mittlerweile ha¬ 
ben rund 1500 Menschen eine Resolu¬ 
tion zum Erhalt des Supermarktes un¬ 
terzeichnet. „Diese Menschen warten 
auf Antworten und haben ein Recht zu 


Um linke Kommunalpolitik entwickeln 
zu können, braucht es nicht zwingend 
Ratsmandate und einen großen „Ap¬ 
parat“, um über interessante Themen 
zu recherchieren und sich Sachkunde 
anzueignen. Ein wichtiges Medium 
dafür ist die lokale Tageszeitung. Aber 
nicht nur als Informationsquelle, son¬ 
dern auch, um die eigenen Positionen 
über Leserbriefe oder Stellungnahmen 
zu verbreiten. 

Klar, es wird nicht jeder Leserbrief 
gedruckt, manche Lokalredaktionen 
boykottieren konsequent linke Ver¬ 
öffentlichungen. Und viele Menschen 
können sich heute keine lokale Tages¬ 
zeitung mehr leisten bzw. beziehen ihre 
Informationen aus dem Internet. Das 
ändert jedoch nichts daran, dass „Dorf¬ 
zeitungen“ wie die meine noch einen 
beachtlichen Verbreitungsgrat haben. 

Häuüg denke ich beim Lesen eines 
Artikels: Hier müsstest du eigentlich 
was schreiben. Aber es bleibt zu häu¬ 
fig beim „müsste eigentlich“. Und ich 
habe mich noch nie über einen Leser¬ 
brief von mir geärgert, der vielleicht 
hätte feiner formuliert oder besser re¬ 
cherchiert werden können. Ich habe 
mich aber viel häufiger über Leser¬ 
briefe geärgert, die ich nicht geschrie¬ 
ben habe. 

Der Idealfall ist also der, den ich ei¬ 
nige Tage vor Weihnachten erlebte: In 
der Lokalzeitung ein Beitrag, der Wi¬ 
derspruch fordert. Abends hingesetzt 
und schnell einen Leserbrief geschrie¬ 
ben, der dann einen Tag später veröf¬ 
fentlicht wurde. Und da war mit Nen¬ 
nung meines Namens und natürlich 
meiner Parteizugehörigkeit unter der 


wissen was unternommen wurde und 
wie es weitergeht“, so Dietmar Treber, 
Stadtverordneter der DKP/ Linke Lis¬ 
te. 

Vor dem Markt sorgte eine Bilder- 
Galerie des „blickpunkt“ (Stadtzeitung 
der örtlichen DKP) mit großformati¬ 
gen Fotos der aktuellen Protestaktio¬ 
nen zum Erhalt des Marktes für viel 
Gesprächsstoff und manchem Schmun¬ 
zeln. 

Auch wenn es im Rathaus heißt, die 
Erfolgsaussichten den Markt zu retten 
seien äußerst gering, sollen Anfang 
des Jahres die Aktionen weiter gehen. 
„Egal wie ein Discounter auch heißt 
oder welcher Markt hier eventuell neu 
einziehen sollte, wir wollen auch in Zu¬ 
kunft fußläufig einkaufen können“, so 
der Wunsch von Ursula Bleckwenn-Ol¬ 
denburg, Initiatorin der Proteste. 

Die 1 500 in kurzer Zeit gesammel¬ 
ten Unterschriften sind zudem ein Auf¬ 
trag an die Kommunalpolitik erneut 
aktiv tätig zu werden. 

Die Stadtverordneten-Fraktion der 
DKP/LL hat angekündigt, weiterhin 
in dieser Sache „am Ball“ zu bleiben. 
Alle Beteiligten, der jetzige Marktbe¬ 
treiber, der Investor, die Stadt und die 
Initiatoren der Proteste zum Erhalt ei¬ 
nes Marktes gehören an einen Tisch, so 
Treber - „und das ganz schnell“. 

Dietmar Treber 


Überschrift „Das stinkt nach illegaler 
Parteienfinanzierung“ zu lesen: 

„Als selbst leidenschaftlicher Mo¬ 
dellbahner, ehemaliges Ratsmitglied 
sowie Vorsitzender der Deutschen 
Kommunistischen Partei (DKP) in 
Recklinghausen schließe ich mich den 
Glückwünschen an die Suderwicher 
Modellbahnfreunde aus Anlass ihres 
40-jährigen Bestehens an. In diesem 
Zusammenhang überreichte Frau Ma¬ 
rita Bergmaier (CDU) in ihrer Eigen¬ 
schaft als Vize-Bürgermeisterin die 
Glückwünsche der Stadt Recklinghau¬ 
sen, wie es ja in der Recklinghäuser 
Zeitung dankenswerter Weise doku¬ 
mentiert wurde. Das wäre ja nun alles 
keinen Leserbrief wert, wenn sich nicht 
auf dem Geschenk der Stadt Reckling¬ 
hausen, zwei Modellbahnloks, große 
CDU-Logos befinden würden. 

Da drängen sich Fragen auf: Ist 
denn die Recklinghäuser CDU so arm, 
dass sie sich ihre Werbegeschenke von 
den Bürgern der Stadt Recklinghau¬ 
sen bezahlen lassen muss? Das wür¬ 
de natürlich auch erklären, dass die 
Wahlkampfkostenerstattung bei Bun¬ 
destagswahlen für die großen Partei¬ 
en (nicht für alle, versteht sich) nun 
unbedingt auf 83 Cent pro abgegebe¬ 
ne Stimme erhöht werden muss - aus 
Sicht derer, die davon profitieren und 
das auch beschließen. Oder begreift die 
CDU die Stadt Recklinghausen als ihr 
Eigentum, von dem sie sich beliebig 
Werbeartikel finanzieren lassen kann? 
Das hat ja nun weit mehr als ein Ge- 
schmäckle - das stinkt nach illegaler 
Parteienfinanzierung und Amtsmiss¬ 
brauch!“ Werner Sarbok 


Antrag der „Kasseler Linken“ 



Die lokale Presse nutzen 

Nicht nur Informationsquelle für Kommunalpolitiker 
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„Der Mensch ist erst dann tot, 
wenn niemand mehr an ihn denkt. “ 
Bertolt Brecht 


Die DKP Kreisgruppe Rhön-Fulda-Vogelsberg nimmt 
Abschied von ihrem langjährigen Genossen 

Eberhard Weber 

Seit 1990 lebte Eberhard wieder in seinem Heimatort 
Gersfeld-Hettenhausen. Hier engagierte er sich von An¬ 
fang an in der Bürgerinitiative „Rettet unsere Rhön". Un¬ 
ser gemeinsames Ziel war es, den Truppenübungsplatz 
Wildflecken einer friedlichen Nutzung im Rahmen des Bio¬ 
sphärenreservats zuzuführen und damit eine weitere Mili¬ 
tarisierung der Rhön zu verhindern. Mit seiner langjährigen 
kommunistischen Tradition, mit seiner großen politischen 
Erfahrung und seinen klug formulierten Einsichten war uns 
Eberhard nicht nur ein wertvoller Genosse, sondern auch 
ein guter Freund. 

Leider wurde Eberhard im Laufe der Jahre schwer krank 
und damit wurden seine Möglichkeiten der politischen 
Arbeit immer mehr eingeschränkt. 

Am 19. Dezember 2015 war Eberhards Leidensweg im 
Alter von 83 Jahren zu Ende. 

Unsere Solidarität gilt seiner Frau Ellen und seiner Tochter 
Conny. 

Wir werden Eberhard nie vergessen. 

Für die DKP Kreisgruppe 
Erich Leinweber 



★ 

Ein Licht in finsterer Nacht ist erloschen. Wir trauern um 
unsere Genossin, die Kommunistin und Antifaschistin 

Gertrud Grünewald 

Gertrud verstarb am 13.12.2015 im hohen Alter von 98 
Jahren. Sie war zusammen mit ihrem Ehemann Paul für 
viele jüngere Genossinnen und Genossen ein Vorbild an 
Mut und Standhaftigkeit. Ihre liebenswerte und überzeu¬ 
gende Perönlichkeit und Begabung, Zusammenhänge 
verständlich zu vermitteln, beeindruckte über die Partei 
hinaus viele Menschen, mit denen sie in Organisationen 
und Bündnissen zusammenarbeitete, ln den Jahren nach 
der Konterrevolution half sie mit Paul, den Fortbestand der 
Partei im Hochtaunus zu sichern. Solange es ihre Gesund¬ 
heit zuließ, engagierte sie sich in ihrer zweiten Heimatstadt 
Oberursel in der antifaschistischen Erinnerungsarbeit. Wir 
werden Gertrud stets ein ehrendes Andenken bewahren. 

DKP Hessen, DKP Hochtaunus 

Die Trauerfeier mit anschließender Urnenbeisetzung findet 
am 8.1.2016 um 14 Uhr auf dem Alten Friedhof in 
Oberursel-Süd statt. 


Ein langes und ereignisreiches Leben 
ist friedlich zu Ende gegangen. 

Gertrud Grünewald 

geb. Liebig 

*13.3.1917 - t 13.12.2015 

Frankfurt am Main Oberursel / Taunus 

Wir trauern um einen geliebten Menschen, 
den wir nie vergessen werden. 

Kristin Becker-Grünewald und Egon Becker 
Anke Becker und Ansgar Beinke 
Daniel Becker und Eva Fuchslocher mit Maksim und Maira 
Hannes Becker und Annika Kohles 

Die Trauerfeier mit anschließender Urnenbeisetzung findet am 
Freitag, dem 8. Januar 2016 um 14.00 Uhr auf dem Alten Friedhof 
in Oberursel-Süd statt. 



„Die Kampffelder der DKP sind der Betrieb und die Kommune, dort wo 
die Menschen leben und arbeiten und den Grundwiderspruch zwischen Ka¬ 
pital und Arbeit direkt erleben. Hier wirken unsere Grundeinheiten - heute 
zumeist Wohngebiets gruppen - greifen in politische Konflikte ein, unter¬ 
stützen und initiieren Widerstand und schaffen sich ein Umfeld. “ 
(Handlungsorientierung, 21. Parteitag) 

In diesem Sinne heran an die hessischen Kommunalwahlen! 

Wir wünschen allen Genossinnen und Genossen, 
Freundinnen und Freunden, 
ein gesundes und kämpferisches Jahr 

2016! 

DKP Kreisvorstand Darmstadt-Dieburg 
DKP Reinheim - Vorstand und Stadtverordnetenfraktion 
DKP Darmstadt-Bergstraße 
DKP Odenwald 


Allen Genossinnen und Genossen, Freundinnen und 
Freunden die besten Wünsche für ein kämpferisches, 
solidarisches und erfolgreiches 

Neues Jahr 2016 


Herzlichen Dank für Eure Aktivitäten und Euren Einsatz in 
den außerparlamentarischen Auseinandersetzungen. Wir 
wünschen Euch allen ein gutes, gesundes und friedliches 
neues Jahr. 


R 


Rheinland-Pfalz 
Eduard Bredin, Horst Gobrecht, Silvia schall 
Sprecherinnen des Bezirkvorstands 


Lieber Hermann, 

wir wünschen dir für 2016 viel Kraft für deine Gesundheit 
und mit Anna viele glückliche Jahre. 

Ruth, Anja & Peter 


DKP Kreis Unterfranken 

Wünscht allen Genossinnen und Genossen 
Gesundheit und viele schöne Stunden 
auf Demos und Info-Ständen. 

Für Frieden und Sozialismus 


Für ein 


kämpferisches 


Gesundheit, 

gute Ideen 


Ruhr-Westfalen 



Und viele Bücher trag ich im Kopf! 

Ich darf es Euch versichern, 

Mein Kopf ist ein zwitscherndes Vogelnest 
Von konfiszierlichen Büchern. 

Heinrich Heine, Deutschland - Ein Wintermärchen 

So streitbar und kompromisslos wie Heine, so kennen 
und schätzen wir unseren Genossen 

Jürgen Fiedrich, 

der am 2. Januar 2016 

80 Jahre alt wurde 

Jürgen hat viele Bücher gelesen in seinem langen, politisch 
aktiven Leben. Sein Engagement in der IG Metall, der Frie¬ 
densbewegung, der SPD und seit 35 Jahren in der DKP gilt 
den Schwachen und Unterdrückten. Für sie erhob er laut 
seine Stimme, in vielen Diskussionen und unzähligen Le¬ 
serbriefen in der örtlichen Presse. Lieber Jürgen, wir gra¬ 
tulieren nachträglich ganz herzlich und wünschen Dir eine 
bessere Gesundheit! 

Deine Genossinnen und Genossen der DKP Hattingen 



f -\ 

Weingut Eicher 

Rheinterrassen 
Bachstraße 7, 67577 Alsheim 
Tel.: 06249 - 4128, Fax.: 67263 
Email: info@weingut-eicher.de 

V_> 


r -\ 

Genossin, 49 und für län¬ 
gere Zeit in Berlin arbei¬ 
tend, sucht ein Zimmer zur 
Untermiete. Berlin-Mitte, 
Friedrichshain, Pankow, 
Lichtenberg o. ä., gern bei 
Genossen, gern in Frauen- 
WG. Bin freundlich, unkom¬ 
pliziert und fahre an den 
Wochenenden nach Haus 
in den Norden. Angebote 
gern per Mail unter 
dianas.wald@gmx.de. 


Toskana, nah am Meer 

www.toskana-biohof.de | 0039.0566. 81478 


Ökohof im Olivenhain, 
weiter Blick, Stille; 
große helle Zimmer, 
viele gute Bücher, 
Haus oder Häuschen; 
Kinderparadies. 




Entschleunigung: 


Ruhe & Natur satt im Müritz- 
Nationalpark. 2 FeWo je 2-3 Pers. 
ganzjährig in Kratzeburg-Granzin. 
Havel & Havelseen, Boot 6t Rad. 

Info: www.trinogga.de 
Tel.: 0331/870796 (AB) 


Urlaub im schönen Havelland 

- wald- und wasserreich - Nähe 
Berlin-Spandau preiswerte Ferien¬ 
wohnung für 5 Personen (2 Zimmer, 
Wohnküche - Herd, Kühlschrank, Bad, 
Dusche, WC). Preis nach Vereinbarung. 
Näheres Tel./Fax: 033 231/60661 



r -\ 

Urlaub im Lotsenhaus 
an der Ostsee 

(14 km von Stralsund) 

3 komfortable Fe.-Wo. 

Erich und Michaela Bartels 

Näheres: Tel. 03831 -459 366 

www.ferien-im-lotsenhaus.de 
__- 


Am 25. Dezember wird unser 
Genosse Armin Fuchs 65 

Lieber Armin, 

seit vielen Jahren begehst du deinen Geburtstag 
beim Weihnachtstörn auf der Ostsee. Segeln ist 
Deine Leidenschaft. Hier kannst Du abschalten 
von deiner Krankheit und den Auseinanderset¬ 
zungen in unserer Partei, die Dich als sensiblen Menschen sehr 
belasten. Wir wünschen dir darum für deinen Ehrentag und das 
weitere Leben noch viele Weihnachts- und Sommertörns, Kame¬ 
radschaft an Bord, Genossenschaft in der Partei und immer eine 
Handbreit Wasser unter dem Kiel. 

Bei deiner Ausbildung zum Reedereikaufmann hast du die harte 
Arbeit der Hafenarbeiter kennen gelernt und warst später zeitwei¬ 
lig selbst als Lagerarbeiter und Kraftfahrer tätig. Deine eigentliche 
Berufung hast du aber nach einem Studium der Sozialpädagogik 
in der Arbeit mit Menschen gefunden, die deine Hilfe brauchten, 
u. a. als Leiter eines Jugendheimes und schließlich bis zur Pensi¬ 
onierung in der Tätigkeit mit straffällig gewordenen Jugendlichen. 

Mit der Politik bist du zuerst in der Evangelischen Jugend in Be¬ 
rührunggekommen. Die dortigen Diskussionen hatten die Verwei¬ 
gerung des Wehrdienstes zur Folge. Du hast viele Erfahrungen in 
der Gewerkschaft gesammelt, Funktionen in der Vertretung dei¬ 
ner Kommilitonen und der Kollegen im Betrieb bekleidet. Über 
den MSB hat dein Weg 1976 in die DKP geführt, in der du in vielen 
Funktionen tätig warst. 1990 hast du dich durch deine Krankheit 
und die damaligen politischen Ereignisse zeitweilig zurückgezo¬ 
gen. Seit 1994 bist du wieder Mitglied der DKP. Du hast die Be¬ 
zirksorganisation geleitet, warst Mitglied des Parteivorstands und 
bist heute unser Gruppenvorsitzender. 

Lieber Armin, wir danken dir für deine jahrzehntelange Tätigkeit. 

Deine Genossinnen und Genossen der DKP-Gruppe Bremen 


Am 11.01.2016 wird unsere Genossin 
Erika Reitz 90 Jahre! 

Kommunistisches Urgestein in Mönchenglabach. Ganz früh bereits 
in der KPD organisiert und alle Stürme mitgemacht. In der 
Illegalität treu zur Partei gestanden und mitgeholfen, dass die KPD 
weiter arbeiten konnte. 

Nach 1968 die DKP in Mönchenglabach mit aufgebaut und immer 
Verantwortung übernommen. Streitbar und unbeugsam bis heute. 
Leider fordert das hohe Alter seinen Tribut. Geistig nach wie vor 
auf der Höhe der Zeit, wollen Erikas Augen nicht mehr und 
erlauben es ihr leider nicht mehr am Gruppenleben teil zu nehmen 
Liebe Erika, wir wünschen Dir noch viele Jahre 
Gesundheit und geistige Frische. 

Ein aufrichtige „Rot Front“ nach Mönchengladbach! 



Linker Niederthein 


Unser Genosse 

Joachim Kreich 

wurde am 7. Januar 2016 

70 Jahre alt. 

Du bist seit 1972 Mitglied der DKP und hast Dich ein Be¬ 
rufsleben lang als Gewerkschafter und Betriebsrat für Dei¬ 
ne Kolleginnen und Kollegen eingesetzt. Dies war in Mün¬ 
chen bei Siemens. 

Nun kämpfst Du seit fünf Jahren mit uns in Rosenheim. 
Dein besonderer Einsatz gilt der Bündnispolitik, der poli¬ 
tischen Bildung und dem Kampf gegen die Umweltzerstö¬ 
rung. 

Auch im „Z - Linkes Zentrum in Selbstverwaltung" in Ro¬ 
senheim wird Deine politische und organisatorische Arbeit 
sehr geschätzt und ist kaum wegzudenken. 

Wir wünschen Dir zu Deinem Geburtstag alles Gute, be¬ 
sonders Gesundheit und Kraft für unseren gemeinsamen 
Kampf gegen Krieg und Rassismus, für eine gerechtere 
Gesellschaft. 

Deine Genossinnen und Genossen der DKP 
Gruppe Rosenheim und Landkreis 






Ihr seid der Beweis: 

SELBER DENKEN HÄLT JUNG! 



Zum 75. Geburtstag 

grüßen wir unsere Genossen Gerold Spork, 
Karl-Otto Becker 

und unsere Genossin Anne Lichtenstein 


DKP Siegen/Olpe/Hochsauerland 



Alles Gute zum Geburtstag! 

Wir gratulieren ganz herzlich den folgenden 
Genossinnen und Genossen zu ihren 
(halb-) runden Geburtstagen im 2. Halbjahr 2015: 

Mehmet Taskiran zum 60. Geburtstag 
Peter Kremer zum 65. Geburtstag 
Irene Szamocki zum 70. Geburtstag 
Horst Eitler zum 75. Geburtstag 
Carola Reichrath zum 80. Geburtstag 

Wir wünschen Euch weiterhin alles Gute 
viel Gesundheit und Kraft! 

DKP Saarbrücken, Dudweiler und Sulzbach 
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Vorbereitung gestartet 

Zum neuen Jahr traf sich die Arbeitsgruppe zur Vorbereitung des 19. UZ-Presse- 
festes mit Vertretern des DKP Bezirkes Ruhr-Westfalen und der Kreisorganisation 
Dortmund im Revierpark Wischlingen, um mit der konkreten Arbeit vor Ort zu 
beginnen. Planung ist alles, auch wenn das Wetter nicht ganz mitspielte, aber das 
sind wir gewohnt. (Von links nach rechts: Wera Richter, Ulrich Abczynski, Wolf¬ 
gang Richter, Klaus Leger und Michael Gerber) 

Die Pressefestkommision wünscht allen Bezirken, Kreisen, Gruppen und 
Freunden alles Gute und Erfolge in der Vorbereitung unseres Pressefestes 2016, 
viele gute, neue Ideen, zahlreiche Buttonverkäufe und ein tolles gemeinsames 
Pressefest. 


GUTES LESEN 


Neuerscheinung 
Nov. 2015 


Neuerscheinung 
Jan. 2016 


£ 

11 
cd ^ 



Anja 

Röhl 

Granny in 
New York 


Hardcover 
64 S. 19,50 € 



KUBA 


Volker 

Hermsdorf 

KUBA- 

Aufbruch 

oder 

Abbruch? 

Taschenbuch 
206 S. 110- € 


Ein heiter-hintersinniger 
Reisebericht, auch für die, 
die nie nach New York wollen 


ISBN 978-3-95514-024-3 


Gespräche mit 
Hans Modrow (Politiker), 

Fritz Streletz (Militärexperte) 
und Klaus Eichner 
(Geheimdienstexperte) 

ISBN 978-3-95514-026-7 


www.gutes-lesen.de 


Verlag Wiljo Heinen 


Die Perle muss dabei sein 

DKP Dortmund freut sich auf das 19. UZ-Pressefest 


Wir Dortmunder Kommunist/innen freuen uns, dass das UZ- 
Pressefest 2016 beschlossen werden konnte - und dass es vom 
1.-3. Juli wieder im Revierpark Wischlingen stattfinden wird. 
Angesichts der immer neuen Kriegseinsätze der Bundeswehr, 
nun auch in Syrien und der von den imperialistischen Krie¬ 
gen zur Flucht gezwungenen Millionen Menschen begrüßen 
wir die Schwerpunktsetzung als „Fest des Friedens und der 
Solidarität“. 

Noch im Dezember mussten wir eine zynische Werbe¬ 
kampagne für die Truppe erleben, konnten sie gemeinsam 
mit SDAJ und anderen Jugendorganisationen und Bünd¬ 
nissen mit einer Demonstration in der City aktiv beantwor¬ 
ten. Unsere Solidarität gilt den Opfern der imperialistischen 
Kriege, die auch in diesem Land und in unserer Stadt Zu¬ 
flucht suchen. Sie werden in Massenquartieren, auch in ei¬ 
nem Großzelt im Revierpark, untergebracht und sind stets 
von Rechten und erklärten Nazis bedroht und angegriffen. 
Zusammen mit Gewerkschaften und gemeinsam mit dem 
Bündnis Dortmund gegen Rechts, dem Dortmunder Frie¬ 
densforum, mit der DiDF und andern Organisationen ver¬ 


suchen wir die Geflüchteten zu unterstützen, den Neona¬ 
zis entgegenzutreten und über Fluchtursachen aufzuklären. 
Das sind auch die Organisationen, die wir zu unserem Fest 
einladen, sich und ihre Arbeit für Frieden und Solidarität 
vorzustellen. 

Unser eigener Beitrag wird wieder die unverzichtbare 
„Perle vom Borsigplatz“ mit ihrem vielgerühmten Klein- 
Kunst-Politik-Programm werden. Die ersten Programm¬ 
punkte werden ausgeheckt und verabredet - es wird wie¬ 
der eine Mischung aus Tradition und Neuem werden mit vor 
allem lokalen und regionalen Themen und Künstler/innen 
und und ... Lokalkolorit der Gastgeberin. 

Nun gilt es für das Fest zu werben und Buttons zu ver¬ 
kaufen, um es zu finanzieren. Unsere Stadtzeitung „Heisse 
Eisen“ hat die Werbung ganzseitig begonnen und unsere vier 
Stadtteilgruppen werden an allen ihren Infoständen werben 
und die Soli-Buttons anbieten. Gemeinsam für ein großes, po¬ 
litisch starkes UZ-Pressefest - den Rest macht die Juli-Sonne. 

Wolfgang Richter, 
Kreisvorsitzender der DKP Dortmund 


Das Pressefest geht bald online 

Drei Fragen an Männe Grüß, verantwortlich für Öffentlichkeitsarbeit im Sekretariat der DKP 


UZ: Nach UZ-online soll nun bald auch 
das UZ-Pressefest online gehen. Wann 
ist es soweit und was wird es dort neben 
den Basics (Anfahrt, Programm) geben? 

Männe Grüß: Kampfziel ist, dass die 
Seite kurz nach dem Luxemburg-Lieb¬ 
knecht-Wochenende online geht. Das 
wird eine erste Version sein, die einen 
Einblick gibt, was die Partei meint, 
wenn Sie von einem UZ-Pressefest 
spricht. Und es soll Stimmung aufge¬ 
baut werden: mit Statements von Au¬ 
ßenstehenden, die für das Pressefest 
Position beziehen oder der Vorstellung 
fester Angebote auf dem Pressefest - 
vom Kunst- und Büchermarkt, über 
den Jugendbereich bis zur Kogge. 

Das eigentliche Herzstück der Sei¬ 
te wird aber erst zum Tragen kommen, 
wenn das Programm Konturen ange¬ 
nommen hat. Dann wollen wir den Sei¬ 
tenbesuchern die Möglichkeit bieten, das 
Programm auf dem UZ-Pressefest durch 
verschiedene Suchoptionen so komfor¬ 
tabel einzurichten, dass jeder sich nach 
seinen Wünschen eine Programmaus¬ 
wahl online zusammenstellen kann. Auf 
diese Weise wird es z.B. möglich sein mit 
einem Klick zu sehen, was zu einer be¬ 
stimmten Zeit parallel läuft - oder auch 
einen Überblick zu bekommen, wo wann 
welches Musikangebot läuft. 

UZ: Das Pressefest lebt auch von den 
Beiträgen der DKP-Bezirke und der be¬ 
freundeten Organisationen und Gästen 
aus aller Welt, was in der Vergangenheit 
noch kurz vor dem Fest zu Anpassun¬ 
gen und Verschiebungen im Programm 


geführt hat. Wird die Webseite und das 
Programm online laufend aktualisiert? 

Männe Grüß: Das war ja gerade in der 
Vergangenheit das Problem, warum die 
Druckversion des Programms immer 
erst so spät rauskam. Aber genau das 
Problem können wir mit den neuen Sei¬ 
ten elegant lösen: Das Programm kann 
im Prinzip noch auf dem Pressefest von 
den Redakteuren erweitert oder auch 
verändert werden. Und da die Internet¬ 
seite auch eine optimierte Darstellung 
auf Smartphones zulässt, können die 
Pressefestbesucher sich noch auf dem 
Fest selbst einen Programmüberblick 
verschaffen. 

Das soll jetzt übrigens nicht heißen, 
dass die Bezirke sich mit der Program¬ 
mentwicklung zurücklehnen können - 
im Gegenteil: Wenn das Programm on¬ 
line positiv ausstrahlen soll, brauchen 
wir natürlich so früh wie möglich so viel 
Programmpunkte wie möglich! 

UZ: Wie wird neben der Webseite, den be¬ 
reits vorliegenden Plakaten, Flyern usw. 
noch für das UZ-Pressefest geworben? 

Männe Grüß: Nach dem LL-Wochenen¬ 
de werden wir mit einem kleinen Werbe¬ 
paket an die Gliederungen herantreten: 
Da geht es dann vor allem um Webban¬ 
ner für Internetseiten der Parteigruppen 
und Anzeigen für Kleinzeitungen. 

Bundesweit haben wir bereits erste 
Absprachen mit Zeitungen wie der „jun¬ 
gen Welt“ oder dem „Neuen Deutsch¬ 
land“ getroffen. Wichtig wird dann aber 
auch die Werbung in der Region und in 


Dortmund selbst - z.B. auch durch das 
Mieten großflächiger Werbeflächen in 
Dortmund. Bei einer erfolgreichen Wer¬ 
bung geht es dabei übrigens nicht nur um 
das geschickte Bedienen verschiedener 
Informationskanäle, sondern auch um 
den Inhalt des Pressefestes selbst: eben 
das „Fest des Friedens und der Solidari¬ 
tät“, mit dem wir Menschen zusammen¬ 
führen wollen, die auch in Dortmund 
keine Neofaschisten wie die RECHTE 
akzeptieren, und es angesichts der sich 
zuspitzenden Kriegspolitik der NATO- 
Staaten weltweit als ihre Pflicht ansehen, 
Position gegen imperialistische Kriege 
zu beziehen. Dafür gibt es gesellschaft¬ 
liche Mehrheiten - und die müssen auf 
unserem Fest sichtbar werden. 

Die Fragen stellte Lars Mörking 


UZ online: 

www.unsere-zeit.de 

UZ Pressefest online: 
www.uz-pressefest.de 

Spenden für das UZ-Presse- 
fest - Volksfest der DKP 

bitte auf folgendes Konto des 
DKP-Parteivorstands bei derGLS- 
Bank überweisen. 

IBAN: 

DE 63 4306 0967 4002 4875 01 
BIC:GENODEMlGLS 



Jetzt abonnieren und Prämie sichern! L 


Hiermit abonniere ich die UZ - Wochenzeitung der DKP. 
Das Abonnement verlängert sich um ein Jahr, wenn es 
nicht spätestens 6 Wochen vor Ende des Bezugszeit¬ 
raums gekündigt wird. (Bitte eine Aboprämie auswählen) 


NEU! 3 - Monats - Abo zum Kennenlernen 
(Sonderpreis 10,-€) 


Ihre Prämie für ein Jahresabonnement (bitte ankreuzen) 
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Europäische 
Nachkriegs¬ 
ordnung 
(Buch, 300 S.) 

□ 
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□ monatlich □vierteljährlich □ halbjährlich □ jährlich 

*Alle Preise inkl MwSt. und Versand (Sie sparen bis 6,- € pro Jahr 
durch die Erteilung einer Einzugsermächtigung). 
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Marx, Engels 
und Lenin 
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□ 
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Boeing E-3D Sentry AWACS 

Berliner 

Weltpolitik 


D ie schwarz-rosa Bundesregierung 
schickt Awacs-Spionageflugzeu- 
ge in die Türkei. Am Parlament 
vorbei. Aus eigener Machtvollkom¬ 
menheit. Der Dreh von Frau von der 
Leyen und Herrn Steinmeier lautet in 
etwa so: Alles völlig ungefährlich, der 
IS verfügt nicht über die Mittel die 
Awacs-Flugzeuge abschießen zu kön¬ 
nen. Also liege keine „bewaffnete Un¬ 
ternehmung“ im Sinne des Parlaments¬ 
beteiligungsgesetzes Paragraf 2,1 vor. 

Das ist erkennbar eine etwas eigen¬ 
willige Legende. Eine „bewaffnete Un¬ 
ternehmungen“, also ein Krieg, findet 
in dieser „Logik“ nur dann statt, wenn 
der Kriegführende selbst gefährdet ist. 
So lange man beispielsweise Wehrlose 
zerbombt, ist das was auch immer, es 
wird erst dann zum Krieg, wenn irgend¬ 
jemand sich erdreistet zurück zu schie¬ 
ßen. Die nächste argumentative Auf¬ 
fanglinie dieser Akrobatik dürfte wohl 
lauten: Die Awacs sind unbewaffnet. 
„Wir“ schießen ja gar nicht. Wir beob¬ 
achten nur so aus Interesse. 

Die Awacs-Entscheidung pulve¬ 
risiert die gepflegte Legende von der 
„Parlamentsarmee“. Bewusst. Die 
schwarz-rosa Bundestagsmehrheit 
hätte den Awacs-Einsatz ebenso sicher 
durchgewunken wie zuvor den Syrien¬ 
einsatz und wie die diversen Kriegs¬ 
einsätze zuvor schon ihre Mehrheiten 
durch die bellizistischen Blockparteien 
bekommen haben. Aber es scheint den 
strategischen Zirkeln die Zeit gekom¬ 
men, da im Zweifel schnell „zurückge¬ 
schossen“ werden muss und schneidige 
Entscheidungen nicht in der Berliner 
Quatschbude unter dem Einfluss ei¬ 
ner womöglich pazifistischen Bevöl¬ 
kerungsmehrheit zerredet werden sol¬ 
len. Nach der markt- und freihandels¬ 
gerechten nun auch die kriegsgerechte 
Demokratie. Das alles ist reichlich un¬ 
erfreulich, aber nicht das alleinige, viel¬ 
leicht nicht einmal das wichtigste Prob¬ 
lem. Die eigentliche Frage lautet: Was 
machen diese Awacs eigentlich dort? 

Die Bundesregierung tut so, als sei 
der „Natopartner“ Türkei ein bedroh¬ 
tes Land, das dringend der militäri¬ 
schen Hilfe der Bundeswehr bedürfe. 
Diese Legende lag schon der Entsen¬ 
dung der „Patriot“-Einheiten zugrun¬ 
de und sie musste, modifiziert, auch als 
emotionale Abpufferung des Su24-Ab¬ 
schusses herhalten. Allerdings ist diese 
Legende von geradezu alberner Absur¬ 
dität ... 

Im militärischen Ranking gilt die 
Türkei (3657 Panzer und 989 Flug¬ 
zeuge und Helikopter, zum Vergleich 
Deutschland 408 Panzer, 719 Flugzeu¬ 
ge und Helikopter) weltweit als Num¬ 
mer acht. Kein Anrainerstaat würde 
sich freiwillig auf einen Krieg mit die¬ 
ser Macht einlassen. Aber in der Tat, 
die türkische Armee ist im Krieg. Al¬ 
lerdings nicht in einem Verteidigungs-, 
sondern in einem Angriffskrieg. Minis¬ 
terpräsident Erdogan hat Mitte letzten 
Jahres wieder einmal den Kurden den 
Krieg erklärt. Die Armee hat Städte 
durch Panzer und Artilleriebeschuss in 
Kriegszonen und Trümmerlandschaf¬ 
ten verwandelt. Die Patrouillen schie¬ 
ßen während der Ausgangssperren in 
den Kurdengebieten auf alles, vom 
Kleinkind bis zum Greis, was sich be¬ 
wegt. Bis es sich nicht mehr bewegt. 


Die türkische Armee führt nicht nur 
Krieg nach innen, sondern marschier¬ 
te auch mit Panzern und Flugzeugen 
in den Nord-Irak und nach Syrien ein. 
Die durch den AKP-Chef islamisierte 
Türkei ist neben Saudi-Arabien und 
Qatar einer der drei großen Paten des 
IS/Daesh-Terrors. Die türkischen Inter¬ 
ventionen haben unter anderem das of¬ 
fenkundige Ziel, die kurdischen Kräfte, 
Ressourcen und Operationsräume zu 
schwächen und den IS-Ölschmuggel in 
die Türkei und die IS-Operationen in 
Syrien militärisch abzusichern. 

Die islamisierte Türkei und das wah- 
habistisch-fundamentalistische Saudi- 
Arrabien haben eine strategische Part¬ 
nerschaft beschlossen, die mit einem 613 
Milliarden Dollar schweren Investitions¬ 
programm unterfüttert ist. Diese „stra¬ 
tegische Partnerschaft“ bildet gewisser¬ 
maßen den Kern einer „islamischen Al¬ 
lianz“, die gerade von den ambitionierten 
Saudis vorangetrieben wird. Vorgeblich 
„gegen den Terror“. Allerdings bei gleich¬ 
zeitig milliardenschwerer Unterstützung 
des IS-Terrors und gleichzeitig brutalem 
Staatsterror wie beispielsweise gegen 
Jemen. Diese, vor allem militärisch ba¬ 
sierte, „islamische Allianz“ soll 34 Staa¬ 
ten umfassen, von Marokko bis Pakis¬ 
tan reichen und ein operatives Koordi¬ 
nationszentrum in Riad erhalten. Dabei 
agiert das Kräftezentrum Saudi-Arabien, 
Qatar,Türkei vor allem als anti-schiitisch 
gefärbte Kriegspartei gegen die Koope¬ 
rationslinie Russland, Iran, Irak, Syrien 
mit den Fanatikern von IS/Daesh und 
al-Nusra als dschihadistisch-salafistische 
Rambos fürs Grobe. Die aktuelle Ver¬ 
schärfung der Lage wurde am Wochen¬ 
ende in Teheran und Riad deutlich. 

Die Frage lautet daher: welche 
Funktion hat in diesem nur ange¬ 
deutet komplexen Kontext, der mit 
bayrischen Terrorgetöse (Der Ter¬ 
ror ist immer und überall) begleitete 
„Hilfs“-Einsatz der Awacs-Spionage- 
flugzeuge für den Natopartner, oder 
besser Kriegspaten Türkei? Insbe¬ 
sondere da Berlin gleichzeitig die ira¬ 
kisch-kurdischen „Peschmerga“, der 
vom Barzani-Clan beherrschten, se¬ 
paratistischen Erbiler Regionalregie¬ 
rung aufrüstet? 

Spätestens seit dem Syrienkrieg ist 
die 1916 oktroyierte Sykes-Picot-Ord- 
nung des Mittleren Ostens Geschichte. 
Seither ist das Great Game um die Re¬ 
gion mit den neuen militant aggressi¬ 
ven wie ökonomisch potenten Playern 
Türkei/Saudi-Arabien neu entbrannt. 
Natürlich sind die alten Mächte USA, 
Großbritannien und Frankreich nicht 
vom Spieltisch verschwunden. Und 
endlich wieder mit dabei, wie schon 
1914-18: Deutschland. Der alte Traum 
wieder Weltpolitik machen zu können, 
„Gestaltungsmacht“ im Mittleren Os¬ 
ten zu werden, treibt die Steinmeiers 
und von der Leyens um und, Völker¬ 
recht hin oder her, deutsche Soldaten, 
Schiffe, Tornados und Awacs in den 
Krieg. Von zehn Jahren Einsatz ist die 
Rede. Der Bundeswehr-Afghanistan- 
Einsatz geht nun ins fünfzehnte Jahr. 
Erfolglos. Es gibt wenig Grund anzu¬ 
nehmen, warum es im Mittleren Osten 
besser laufen sollte. Die Leichen- und 
Flüchtlingsproduktion hat gerade erst 
begonnen. 

Guntram Hasselkamp 


Weihnachten, das Fest des Friedens! 
Immerhin, Israel hat diesmal nicht 
mit einer Bombardierung von Gaza 
die Feiertage illuminiert. Dafür wur¬ 
den die deutschen Tornados für Flug¬ 
einsätze über Syrien bereit gemacht. 
Und - ganz heimlich, still und leise - 
AWACS-Einsätze der Bundeswehr 
in der Türkei auf den Weg gebracht. 
Ganz zu schweigen von den täglichen 
Schießübungen der ukrainischen Ar¬ 
mee auf die Pro-Russen, diesen neuen 
Volksstamm, der noch viel schlimmer 
ist als die Russen. Denn die können ja 
nichts dafür, dass sie Untermenschen 
sind. Die Pro-Russen sind aber auch 
noch dafür, Russen zu sein, das ist 
ganz schlimm! 

★ 

Am Münchner Bahnhof ist nichts pas¬ 
siert, dank oder trotz Polizeieinsatz, das 
wird man nie herauskriegen. Aber kein 
Weihnachtsmarkt wurde zum Ziel von 
Attentätern! Deutschland ist offenbar 
noch nicht attentatswürdig. Das muss 
sich ändern! Deshalb führen „wir“ ja 
jetzt auch Krieg in Syrien. Damit end¬ 
lich in Deutschland ein großes Attentat 
kommt, damit endlich die brennenden 
Flüchtlingsheime aus den Nachrichten 


Vor fünf Jahren feierte man in der 
BRD noch den Jahrestag der „Um¬ 
wandlung“ der Olympischen Spie¬ 
le. Ob IOC-Präsident Thomas Bach 
(BRD) im beginnenden Jahr 2016 den 
35. Jahrestag jenes unseligen Kongres¬ 
ses in Baden-Baden zu feiern gedenkt, 
ist schwer vorauszusagen. Im Jahres¬ 
kalender des Deutschen Olympischen 
Sportbundes (DOSB) fand ich jeden¬ 
falls keinen Termin, der das ahnen ließ. 
Wen der Begriff „Umwandlung“ stören 
sollte, mag einen anderen wählen, doch 
kein Begriff kann etwas daran ändern, 
dass die Spiele seit dem Kongress 1981 
radikal kommerzialisiert wurden. Der 
DOSB hatte 2011 (27. 9.) den Wandel 
so beschrieben: „Baden-Baden verän¬ 
derte 1981 die Sportwelt. Vor 30 Jahren 
überschritt der Sport in Baden-Baden 
die Schwelle vom Amateur- ins Profi¬ 
zeitalter. Bei einer Feier am Mittwoch 
auf Einladung des DOSB wird die his¬ 
torische Dimension noch einmal deut¬ 
lich. Wohl kein anderes Ereignis hat die 
Sportwelt seit den ersten Olympischen 
Spielen der Neuzeit im Jahre 1896 so 
verändert wie die Botschaft des XI. 
Olympischen Kongresses 1981 in Ba¬ 
den-Baden. (...)“ 

Nach damaliger Sicht Bachs gab es 
vier entscheidende Schritte: „Die Ab- 


„Baden-Baden veränderte 
ig 8 i die Sportwelt“ 


Schaffung des Amateurparagrafen, der 
Beginn der Athleten-Mitarbeit im IOC 
bis hin zur Präsenz eines ihrer Vertreter 
in der IOC-Exekutive, die Abwehr des 
Versuchs einiger Länder, den Sport der 
Politik unterzuordnen, und den Kampf 
gegen Doping.“ 

Der Ordnung halber gilt festzustel¬ 
len, dass der Schritt zu den Profis bru¬ 
tal vollzogen worden war, die anderen 
drei Bach-Schritte aber faktisch nie 
realisiert wurden: Jener Ex-Athlet im 
IOC hat noch keine belangvolle Ent¬ 
scheidung durchsetzen können, ob 
Bach mit seiner Kritik an der Politik 
die USA meinten, die den Boykott der 
Spiele in Moskau inszenierten, hat er 
nie mitgeteilt und der „Kampf“ gegen 
das Doping ist heute noch so aktuell 
wie damals. 

So blieb als also nur der Schritt vom 
Amateur zum Profi und der hatte gra¬ 
vierende Folgen. Evi Simeoni schrieb in 
der „Frankfurter Allgemeinen“ schon 
2011 (27. 9.): „Die Ideen von 1981 prä¬ 
gen bis heute das olympische Athleten¬ 
bild - und öffneten dem Kommerz das 
Tor zu den Spielen. (...) Ein cleverer 


Von Jane Zahn 

kommen, und damit die Zustimmung 
der Bevölkerung zu Vorratsdatenspei¬ 
cherung, Grundrechts-Abbau und 
Bundeswehreinsätzen endlich größer 
wird. So wie in Frankreich. Frauke Pe- 
try rüstet sich auch schon, die deutsche 
Marine Le Pen zu werden. Aber solan¬ 
ge Herr Seehofer Frau Merkel vor sich 
her treibt, brauchen wir hier keine of¬ 
fenen Rassisten, und Patrioten gegen 
die Islamisierung des Abendlands sind 
mehr oder weniger Folklore in Dres¬ 
den. Die CDU macht das schon mit 
dem Abbau von Grundrechten, der 
Abschaffung des Asylrechts und dem 
Wachstum von Armut, unter tatkräfti¬ 
ger Mithilfe der SPD. 

★ 

Gabs noch was Gutes? Ja, in Paris 
wurde ein Klima-Abkommen verab¬ 
schiedet. Das allein ist ja schon Grund 
zur Freude, denn die beiden letzten 
Klimagipfel hatten nicht mal das ge¬ 
schafft. Wenn auch in Ellmau beim 
G7-Gipfel verkündet worden war, dass 
diese sieben Gangster-Nationen in 100 
Jahren aus der Kohle aussteigen wol¬ 
len. Glaubwürdige Märchen gehen an¬ 
ders! Die Ziele von Paris sind schön 
und hehr, aber nicht mehr als Absich- 


Schachzug des Katalanen“ (gemeint 
war Samaranch, d.Verf.), „gemeinsam 
mit Daume, dem Präsidenten des Na¬ 
tionalen Olympischen Komitees für 
Deutschland. Das ganze IOC verlor da- 



Als IOC-Präsident öffnete Juan 
Antonio Samaranch den internati¬ 
onalen Konzernen die attraktiven 
Pfründe Olympias. (West-)Deutsche 
Sportfunktionäre waren seine treuen 
Verbündeten. 

mit seinen Amateurstatus - heute hat es 
Rücklagen in Höhe von fast einer hal¬ 
ben Milliarde Dollar auf dem Konto.“ 
Die „Welt“ hatte schon 2000 (2. 8.) 
vor den Spielen in Sydney geschrie¬ 
ben: „Die traurige Kunde erreichte 
die Olympische Bewegung am späten 
Montagabend. Tennisprofi Anna Kur- 
nikowa ließ wissen, dass sie auf die Teil¬ 
nahme an den Spielen in Sydney ver¬ 
zichten werde. Die Werbe-Ikone Kur- 
nikowa (BH-Werbung: ,Nur die Bälle 
sollten hüpfen 4 ) kalkulierte kühl: Das 


ten. Umgesetzt werden müssen sie erst 
noch, und zwar in den einzelnen Län¬ 
dern. China, das in Peking seit Wochen 
unter einer Smog-Glocke leidet, wird 
sicher Wege finden, sich selbst von den 
Folgen der Produktion von Cö 2 zu be¬ 
freien. Ob die Malediven vor demAb- 
tauchen bewahrt werden, steht auf ei¬ 
nem anderen Blatt. 

★ 

Die Zinsen kommen aus ihrem tiefen, 
tiefen Tal heraus, die FED hat die lang 
schon angekündigte Leit zins erhöhung 
jetzt doch noch geschafft. Ob sie damit 
die neue Krise hinaus zögern kann? 

★ 

Deutschland gewöhnt sich an die 
Flüchtlinge und feiert mit ihnen Weih¬ 
nachten, ja sogar Silvester. In vielen 
Kommunen gab es Versuche, die Knal¬ 
lerei von Flüchtlingsheimen fern zu 
halten, aus Rücksicht auf die trauma- 
tisierten Kinder. Aber was so ein rich¬ 
tiger Deutscher ist, der lässt sich die 
Ballerei zu Silvester nicht verbieten. 
Schließlich geht es darum, böse Geis¬ 
ter auszutreiben, und davon haben wir 
mehr als genug. 

Also dann: Ein Gutes Neues Jahr 
2016! 


alle vier Jahre stattfindende Treffen 
passt nicht in die Turnierplanung. Mit 
ihrer Absage reihte die Nachwuchs-Di¬ 
va Kurnikowa (19) sich in eine lange 
Liste prominenter Sportstars ein, die 
leichtfertig auf das Erlebnis Olympia 
pfeifen. Seit das Internationale Olym¬ 
pische Komitee sich mit der Abschaf¬ 
fung des Amateurparagraphen 1981 im 
großen Rahmen Profisportlern, kom¬ 
merziellen Disziplinen und Sponsoren 
öffnete, gingen viele olympische Ide¬ 
ale zu Bruch. Nach Kräften hat IOC- 
Chef Juan Antonio Samaranch mit 
seiner Gefolgschaft das olympische 
Programm nach den wirtschaftlichen 
Interessen von Firmen und Fernsehen 
neu geordnet. (...) Als Baseball 1992 
aufgenommen wurde, machte James 
Easton, (...) sein Vermögen als Sport¬ 
gerätehersteller. Sein Aluminium-Be¬ 
trieb florierte, weil die Baseballer ihre 
Bälle mit Alu-Schlägern zu bearbeiten 
pflegten. (...) Schamlos wird nach dem 
Verlust der Wertewelt rund um die Rin¬ 
ge nach einem ähnlichen Muster über¬ 
all um Vorteile geschachert wie auf ei¬ 
nem türkischen Basar.“ 

Eine Ausgabe der „UZ“ würde nicht 
reichen, all diejenigen aufzulisten, die 
heutzutage an Olympia verdienen und 
sollte irgendwann ein Staatsanwalt auf 
die Idee kommen, zu untersuchen, wer 
sich an den Spielen bereichert, müsste 
er als erstes ausreichend Kräfte einstel¬ 
len, die ihm in den kommenden Jahren 
bei den Ermittlungen helfen. Deshalb 
sollten sich alle an Frieden und Freund¬ 
schaft Interessierten um den Erhalt der 
Olympischen Spiele bemühen! 

Klaus Huhn 


Der rote Kanal 


Die Kirche und das Geld, D 2016 

Im Finanzbericht des Bistums Köln - 
einem der reichsten Bistümer der 
Welt - stecken hinter einem Milli¬ 
ardenvermögen großangelegte Im¬ 
mobilien- und Fondsgeschäfte. Alte 
Verträge zwischen Kirche und Staat 
führen in anderen Kommunen zu ste¬ 
tigen Einnahmequellen. In Frankreich 
dagegen sind Kirche und Staat strikt 
voneinander getrennt. Ein Landpfar¬ 
rer im Raum Lyon verdient gerade 
einmal 960 Euro. Kirchengebäude 
müssen verkauft, Kirchen abgerissen 
werden, weil ihr Unterhalt nicht mehr 
finanziert werden kann. Autor Micha¬ 
el Wech geht in seinem Film den weit 
verzweigten Kirchenfinanzen nach 
und zeigt, welche Auswirkungen die 
unterschiedlichen Kirchenfinanzsys¬ 


teme in Deutschland und Frankreich 
haben. 

Di., 12. i., 20.15-21.30 Uhr, arte 

Ebola - Das Virus überleben 

Die Dokumentation zeigt vier Libe¬ 
rianer in ihrem Kampf gegen Ebo¬ 
la. Anhand der Geschichten einer 
Krankenschwester, eines Ebola-Pa¬ 
tienten, eines Überlebenden, der die 
Krankheit in sein Dorf brachte, und ei¬ 
nes Pfarrers bekommt der Zuschauer 
einen intimen Einblick in die Situation 
vor Ort. Für die Überlebenden ist es 
ein schwieriger Weg zurück in die Nor¬ 
malität - Schuldzuweisungen, Aus¬ 
grenzungen und materielle Not sind 
die „zweite Welle“ des Ausbruchs. 

Di., 12. i., 22.35-23.30 Uhr, arte 


Schamlos... 

Die Kommerzialisierung Olympias nach 1981 












